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EDITORIAL

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
Leben Sie noch gerne im besten 

Deutschland aller Zeiten? Ich nicht. Ich 
finde es passt, dass sich dieses Land, sei-
ne Politik und seine Medien immer öf-
ter immer massiver selbst loben. Müssen. 
„Unsere“ Demokratie sei in Gefahr, heißt 
es, deshalb müsse sich die Bevölkerung 
hinter den angeblich seriösen Parteien, 
Interessengruppen und Medien versam-
meln, um zu verhindern, dass Dunkel-
männerInnen die Gesellschaft überneh-
men. Leider kenne ich eine ganze Reihe 
Menschen, die, überzeugt, das Richtige 
zu tun, sich auf angesagten Demonstrati-
onen versammeln. „Da sind ganz normale 
Menschen, viele Familien, es ist wie auf 
einem Popkonzert. Wirklich cool. Schau 
Dir das doch mal an.“ Ich bezweifle es ja 
gar nicht. Aber diese Demonstrationen 
werden dadurch ihr unangenehmes Ge-
schmäckle nicht los. Sie sind Teil eines 
Gesamtbildes, das mich anwidert.

Das Land, in dem ich leben will, be-
weist sich nicht durch fest geschlossene 
Reihen gleichgeschalteter Demonstranten, 
die gegen Volksfeinde von rechts oder 
links vorgehen wollen. Die Einwohner 
meines Liebblingslandes verweisen la-
konisch darauf, dass sich hier auch Men-
schen wohl fühlen können, die „ziemlich 
abgespaced“ sind, dass hier jeder seine 
dissidente Ansicht vertreten kann, dass 
es einen Konsens gibt, dass Dissidenten 
nicht nur toleriert werden sondern er-
wünscht sind, als Salz in der Suppe, als 
Beweis für eine realexistierende Freiheits-
liebe. Der Meinungskorridor meines er-
träumten Landes ist ein Urwald. 

Es gibt dieses Land nicht, es ist eine 
Utopie.

Was real existiert, ist eine Dystopie, 
die nicht mehr nach 1932 riecht, sondern 
mittlerweile nach 1934. Realexistierend 
ist eine autoritäre, totalitäre EU, die jetzt 
zum ersten mal deutsche Journalisten de 
facto ausgebürgert und enteignet hat – 

wegen prorussischer Propaganda. Ohne 
dass dieser Frontalangriff auf die Presse 
und Ausdrucksfreiheit Protest in der Öf-
fentlichkeit oder den Mainstream-Medien 
hervorgerufen hätte. Das ist das Haupt-
thema dieses Heftes. Wenn Sie sich ein 
eigenes Bild von der Qualität von Tho-
mas Röpers „Desinformation“ und „Fake 
News“ machen wollen, die ihm die exis-
tentielle Vernichtung eingebracht haben, 
empfehle ich seine Diskussion mit Nico 
Lange von der Münchner Sicherheitskon-
ferenz und mir, die sie -noch- in YouTube 
unter dem Titel „Offener Diskurs Ukra-
ine-Russland Konflikt am 8.11.24“  fin-
den können.

Mit den neuesten EU Sanktionen ge-
gen Russland wurden nicht nur Deut-
sche bestraft. Offenbar konnte auch der 
französische Sicherheitsstaat seine Zen-
sur-Wunschliste einreichen. Afrikani-
sche Journalisten und Medien, die über 
die Abkehr der Länder der Sahelzone 
von Frankreich  berichtet haben, wur-
den wegen „prorussischer Propaganda“ 
abgeurteilt. Weil sie darüber berichten, 
dass 90% des dort geschürften Goldes 
direkt nach Frankreich gehen, ohne den 
Ursprungsländern zu nutzen. Ähnlich 
verhält es sich mit dem dortigen Uran 
und Lithium. Angesichts dieser Tatsa-
chen fragt sich die woke Deutsche Wel-
le: „Sind Sahels Rohstoffe für den Wes-
ten verloren?“, statt kritisch darüber zu 
berichten, dass die EU in alter Kolonia-
listenmanier die unbotmäßigen Einwoh-
ner Afrikas bestraft.

Zu all dem -und zu Gaza- fällt mir 
nichts mehr ein. Außer dem Satz, den 
Max Liebermann, ehemals Präsident der 
preußischen Akademie der Künste, gesagt 
haben soll, als ein SA Fackelzug 1933 
nach der „Machtergreifung“ an seinem 
Haus vorüberzog: „Ich kann gar nicht so 
viel fressen, wie ich kotzen möchte.“

   					   
Dirk Pohlmann, Chefredakteuer Free21

1932 oder 1934?

Free21 wird international! 
Unser Team übersetzt international 
relevante Artikel aus dem Eng-
lischen ins Deutsche und Dänische 
sowie umgekehrt. Bist Du in zwei 
der drei Sprachen zuhause und in 
beiden stilistisch und orthografisch 
sicher? Dann freuen wir uns über 
Deine Hilfe beim Übersetzen bzw. 
Korrekturlesen.

Wenn Du uns ehrenamtlich unter-
stützen möchtest, schreib uns an 
translate@free21.org

Übersetzer/in
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Erstmals sanktioniert die EU deutsche Journalisten. Politik kapert den Rechtsstaat. Viele Kollegen 
schweigen, es betrifft ja andere. Analyse des Schreckens.

EU sanktioniert  
deutsche Journalisten

Thomas Röper und Alina Lipp.

Dieser Text wurde zuerst am 25.05.2025 auf www.voice-
fromrussia.ch unter der URL <https://voicefromrussia.
ch/eu-sanktioniert-deutsche-journalisten/> veröffent-
licht. Lizenz: Peter Hänseler, Stimme aus Russland, CC 

BY-NC-ND 4.0

Sachverhalt

Am 20. Mai 2025 erließ der Rat der 
Europäischen Union (BESCHLUSS 
(GASP) 2025/966 DES RATES [1]) erst-
mals Sanktionen gegen zwei deutsche 
Journalisten – Alina Lipp und Thomas 
Röper. Unterzeichnet wurde dieser Be-
schluss von Kaja Kallas als „Präsiden-
tin“ des Rats der Europäischen Union. 
Das ist sonderbar, denn seit dem 1. De-
zember 2024 amtet Antonio Costa [2] als 
Präsident dieses Rates. Kaja Kallas ist 
seit Dezember 2024 die Hohe Vertrete-
rin der Europäischen Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik und gleichzeitig 
die Vizepräsidentin der Europäischen 
Kommission.

Der Beschluss bezeichnet Lipp und 
Röper als „Kriegskorrespondenten“ und 
deutsche Staatsangehörige. Im Folgen-
den werde ich die Begründung der EU 
auf Thomas Röper beschränken, da die 
Vorwürfe praktisch gleich sind und wir 
den Rahmen dieses Beitrags nicht spren-
gen möchten.

Begründung der EU-Bürokratie – 
Text

Begründet werden die Sanktionen gegen 
Röper folgendermassen [3]:

„Thomas Röper ist ein deutscher Blog-
ger. Durch sein Netzwerk von Online-
Kanälen unter der Bezeichnung ‚An-
ti-Spiegel‘ verbreitet er systematisch 
Fehlinformationen über den Angriffs-
krieg Russlands gegen die Ukraine und 
spricht der ukrainischen Regierung die 
Legitimation ab, insbesondere im Hin-
blick auf die Manipulation der öffentli-
chen Meinung in Deutschland in Bezug 
auf Unterstützung für die Ukraine.

Darüber hinaus legitimierte er die il-
legale Annexion ukrainischer Gebiete 
durch Russland, indem er als „Wahlbe-
obachter“ fungierte und an einer Kam-
pagne zur Förderung des illegalen Refe-
rendums Russlands über die Abspaltung 
der von Russland besetzten Gebiete von 
der Ukraine teilnahm. Außerdem dien-
te er als Sprecher für die Regierung der 
Russischen Föderation zur Verbreitung 

Autor: Peter Hänseler
Jahrgang 1964, studier-
te Rechtswissenschaften 
an der Universität Zürich 
und arbeitete in einer 
Anwaltskanzlei in Zürich, 
danach in New York City. 
Er war für die Marc Rich 
Gruppe in Zug zuständig 
für das Immobiliengeschäft in Russland. Er 
spricht Deutsch, Englisch und Russisch und 
betreibt den Blog „Stimme aus Russland“: 

www.voicefromrussia.ch



5Publiziert auf Free21 am 15.06.2025, 6:00 Uhr

Geschichte & Gesellschaft

russischer Propaganda-Narrative, unter 
anderem bei VN-Treffen nach der Arria-
Formel.

Thomas Röper ist daher beteiligt am 
Einsatz von Informationsmanipulation 
und Einflussnahme und unterstützt die-
sen, und er erleichtert einen bewaffneten 
Konflikt in einem Drittland.“

BESCHLUSS (GASP) 2025/966 DES 
RATES

Sprachlich fehlerhaft

Verhängnisvoll ist bereits die Sprache, 
wenn der Beschluss im ersten Absatz 
schreibt „[…] spricht der ukrainischen 
Regierung die Legitimation ab, insbe-
sondere im Hinblick auf die Manipula-
tion der öffentlichen Meinung […]”. Die-
ser Satz ist grammatikalisch und logisch 
nicht korrekt. Es ist auch kein Überset-
zungsfehler, denn auch auf Englisch 
wird der gleiche Wortsalat geschrieben 
– unter Primarschulniveau. Ein Hinweis 
darauf, wie unsorgfältig diese Behörde 
arbeitet.

Verbreitung systematischer  
Fehlinformationen

Ich verfolge den Blog „Anti-Spiegel“ [4] 
von Thomas Röper und den Telegramka-
nal „Neues aus Russland“ [5] von Alina 
Lipp sporadisch und kenne weder Frau 
Lipp noch Herrn Röper persönlich. Die 
Reichweiten ihrer Kanäle sind jedoch 
beeindruckend.

Ich habe jedoch nie von Fehlinforma-
tionen auf diesen Kanälen gehört. Of-
fensichtlich ist die Begründung der EU 
„systematische Fehlinformationen“ le-
diglich eine unbelegte – und wohl un-
zutreffende – Behauptung. Zutreffend ist 
jedoch, dass die Meinungen, welche von 
Lipp und Röper vertreten werden, kei-
neswegs mit dem Narrativ der EU über-
einstimmen.

Falls man systematische Fehlinfor-
mationen lesen möchte, verweise ich 
als Schweizer auf das Leitmedium der 
Schweiz, die Neue Zürcher Zeitung 
(NZZ). In unserem Artikel „Wehret den 
Anfängen! – Propaganda der NZZ“ [6] 
vom Dezember 2022 analysierten wir 

einen Leitartikel von Chefredaktor Eric 
Gujer und wiesen nach, dass die NZZ 
Fehlinformationen verbreitet. Die NZZ 
wurde übrigens nicht sanktioniert, da 
sie das Narrativ der EU treu vertritt, ob-
wohl die NZZ über einen Korresponden-
ten verfügt, der seit Jahren aus Moskau 
berichtet, und es besser wissen sollte.

Röper spricht der ukrainischen 
Regierung die Legitimation ab

(Präsident) Selenskyj regiert seit Mai 
2024 ohne Rechtsgrundlage, da sei-
ne Amtszeit vor einem Jahr abgelaufen 
ist und er keine Wahlen abgehalten hat, 
die er übrigens auch auf keinen Fall ge-
wonnen hätte. Dies ist der Grund, dass 
wir auf unserem Blog den Titel „Präsi-
dent“ seither in Anführungszeichen set-
zen. Herr Röper und wir sind mit dieser 
Ansicht übrigens in bester Gesellschaft. 
Viele geopolitische Analysten vertreten 
diese Meinung und die fehlende Legiti-
mation von Herrn Selenskyj ist in den 
gegenwärtigen Friedensverhandlungen 
ein großes Thema, da es tatsächlich pro-
blematisch ist, einen Friedensvertrag mit 
einer Partei zu unterzeichnen, der nach 
der Rechtslage im eigenen Land die Le-
gitimation dazu fehlt.

Schließlich bezeichnete am 19. Feb-
ruar 2025 bezeichnete Präsident Trump 
Selenskyj auf Truth Social als, „[…] A 

Dictator without Elections […]“ (dt. „Ein 
nichtgewählter Diktator“) [7].

Röper legitimiert die illegale An-
nexion, indem er als Wahlbeob-
achter fungierte

Ich gehe davon aus, dass Herr Röper die 
Annexion der annektierten Gebiete be-
fürwortet, wofür es nach dem Völker-
recht gute Gründe gibt. Dass er dies tut, 
indem er als Wahlbeobachter fungierte, 
ist jedoch komplett sinnfrei. Zu den Refe-
renden in den annektierten Gebieten ver-
weise ich auf unseren Artikel vom 8. Feb-
ruar 2023 „Selbstbestimmung der Völker 
– der Westen biegt das Recht nach Gut-
dünken“ [8].

Röper trat als Experte bei einem 
VN-Treffen nach der Arria-Formel 
auf

VN-Treffen nach der Arria-Formel sind 
informelle, nichtprotokollierte Treffen des 
UN-Sicherheitsrats, die nicht im offiziel-
len Arbeitsprogramm des Rates stehen. 
Sie ermöglichen den Mitgliedern des Si-
cherheitsrats einen offenen und privaten 
Meinungsaustausch mit externen Exper-
ten und Delegationen, oft auch mit hoch-
rangigen Mitarbeitern der UN oder Ver-
tretern nichtstaatlicher Akteure.

Im Januar 2024 fanden verschiedene Sit-
zungen nach der Arria-Formel statt. Am 
13. Januar 2024 berief das Vereinigte Kö-
nigreich – mit Unterstützung Estlands, 
Lettlands, Litauens, der Ukraine und der 
USA – eine Sitzung nach der Arria-For-
mel mit dem Titel „Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht gegen ukrainische 
Kriegsgefangene und zivile Häftlinge“ ein.

Am 16. Januar 2024 hielt der Rat eine 
Informationssitzung zur Ukraine ab (S/
PV.9839). Slowenien und die Vereinigten 
Staaten – die gemeinsamen Verfasser der 
Resolution zu politischen Fragen in der 
Ukraine – hatten um die Sitzung gebeten, 
um einen allgemeinen Überblick über die 
Entwicklungen zu erhalten.

Um dem Prinzip audiatur et altera pars 
– einem alten rechtlichen Grundsatz, der 
besagt, dass man auch die andere Seite hö-

Donald Trump via Truth Social. (Quelle: 
<https://truthsocial.com/@realDonaldTrump/
posts/114031332924234939>)
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ren muss – nachzukommen, hat Russland 
am 24. Januar 2024 eine Sitzung nach der 
Arria-Formel zur Ukraine mit dem Titel 
„Jenseits des Schlachtfelds: Gräueltaten 
der ukrainischen Streitkräfte gegen Zi-
vilisten“ einberufen. Botschafter Wassili 
Nebensja (Russland) hielt die Eröffnungs-
rede. Die Referenten, die per Videokon-
ferenz teilnahmen, waren: Maxim Grigo-
riev, Mitglied der Öffentlichen Kammer 
der Russischen Föderation; Thomas Rö-
per, deutscher Journalist; sowie zwei Ein-
wohner von Selydove, Vladimir Roma-
nenko und Vladimir Pogorelov, die in der 
von Russland für das Treffen vorbereite-
ten Konzeptnotiz als „Opfer der ukrai-
nischen Streitkräfte“ bezeichnet wurden 
(Quelle: Security Council Report [9]).

Inwiefern Aussagen vor dem Sicher-
heitsrat rechtlich bedenklich sein und da-
her EU-Sanktionen rechtfertigen sollen 
wird nicht begründet, da dies nicht be-
gründbar ist.

Thomas Röper erleichtert einen 
bewaffneten Konflikt

Die obgenannten Tätigkeiten von Herrn 
Röper sollen einen bewaffneten Konflikt 
erleichtern. Inwiefern journalistische Tä-
tigkeiten überhaupt dazu geeignet sein 
könnten, einen bewaffneten Konflikt zu 
erleichtern, verschließt sich mir vollkom-
men und wird in keiner Art und Weise 
begründet.

Das Gegenteil ist richtig: Wenn man 
sich die Mühe macht, die Arbeit von Tho-
mas Röper gründlich zu studieren, stellt 
man fest, dass eines seiner vordringlichen 
Anliegen ist, dass so schnell wie mög-
lich im Konflikt in der Ukraine Frieden 
einkehrt. Allerdings benennt er im Ge-
gensatz zum westlichen Narrativ auch 
die wahren Gründe, die einem Friedens-
schluss entgegenstehen.

Begründung, die keine ist

Die „Begründung“ für die Sanktionen 
von Herrn Röper erachte ich sowohl 
sprachlich als auch inhaltlich als nicht 
vorhanden.

Dies ist nicht überraschend. Herrn Rö-
pers Blog „Anti-Spiegel“ erfreut sich in 

Deutschland großer Aufmerksamkeit, 
vertritt Meinungen, die sich gegen die 
Narrative der etablierten europäischen 
Medien richten und den Mächtigen in 
Brüssel nicht schmecken. 

Es wäre ehrlicher gewesen, wenn Frau 
Kallas, welche den Beschluss als Präsi-
dentin des Rates der Europäischen Uni-
on unterzeichnete, einfach gesagt hät-
te, Herr Röper habe es verdient bestraft 
zu werden, da er eine andere Meinung 
vertritt, „dieser Schmutzfink muss weg“.

Als Rechtsanwalt bin ich bestürzt über 
diese „Begründungen“. Ein Richter würde 
einen Staatsanwalt, der eine Verurteilung 
mit solchen nicht belegbaren Behauptun-
gen erreichen wollte, sogar bei einer An-
klage einer Verkehrsübertretung aus dem 
Gerichtssaal verweisen. Hier geht es aber 
nicht um ein Verkehrsdelikt, sondern um 
die internationale Ächtung und Zerstö-
rung von Existenzen – nota bene um 
Journalisten, deren einziges „Verbrechen“ 
es ist, eine andere Meinung zu vertreten 
als Aparatschiks, die nicht vom Volk ge-
wählt wurden und Europa nachweislich 
in den Untergang treiben.

Bestrafung ohne Delikt – Grund-
satz

Es gibt einen fundamentalen Grundsatz 
im Strafrecht. Dieser lautet „nulla poena 
sine lege“, zu deutsch, „keine Strafe ohne 
Gesetz“. Dieser Grundsatz ist etwa im 
deutschen Strafrecht in § 1 StGB (Straf-
gesetzbuch) verankert: „Eine Tat kann 
nur bestraft werden, wenn die Strafbar-
keit gesetzlich bestimmt war, bevor die 
Tat begangen wurde.“ Wie wichtig dem 
deutschen Gesetzgeber dieser Grundsatz 
war, zeigt sich schon daran, dass er im 
ersten Paragraphen verankert wurde.

EU-Charta

Art. 11 der EU-Charta lautet wie folgt 
[10]:

„Freiheit der Meinungsäußerung und 
Informationsfreiheit

Jede Person hat das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung. Dieses Recht schließt die 
Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, In-
formationen und Ideen ohne behördliche 
Eingriffe und ohne Rücksicht auf Staats-
grenzen zu empfangen und weiterzugeben.

Die Freiheit der Medien und ihre Plu-
ralität werden geachtet.“ Art. 11 der EU-
Charta

Dieser Artikel entspricht inhaltlich 
Artikel 10 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) und ist eine 
zentrale Grundlage für die Gewährleis-
tung demokratischer Grundrechte in der 
EU.

Kein Delikt

Der Rat der Europäischen Union macht 
nicht einmal den Versuch, Herrn Röper 
ein Delikt vorzuwerfen, denn er hat kei-
nes begangen und seine Tätigkeit bewegt 
sich somit im Rahmen von Art. 11 der 
EU-Charta und von Art. 10 EMRK, die 
ihn schützen sollten. Somit ist der Erlass 
von Sanktionen gegen Herrn Röper aus 
strafrechtlicher und freiheitsrechtlicher 
Warte widerrechtlich.

Keine Strafe, sondern Maßnahme

Nicht überraschend verwendet der Rat 
denn auch nicht das Wort „Bestrafung“, 
sondern „Maßnahmen“, wohl um auf bil-
ligste Weise einen rechtsfreien Raum zu 
schaffen, in dem willkürlich Menschen 
anderer Meinung ausgegrenzt und wirt-
schaftlich vernichtet werden können. 
Materiell verletzen diese Massnahmen 
jedoch grundlegendste strafrechtliche 
Prinzipien und Freiheitsrechte.

In seinem Beschluss vom 8. Oktober 
2024, auf denen die Sanktionen gegen 
Herrn Röper beruhen, spricht der Rat 
über „restriktive Maßnahmen angesichts 
der destabilisierenden Aktivitäten Russ-
lands“ [11].

Weiter führt dieser Beschluss in sei-
nen Erwägungen (Ziff. 17) entgegen der 
klaren Rechtslage aus [12]:

„Diese Maßnahmen stehen im Ein-
klang mit den in der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union aner-
kannten Grundrechten und -freiheiten, 
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insbesondere mit der Freiheit der Mei-
nungsäußerung und Informationsfreiheit, 
der unternehmerischen Freiheit und dem 
Eigentumsrecht gemäß den Artikeln 11, 
16 und 17 der Charta. […]“

Inwiefern diese Massnahmen im Ein-
klang mit der der Charta stehen, wird 
selbstredend in keiner Art und Weise 
begründet.

Welche „Strafen“/Maßnahmen 
wurden gegen Thomas Röper  
verhängt?

Einreiseverbot

Art 1, Ziff. 1 [13]:
„Die Mitgliedstaaten ergreifen die 

Maßnahmen, die erforderlich sind, um 
zu verhindern, dass im Anhang aufge-
führte natürliche Personen in ihr Hoheits-
gebiet einreisen oder durch ihr Hoheits-
gebiet durchreisen […]“

Dabei weitet der Rat die Sanktionen 
nach lit. b) auch auf zwei weitere Perso-
nengruppen aus, nämlich,

„b) mit den unter Buchstabe a ge-
nannten natürlichen Personen verbun-
den sind;“

wobei nicht definiert wird, was das 
Wort „verbunden“ bedeutet und,

„c) natürliche Personen unterstützen, 
die unter Buchstabe a genannte Aktivi-
täten ausüben.“

Somit werden Personen, welche Herrn 
Röper unterstützen, ebenfalls sanktio-
niert. Auch hier schweigt sich die Be-
hörde darüber aus, was „unterstützen“ 
bedeutet.

Zwar stellt Ziff. 2 lakonisch fest, dass 
die Mitgliedstaaten – hier Deutschland 
– nicht verpflichtet seien, ihren eigenen 
Staatsangehörigen die Einreise in ihr 
Hoheitsgebiet zu verweigern. Das ist je-
doch zynisch, denn wie soll Herr Röper 
nach Deutschland gelangen, denn Russ-
land hat keine gemeinsame Grenze mit 
Deutschland und Ziff. 1 verbietet auch 
die Durchreise.

Einfrierung sämtlicher  
Vermögenswerte

Art. 2, Ziff. 1 [14]:
„Sämtliche Gelder und wirtschaftli-

chen Ressourcen, die im Besitz oder im 
Eigentum von natürlichen oder juristi-
schen Personen, Organisationen oder Ein-
richtungen stehen oder von natürlichen 
oder juristischen Personen, Organisati-
onen oder Einrichtungen gehalten oder 
kontrolliert werden [eingefroren]“

Der Begriff „eingefroren“ ist reine Se-
mantik, diese Maßnahme ist nichts ande-
res als eine Einziehung von Eigentum, 
denn es wird kein Rechtsweg aufgezeigt, 
welcher der betroffenen die Möglichkeit 
gäbe, diese Maßnahme rückgängig zu 
machen.

Juristische Einordnung dieser 
Maßnahme

All dies verstößt krass gegen die Men-
schenwürde und elementare gemäß der 
Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (GRCh) garantierte Grundfreihei-
ten (Art. 11 GRCh: Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit; Art. 15 GRCh: Berufs-
freiheit und Recht zu arbeiten; Art. 17 
GRCh: Eigentumsrecht; Art. 41 und 47 
GRCh: Recht auf ein faires Verfahren/
Rechtliches Gehör).

Die im deutschen Grundgesetz veran-
kerten Grundrechte spielen hier ange-
sichts der Unterwerfung Deutschlands un-
ter die EU nur eine eingeschränkte Rolle. 
Aber Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG (Grundge-
setz) garantiert das Eigentum und schützt 
den Einzelnen vor willkürlicher staatli-
cher Entziehung oder unverhältnismäs-
siger Nutzungsbeschränkung seiner ver-
mögensrechtlichen Positionen. Nach der 
ständigen Rechtsprechung des deutschen 
Bundesverfassungsgerichts sind Eingriffe 
in das Eigentum nur zulässig, wenn sie:
	· auf gesetzlicher Grundlage beruhen 
(Gesetzesvorbehalt),

	· dem Allgemeinwohl dienen (z. B. Ver-
hinderung oder Ahndung von Strafta-
ten),

	· verhältnismäßig sind, d. h. geeignet, er-
forderlich und angemessen.

Ein zentrales verfassungsrechtliches 
Kriterium für die Zulässigkeit der Ein-
ziehung ist die Tatbezogenheit. Staatli-
cher Zugriff auf Eigentum einschließlich 
einer unverhältnismäßigen Nutzungsein-
schränkung ist nur dann gerechtfertigt, 
wenn ein funktionaler Zusammenhang 
zu einer konkreten Straftat besteht, und 
zwar entweder als Tatmittel oder als Tat-
ertrag. Eine Einziehung von Gegenstän-
den, die mit der Tat in keinem Zusam-
menhang stehen, ist verfassungsrechtlich 
unzulässig.

Hier noch ein paar Beispiele von zu-
lässiger und unzulässiger Einziehung:

      Einziehbar:
	· Bargeld aus Drogenhandel (§ 73 StGB)
	· Fahrzeug als Fluchtmittel (§ 74 StGB)
	· Luxusvilla mit unklarer Herkunft bei 
Bandenkriminalität (§ 73a StGB)

	· Nicht einziehbar:
	· Legal erworbenes Vermögen ohne Tat-
bezug hinsichtlich einer Straftat

	· Eigentum eines Dritten ohne vorsätzli-
che Unterstützung des Sanktionierten

	· Erbschaft oder Vermögen mit nach-
weislich legaler Herkunft.

Die Maßnahmen, welche gegen Frau 
Lipp und Herrn Röper erlassen wurden, 
entbehren jeder juristischen Rechtfer-
tigung: Keine ausreichende gesetzliche 
Grundlage, kein Dienen des Allgemein-

wohls und unverhältnismäßig. 

Weiter besteht kein funktionaler Zusam-
menhang zu einer konkreten Straftat, da 
den Betroffenen nicht einmal ein Delikt 
vorgeworfen wird. Ein Hohn.

Während des Verfassens dieses Arti-
kels hatte ich ein längeres Gespräch mit 
meinem Kollegen Dr. Andreas Mylaeus, 
der deutscher Rechtsanwalt ist. Er stellte 
mir im Nachgang zu unserem Gespräch 
eine kurze Zusammenfassung seiner 
juristischen Gedanken zu, welche den 
Rahmen dieses Artikels sprengen wür-
den, jedoch einen sehr guten Überblick 
gibt und hier verlinkt wurde: „Rechtli-
che Einordnung der EU-Sanktionen ge-
gen Thomas Röper“ [15].
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Bedeutung dieser Entrechtung

Herr Röper und Frau Lipp werden mit 
diesen Maßnahmen faktisch ausgebürgert 
und enteignet – nota bene widerrechtlich.

Der berühmteste Fall einer Ausbürge-
rung liegt 79 Jahre zurück. 1936 wurde 
Thomas Mann von den Nazis ausgebür-
gert. Pikantes Detail: Die Ausbürgerung 
wurde von Ernst von Weizsäcker, dama-
liger Gesandter der Nazi-Regierung in 
Bern, angeregt. Ernst von Weizsäcker war 
der Vater des späteren Bundespräsiden-
ten Richard von Weizsäcker.

Wie reagieren Berufskollegen? – 
Gar nicht.

Abgesehen von alternativen Medien 
schweigen sich die deutschsprachigen 
Medien mehrheitlich aus. Die Berufskol-
legen von Alina Lipp und Thomas Rö-
per stehen für ihre geschundenen Berufs-
kollegen nicht auf. Meine Verachtung für 
alle diese Personen ist grenzenlos.

Und wieder einmal erinnert mich 
das Agieren der Führer an die Nazi-
Zeit. Martin Niemöller [16], ein evange-
lischer Theologe, verbrachte zwischen 
1937 und 1945 sein Leben in KZs. Er 
prägte den Ausspruch, den es in vielen 
Varianten gibt:

„Als die Nazis die Kommunisten 
holten,habe ich geschwiegen,ich war 
ja kein Kommunist.Als sie die Sozi-
aldemokraten einsperrten,habe ich 
geschwiegen,ich war ja kein Sozial-
demokrat.Als sie die Gewerkschafter 
holten,habe ich geschwiegen,ich war ja 
kein Gewerkschafter.Als sie mich hol-
ten, gab es keinen mehr, der protestieren 
konnte.“ [17]

Werden die schweizerischen Be-
hörden diese Sanktionen über-
nehmen?

Die Schweiz hat bis jetzt praktisch alle 
Sanktionen der EU übernommen. Zwar 
behaupten die Schweizer Behörden, dass 
Sie diese erst nach sorgfältiger Prüfung 
übernehme. Diese Aussage war jedoch 
vor allem beim Erlasse des ersten Sank-
tionspaketes im Februar 2022 wenig 

glaubwürdig. Dieses Paket, das äußerst 
umfangreich war, wurde innert 5 Tagen 
nach Inkrafttreten des EU-Paketes von 
der Schweiz in Kraft gesetzt.

Bis jetzt schweigt die Schweiz. Ich gehe 
nicht davon aus, dass die Schweiz dieses 
illegale Schmierentheater mitmacht. Da 
ist mein Vertrauen als Schweizer Anwalt 
in mein Heimatland schlicht zu groß. Ich 
bin in vielen Punkten mit der Außenpo-
litik meiner Heimat – speziell bezüglich 
Neutralität – nicht einverstanden. Den-

noch weigere ich mich zu glauben, dass 
sich die Schweiz auf ein derartig abarti-
ges Niveau herunterläßt und widerrecht-
liche politische Verfolgung und Zerstö-
rung von Journalisten aktiv unterstützt. 
Ich hoffe, dass meine Hoffnung nicht auf 
Naivität beruht.

Abgesehen davon könnte ein derart il-
legales Agieren für die Schweiz Proble-
me kreieren, nicht mit Russland – da ist 
der Krug bereits zerbrochen – sondern 
mit den USA. Hier verweise ich auf die 

Brief von Ernst von Weizsäcker vom 6. Mai 1936, in welchem er die Ausbürgerung von Thomas 
Mann unterstützte. (Foto: Politische Archiv des Auswärtigen Amtes, Wikimedia Commons, 
gemeinfrei)
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Rede von Vizepräsident Vance an der Si-
cherheitskonferenz vom 14. Februar in 
unserem Beitrag „Die Brandrede von 
J.D. Vance in München“ [18]. Die Ame-
rikaner, welche unter Biden unter Zen-
sur litten, machten bezüglich freier Mei-
nungsäußerung eine klare Kehrtwende. 
Dieser Umstand wird wohl in den Ent-
scheidungsprozess der schweizerischen 
Behörden einfließen, so hoffe ich.

Sanktionen wirkungslos, aber 
unmenschlich

Interessant am Sanktionsregime der EU – 
und auch der Schweiz – ist der Umstand, 
dass diese Sanktionen nicht den gerings-
ten Einfluss auf die russische Regierung 
hatten, abgesehen davon, dass sich die di-
plomatischen Verhältnisse zwischen Russ-
land und der EU und in ganz besonderem 
Maße mit der Schweiz verschlechtert ha-
ben. Russland erachtet das Verhalten der 
„Neutralen Schweiz“ als inakzeptabel. Auf 
die Gefahren, mit denen sich die Schweiz 
durch ihr unzuverlässiges Agieren kon-
frontiert sehen wird, haben wir mehrmals 
ausführlich hingewiesen, unter anderem 
in unserem Beitrag vom März 2023 „Die 
Schweiz ist in Gefahr“ [19]. Die ersten 
Konsequenzen haben sich bereits einge-
stellt. Russland – und somit auch China 
– werden die guten Dienste der Schweiz 
wohl für lange Zeit nicht mehr in An-
spruch nehmen. Diese Länder wenden sich 
gegenwärtig an die Türkei und Saudi-Ara-
bien – wer hätte sich dies vor ein paar Jah-
ren vorstellen mögen.

Die Wirtschaft Russlands wächst, den 
Konflikt in der Ukraine werden sie ei-
ner militärischen Entscheidung zu ihren 
Gunsten zuführen können, falls ein Frie-
densvertrag nicht zustande kommt. Die 
einzige Partei, welche dies erkannt hat, 
sind die Vereinigten Staaten. Die Kehrt-
wende von Präsident Trump ist Zeugnis 
davon.

Fazit

Was sich die EU mit der Sanktionierung 
von Alina Lipp und Thomas Röper leis-
tet ist bezüglich Fairness, Rechtsstaatlich-
keit und Menschlichkeit komplett inak-
zeptabel und bereitet jedem Rechtsanwalt 
schlaflose Nächte. Genau so gingen die 
Nazis gegen Menschen vor, welche eine 
andere Meinung hatten und den Mut auf-
brachten, diese zu äußern.

Hans Frank, Rechtsanwalt und späte-
rer Generalgouverneur Polens unter Hit-
ler, wurde 1946 als einer der Hauptan-
geklagten in Nürnberg 1946 zum Tode 
verurteilt und gehenkt – zu Recht.

Er prägte 1933 den Satz [20]: „Recht 
ist, was dem deutschen Volk nützt.“ Die 
Mächtigen in Europa gehen genau gleich 
um mit dem Recht und den Menschen. Sie 
vergewaltigen das Recht und somit auch 
die Rechte von Menschen, die kein De-
likt begangen haben, sondern lediglich 
eine andere Meinung vertreten. Das mag 
kurzfristig funktionieren, aber langfris-
tig wird ein Richter den Strang flechten.

Falls sich die Damen und Herren in Brüs-
sel und Berlin daran stören, mit Nazis 
verglichen zu werden, sei ihnen nahege-
legt, sich nicht wie solche zu verhalten.

An die Damen und Herren Journalisten, 
welche über diese Ungeheuerlichkeit nicht 
berichten, sei gesagt, dass sie damit Un-
recht Vorschub leisten, wohl um den 
Mächtigen nicht auf die Zehen zu stehen 
oder Werbekunden nicht zu vergraulen – 
oder beides. Ihnen scheint die Existenz 
zweier Berufskollegen ein akzeptabler 
Preis für Ihr Schweigen zu sein – schä-
men Sie sich!

US-Vizepräsident J.D. Vance spricht auf der 
Münchener Sicherheitskonferenz. Diese 
Rede wird auch als Brandrede bezeichnet. 
(Screenshot vom 03.06.2025: <https://www.
youtube.com/watch?v=pCOsgfINdKg>)
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Politiker und Medien der EU behaupten immer wieder, die Ukraine verteidige Demokratie, Menschen-
rechte und generell westliche Werte, weshalb die EU der Ukraine, auch zum eigenen Schaden, unbe-
dingt helfen müsse. Und die EU macht Ernst und nimmt sich die Ukraine tatsächlich zum Vorbild.

Die EU hat sich beim Vorgehen 
gegen Kritiker die Ukraine zum 
Vorbild genommen

Screenshot: YouTube Kanal von Thomas Röper, https://www.youtube.com/@AntiSpiegel

Dieser Text wurde zuerst am 26.05.2025 auf www.anti-
spiegel.ru unter der URL <https://anti-spiegel.ru/2025/
die-eu-hat-sich-beim-vorgehen-gegen-kritiker-die-uk-
raine-zum-vorbild-genommen/> veröffentlicht. Lizenz: 

Thomas Röper, Anti-Spiegel

Die Ukraine hat unter Präsident Selens-
kyj ab Anfang Februar 2021, also weniger 
als zwei Wochen nachdem Biden US-Prä-
sident wurde, einen Weg eingeschlagen, 
über den ich seinerzeit ausführlich berich-
tet habe. Damals hat Selenskyj die letz-
ten regierungskritischen Fernsehsender 
des Landes verboten [1].

Die Sender gehörten dem Abgeordne-
ten Taras Kosak, der mit dem Chef der 
stärksten Oppositionspartei im ukraini-
schen Parlament, Viktor Medwedtschuk, 
zusammengearbeitet hat. Eine gesetzli-
che Grundlage hatte das Verbot nicht, 
stattdessen ist Selenskyj damals dazu 
übergegangen, an allen ukrainischen Ge-
setzen und Gerichten vorbei „Sanktio-
nen“ gegen seine politischen Gegner zu 
verhängen.

Keine drei Wochen später traf es auch 
den Oppositionsführer im ukrainischen 
Parlament Viktor Medwedtschuk selbst. 
Ebenfalls per Sanktionen wurde sein Ver-

mögen eingefroren [2]. Fünf Tage später 
wurde gegen einen weiteren prominenten 
Regierungskritiker ein Haftbefehl ver-
hängt und es wurden fast 500 regierungs-
kritische Internetseiten gesperrt [3]. Nur 
einen Tag später, am 26. Februar 2021, 
hat der ukrainische Geheimdienst dem 
Oppositionsführer seine Macht demons-
triert und sein Abgeordnetenbüro unter 
dem Vorwand von Vorwürfen gegen die 
private Wachfirma, die das Büro bewacht, 
stundenlang abgeriegelt [4].

Wohlgemerkt: All das geschah im Feb-
ruar 2021, also über ein Jahr vor der „bru-
talen russischen Invasion“ vom Februar 
2022, mit der westliche Medien seitdem 
all die Missstände in der Ukraine begrün-
den, die sich nicht verschweigen lassen.

Weil ich weiß, dass viele Menschen den 
Unterschied zwischen Sanktionen und 
Gesetzen oder gerichtlichen Verurteilun-
gen nicht wirklich verstehen, will ich das 
zunächst noch einmal kurz erklären.

Autor: Thomas Röper
Thomas Röper, gebo-
ren 1971, hat als Experte 
für Osteuropa in Finanz-
dienstleistungsunter-
nehmen in Osteuropa 
und Russland Vorstands- 
und Aufsichtsratspositio-
nen bekleidet. Heute lebt 
er in seiner Wahlheimat St. Petersburg. Er 
lebt über 15 Jahre in Russland und spricht 
fließend Russisch. Die Schwerpunkte sei-
ner medienkritischen Arbeit sind das (me-
diale) Russlandbild in Deutschland, Kritik 
an der Berichterstattung westlicher Medi-
en im Allgemeinen und die Themen (Geo-)
Politik und Wirtschaft.
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Was sind Sanktionen?

Sanktionen sind etwas, das Staaten gegen 
andere Staaten verhängen. Im Völkerrecht 
sind solche Sanktionen nur dann erlaubt, 
wenn der UN-Sicherheitsrat sie beschließt 
[5], alle nicht vom UN-Sicherheitsrat be-
schlossenen Sanktionen sind völkerrecht-
lich illegal, aber das nur nebenbei.

Sanktionen sind also ein Mittel der in-
ternationalen Politik, aber nicht der In-
nenpolitik.

In der Innenpolitik gelten (wenn auch 
nur theoretisch, wie das Beispiel Ukrai-
ne von 2021 gezeigt hat) die Gesetze ei-
nes Landes, Sanktionen sind aber etwas, 
was in nationalen Gesetzen gar nicht vor-
gesehen ist. Wenn im Inneren eines Lan-
des jemand etwas tut, was gegen geltende 
Gesetze verstößt, dann wird er im Rah-
men der Gesetze bestraft. Der Staatsan-
walt ermittelt, der Beschuldigte hat das 
Recht auf einen Prozess, in dem er sich 
verteidigen kann, und danach spricht ein 
Gericht ein Urteil, gegen das man auch 
noch Rechtsmittel einlegen kann.

So sollte es im Inland zugehen. Das 
wäre rechtsstaatlich.

Selbst Stalin und sogar Hitler haben die-
sen Anschein des Rechtsstaates aufrecht 
erhalten und ihre Gegner vor Gerichte 
gestellt. Das waren dann zwar Schau-
prozesse, deren Urteile ohnehin bereits 
feststanden, aber auch die brutalsten 
Diktatoren der Gegenwart und der Ver-
gangenheit versuchen in der Regel, den 
Schein des Rechtsstaates wenigstens ir-

gendwie zu wahren.

Aber Sanktionen sind etwas anderes, 
denn dabei wird sich nicht auf einen et-
waigen Gesetzesverstoß berufen und es 
gibt keine Anklage, keine Möglichkeit 
der Verteidigung und natürlich auch kein 
Gerichtsverfahren – nicht einmal einen 
Schauprozess.

Sanktionen sind ein politisches, 
kein juristisches Instrument.

Die Selenskyj-Ukraine hat im Februar 
2021 als (meines Wissens) erstes Land 
der Welt begonnen, Sanktionen gegen 

Oppositionelle und Regierungskritiker 
im eigenen Land einzusetzen. Das betraf 
sowohl das Verbot der Fernsehsender An-
fang Februar 2021 als auch den damali-
gen Oppositionsführer im ukrainischen 
Parlament Viktor Medventschuk. Er wur-
de von Selenskyj per Dekret sanktioniert 
und sein Vermögen und das Vermögen 
seiner Frau wurde eingefroren [6].

Seitdem hat Selensky dieses Instru-
ment immer öfter eingesetzt. Zuletzt hat 
er es gegen seine Konkurrenten in der 
(irgendwann) kommenden Wahl einge-
setzt und vor einigen Wochen den ehe-
maligen Präsidenten Poroschenko und 
andere sanktioniert und ihnen ihr Ver-
mögen eingefroren und sie damit faktisch 
aus dem (irgendwann) kommenden Wahl-
kampf ausgeschlossen [7], denn wie soll 
jemand kandidieren und Wahlkampf ma-
chen, wenn all sein Vermögen eingefro-
ren ist und es verboten ist, ihn materiell 
zu unterstützen?

Wenn ich seit 2021 über diese Sank-
tionen innerhalb der Ukraine berichtet 
habe, dann hatten meine Artikel immer 
einen etwas ungläubigen Unterton, denn 
dass ein Regime Sanktionen gegen seine 
eigenen Staatsbürger einsetzt, anstatt sie 
– wenn auch nur, um den Schein zu wah-
ren – in fingierten Gerichtsverfahren aus 

dem Verkehr zu ziehen, ist in der moder-
nen Geschichte meines Wissens einmalig.

Das Instrument gab es in der deutschen 
Innenpolitik des Mittelalters, damals 
wurde jemand als „geächtet“ bezeich-
net, der auf Anweisung eines Herrschers 
rechtlos gemacht wurde. Aber mit dem 
Aufkommen der Idee des Rechtsstaates 
im 18. und 19. Jahrhundert verschwand 
diese Form der Willkür allmählich und 
es setzte sich durch, dass jeder Beschul-
digte ein Recht auf Anklage, Verteidi-
gung und ein Gerichtsurteil hat.

Die Ukraine als Vorbild für die EU

Nun wird die Uhr wieder zurückgedreht 
und den Startschuss dafür hat Selenskyj 
2021 gegeben, während der Westen ihn 
dafür nicht kritisiert hat, sondern statt-
dessen behauptet hat, die Ukraine sei eine 
Demokratie, die die „westlichen Werte“ 
schütze.

Menschen, die die Zustände in der Uk-
raine kennen, fanden das bisher eher lus-
tig und haben gescherzt, dass, wenn die 
Ukraine als „Musterdemokratie“ ein Vor-
bild für die EU sein könne, wohl auch die 
EU sich demnächst ein Beispiel an der 

Screenshot: Tagesspiegel, erstellt am 4.6.2025 – 15:11:06 https://www.tagesspiegel.de/inter-
nationales/sie-posierten-mit-lawrow-eu-sanktioniert-erstmals-deutsche-staatsburger-wegen-
russland-propaganda-13727572.html
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Ukraine nehmen und zu solchen Maß-
nahmen greifen dürfte. 

Das war natürlich als Witz gemeint, 
denn trotz aller in der EU um sich grei-
fenden Repression, Zensur und Ein-
schüchterungen von regierungskritischen 
Stimmen konnte sich kaum jemand ernst-
haft vorstellen, dass die EU den Rechts-
staat so offen abschaffen würde, dass sie 
gegen eigene Staatsbürger willkürliche 
Sanktionen verhängt.

Aber falsch gedacht, wie die letzte Wo-
che gegen Alina Lipp und mich verhäng-
ten Sanktionen gezeigt haben.

Was das bedeutet

Es geht mir, wenn ich das hier schreibe, 
nicht um mich. Ich lebe in Russland und 

mir können die Sanktionen relativ egal 
sein. Ja, mein Einkommen wird geschmä-
lert, wenn ich keine Spenden mehr be-
kommen kann, aber das werde ich über-
leben.

Mir geht es mit diesem Artikel darum, 
andere zu warnen. In der Woche, die seit 
der Verhängung der Sanktionen vergan-
gen ist, habe ich unglaublich viel Neues 
gelernt, denn es haben sich einige Juris-
ten (darunter auch bekannte Anwälte) bei 
mir gemeldet und mir Fragen beantwor-
tet oder rechtliche Ausarbeitungen zum 
Thema Sanktionen geschickt.

Wenn die EU demnächst anfängt, 
auch andere Kritiker zu sanktionieren 
und es dann Menschen trifft, die in der 
EU leben, dann wird es für die wirk-
lich schlimm. Ich habe es bereits in ei-
nem Artikel zitiert [8], aber ich tue es 

noch einmal, um zu erklären, was das 
bedeutet.

Laut dem „BESCHLUSS (GASP) 
2024/2643 DES RATES“ der EU [9], in 
dem geregelt ist, was für Sanktionierte 
gilt, wird sämtliches Vermögen Sankti-
onierter in der EU eingefroren. Man hat 
keinen Zugriff mehr auf seine Konten, 
seine Immobilien, seine Firmenanteile 
und so weiter. Und für alle anderen (also 
Freunde, Verwandte, Nachbarn, Kolle-
gen, etc.) gilt:„

Einem Sanktionierten) dür-

fen weder unmittelbar noch mittelbar 
Gelder oder wirtschaftliche Ressour-
cen zur Verfügung gestellt werden oder 

zugutekommen.“

Screenshot: Rat der Europäischen Union, erstellt am 4.6.2025 – 15:32:50, https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2025/05/20/
russian-hybrid-threats-eu-lists-further-21-individuals-and-6-entities-and-introduces-sectoral-measures-in-response-to-destabilising-activi-
ties-against-the-eu-its-member-states-and-international-partners/
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Im Klartext: Wenn einem Sanktionierten 
„weder unmittelbar noch mittelbar Gel-
der oder wirtschaftliche Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden“ dürfen, kann 
es schon als Sanktionsumgehung strafbar 
sein, wenn ein Sanktionierter zum Bier 
und zum Essen eingeladen wird, weil 
dazu – wenn es im Restaurant passiert 
ganz sicher – „Gelder oder wirtschaft-
liche Ressourcen“ nötig sind, die dem 
Sanktionierten damit „unmittelbar“ zu-
gutekommen. Von Geld leihen oder ähn-
lichem gar nicht zu reden, das ist verbo-
ten und strafbar.

Nur wovon soll man leben und seine 
Miete bezahlen, wenn alles Geld, das 
man hat, eingefroren wurde?

Der Willkür ausgeliefert

Laut den Sanktionen kann die deutsche 
Regierung einem Sanktionierten unter 
den ihr „angemessen erscheinenden Be-
dingungen die Freigabe bestimmter ein-
gefrorener Gelder oder wirtschaftlicher 
Ressourcen oder die Bereitstellung be-
stimmter Gelder oder wirtschaftlicher 
Ressourcen genehmigen“. Sie kann, muss 
aber nicht.

Auch die Zwecke, zu denen die Regie-
rung Gelder freigeben darf, sind genau 
festgelegt. Zum Beispiel „zur Befriedi-
gung der Grundbedürfnisse (…), ein-
schließlich für die Bezahlung von Nah-
rungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, 
Medikamenten und medizinischer Be-
handlung, Steuern, Versicherungsprämien 
und Gebühren öffentlicher Versorgungs-
einrichtungen“. Aber dafür gilt, dass die 
Regierung entscheidet, was ihr „angemes-
sen erscheint“.

Das bedeutet, dass die Regierung ent-
scheidet, wie viel von seinem eigenen 
(aber eingefrorenen) Geld ein Sanktio-
nierter für Lebensmittel und Miete aus-
geben darf. Wenn die Regierung entschei-
det, dass die gemietete Wohnung zu groß 
und daher „nicht angemessen“ ist, wün-
sche ich jedem Sanktionierten viel Spaß 
bei der Suche nach einer neuen Wohnung. 
Und bei Lebensmitteln dürften (meine 
Vermutung) die gesetzlich festgelegten 
Grundbedürfnisse angerechnet werden.

Beim Bürgergeld stehen aktuell rund 
195 Euro monatlich für Lebensmittel und 

alkoholfreie Getränke zur Verfügung, das 
sind 6,42 Euro am Tag [10]. Das dürfte 
das sein, was die Regierung einem Sank-
tionierten in ihrer Gnade als „angemes-
sen“ genehmigen dürfte.

Und es ist noch nicht einmal klar, ob 
man sich dagegen juristisch wehren kann, 
denn unter den Ausnahmen ist auch auf-
gelistet, dass die Regierung erlauben 
kann (aber nicht muss), eingefrorene 
Gelder „für die Bezahlung angemesse-
ner Honorare und die Rückerstattung von 
Ausgaben im Zusammenhang mit der Er-
bringung juristischer Dienstleistungen“ 
zu verwenden. Aber was sieht die Regie-
rung dabei als angemessen an?

Sanktionen sind ein juristisches Gebiet, 
auf dem sich nur wenige Anwälte ausken-
nen. Außerdem klagen dagegen in der Re-
gel nur große Konzerne und die Spezi-
alanwälte berechnen einen Stundensatz 
(nicht Tagessatz, sondern Stundensatz!) 
von weit über tausend Euro. Selbst wenn 
jemand so viel gespart hat, um sich so ei-
nen Anwalt leisten zu können, ist es frag-
lich, dass die Regierung solche Honora-
re für „angemessen“ hält und das Geld 
dafür freigibt.

Ein Sanktionierter kann selbst keinen 
Anwalt bezahlen, weil das eigene Geld ja 
eingefroren ist. Ob die Regierung es frei-
gibt, damit man sich gegen die Sanktio-
nen wehren kann, ist zweifelhaft. Ob ein 
Anwalt einen Sanktionierten pro bono, 
also umsonst, verteidigen darf, ist nicht 
klar, denn das wären ja „wirtschaftliche 
Ressourcen“, die man dem Sanktionier-
ten „weder unmittelbar noch mittelbar“ 
zur Verfügung stellen darf. Das gleiche 
könnte für einen Spendenaufruf gelten, 
um Geld für die Bezahlung eines Anwalts 
zu sammeln.

Ich weiß, dass einige Juristen das der-
zeit prüfen, aber bisher sieht es so aus, 
als sei einem Sanktionierten auch sein 
Grundrecht auf juristischen Beistand ge-

nommen.

Diesen Artikel schreibe ich an die Adres-
se aller Journalisten-Kollegen, die noch 
in Deutschland und der EU sind und die 
Regierung und die EU für deren Politik 
kritisieren. Liebe Kollegen, Ihr solltet für 
den Fall, dass Ihr die nächsten seid, einen 

Plan B bereithalten, denn das Leben, das 
Ihr kennt und bisher geführt habt, wird 
an dem Tag vorbei sein, an dem Ihr auch 
auf einer Sanktionsliste der EU landet.

Das Beispiel von Alina Lipp und mir 
zeigt, dass das keineswegs utopisch ist.
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Zwischen Wahrheit und Willkür – über Alina Lipp, ihre Bericht
erstattung und die europäische Realität 
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Am 20. Mai 2025 will die Europäische 
Union das 17. Sanktionspaket verabschie-
den. Es ist ein Vorgang von historischer 
Tragweite – nicht wegen seiner Größe, 
sondern wegen seines Charakters. Denn 
diesmal betrifft es keine Staaten, keine 
Konzerne, keine Waffenlieferanten. Es 
betrifft eigene Bürger, Journalisten und 
Blogger. Menschen, die schreiben, was 
nicht gesagt werden soll – oder nicht 
mehr gesagt werden darf. Die Namen, die 
in einem geleakten Entwurf von Correc-
tiv genannt wurden, lauten Thomas Rö-
per und Alina Lipp. Beide berichten aus 
Russland. Beide haben sich Reichweiten 
erarbeitet, die aus dem Stand – außer-
halb der Systempresse – kaum jemand zu 
erreichen vermag: Alinas Kanal „Neues 
aus Russland“ zählt rund 200.000 Abon-
nenten. Thomas Röpers Plattform Anti-
Spiegel wird täglich tausendfach aufgeru-
fen, weil sie das tut, was deutsche Medien 
nicht mehr leisten: Originalquellen lesen, 
übersetzen, kontextualisieren. Und genau 
das scheint das Problem zu sein. Denn 

wer heute eine starke Stimme hat – auf 
Telegram, YouTube, Webseiten – und das 
sagt, was im offiziellen Diskurs nicht vor-
gesehen ist, der wird nicht mehr wider-
legt. Er wird aussortiert. Isoliert. Sankti-
oniert. Es geht nicht um Inhalte. Es geht 
um Kontrolle.

Was diese Journalisten tun, ist unbe-
quem – aber legitim. Sie publizieren Re-
den der russischen Führung, Kommentare 
russischer Wirtschaftsexperten, Philoso-
phien, Feldberichte. Nicht, um zu gefallen, 
sondern um zu ergänzen. Um ein Bild zu 
zeigen, das mehr ist als ein westlicher Aus-
schnitt. Doch in einer EU, die längst den 
Operationsplan Deutschland entworfen hat 
– zur zivil-militärischen Vorbereitung ei-
nes möglichen Krieges gegen Russland –, 
passt diese Vielstimmigkeit nicht mehr ins 
Konzept. Man will niemanden mehr, der 
Frieden denkt. Stattdessen erleben wir ein 
Klima, in dem Künstler mit Auftrittsver-
boten belegt werden, Unternehmen For-
mulare unterschreiben müssen, dass sie 
nicht mit russischen Firmen zusammen-

https://apolut.net/juristische-ausloschung-ohne-urteil-von-sabiene-jahn/
https://apolut.net/juristische-ausloschung-ohne-urteil-von-sabiene-jahn/
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arbeiten – und nun auch Journalisten ins 
Visier geraten, die der Zensur nicht durch 
Selbstzensur zuvorkommen. Wenn diese 
Logik durchgeht, ist nicht nur das Sankti-
onsrecht entgleist.

Treue zu dem, was stimmig ist

Wenn Entscheidungen fallen, dann ge-
schieht das oft nicht öffentlich, nicht laut, 
nicht aus Pose. Es sind leise, verdichtete 
Momente, in denen etwas in einem selbst 
unüberhörbar wird. Man kann das Intuiti-
on nennen oder schlicht: innere Notwen-
digkeit. Ich habe solche Momente erlebt. 
Und ich erkenne sie bei anderen wieder 
– etwa bei meiner Kollegin und Freundin 
Alina Lipp. Unsere Geschichten verlau-
fen nicht parallel, aber sie berühren sich 
in einem entscheidenden Punkt: Wir ha-
ben uns nie mit dem abgefunden, was sich 
als alternativlos ausgab. Und wir wuss-
ten, dass man für eine solche Haltung 
manchmal den Preis zahlt – nicht später, 
sondern sofort. Ich war 18 Jahre alt, als 

ich mich entschied, ein Volontariat in ei-
nem der angesehensten DDR-Medienhäu-
ser zu beenden. Nicht, weil ich scheiter-
te. Sondern, weil man von mir verlangte, 
mich zu entscheiden: für den Journalis-
mus oder für die Musik. Ich sollte meine 
künstlerische Tätigkeit – die Bandauf-
tritte, das Zusammenspiel mit Musikern 
der Dessauer Philharmonie – aufgeben, 
um „voll bei der Sache“ zu sein. Die Ent-
scheidung kam nicht aus mir, sie wurde 
mir abverlangt. Von einer Funktionärin 
mit grauvioletter Haarpracht, die meinte, 
über meine Leistungsfähigkeit besser Be-
scheid zu wissen als ich selbst. Doch ich 
wusste: Wenn ich mich hier beuge, beuge 
ich mich nicht nur vor einer Anweisung 
– ich verliere etwas, das mich selbst aus-
macht. Also sprach ich. Vor versammel-
ter Chefredaktion. Ich sagte nicht trotzig, 
sondern mit ruhiger Klarheit: Ich gehe. 
Ich wollte nicht, dass sie über mich reden, 
ich wollte, dass sie mich hören.

Es war eine Entscheidung gegen das 
Funktionieren und für das Eigene – für 
Ganzheit, die mich ausmachte. Und ich 

bereue sie nicht. Denn ich blieb auf mei-
nem Weg. Ich schrieb. Ich musizierte. Ich 
baute mir ein Leben, das beide Welten 
miteinander verband – nicht ohne Brü-
che, aber in Treue zu dem, was in mir 
stimmig war.

Mit einem Land sprechen

Jahrzehnte später lernte ich Alina ken-
nen – auf einem Wochenende des Ver-
eins Druschba, der die deutsch-russische 
Freundschaft pflegt. Für mich als ehema-
lige DDR-Bürgerin war das keine exoti-
sche Idee. Die Beziehung zur Sowjetuni-
on war Teil unseres früheren Alltags. Wir 
führten Brieffreundschaften mit russischen 
Schülern, lernten ihre Sprache, sangen ihre 
Lieder. Gewiss, manches war ritualisiert 
– FDJ-Hemden, staatlich inszenierte Fes-
tivals. Aber der Grundgedanke war echt: 
Nie wieder Krieg. Nie wieder Faschismus. 
Nie wieder Hass auf die, mit denen uns 
Befreiung verband. Alina war bei diesem 
Treffen unauffällig, aufmerksam. Kein lau-

Der Eintrag von Alina Lipp auf der EU-Sanktionsliste. (Screenshot: Amtsblatt der Europäischen Union, am 25.05.2025, <https://eur-lex.europa.
eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202500966>)

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202500966
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202500966
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tes Statement, kein Bedürfnis nach Wir-
kung. Offen, fragend, zugewandt. Eini-
ge Zeit später schrieb sie mir: ob ich mir 
vorstellen könne, mit ihr einen YouTube-
Kanal (DruschbaFM) aufzubauen. Über 
Russland. Über Alltägliches. Über das, 
was Deutsche nicht mehr sehen oder ver-
stehen. Ich sagte ja – nicht, weil ich einen 
Plan hatte, sondern weil ich ihren Impuls 
spürte: das Bedürfnis, nicht über, sondern 
mit einem Land zu sprechen.

Dann ging sie auf die Krim, besuchte 
ihren Vater – und blieb. Nicht aus Kal-
kül, sondern weil sie in dieser Umgebung 
begann, neu zu denken, zu beobachten, 
zu sprechen. Nach einem Studium, einer 
Beziehung, die sie zurückließ und einer 
inneren Unruhe, die sie ernst nahm, ging 
sie den Schritt zu sich selbst. Sie war of-
fen. Wir hielten Kontakt. Alina wollte 
keine Reporterin sein. Der Anfang war 
unauffällig. Kein Donnerschlag, keine 
große Ankündigung. Sie startete ihren 
Telegram-Kanal am 5. November 2021 – 
mit einem Beitrag, der eher nach einem 
Reiseblog klang. Der Titel ihrer beglei-
tenden Internetseite lautete: „Glücklich 
auf der Krim“. Dort lebte ihr Vater seit 
einigen Jahren, hatte sich von Deutsch-
land verabschiedet. Alina sprach über 
Sprachschulen, das Leben auf der Halb-
insel, sie filmte Alltagsszenen, Marktbe-
suche, Spaziergänge, erzählte zugewandt 
und neugierig.

Aus der Idee eines Kulturkanals wurde 
mehr. Viel mehr. Denn Alina fuhr weiter 
– in den Donbass. Sie war keine ausgebil-
dete Kriegsreporterin. Sie hatte kein Team 
im Rücken. Aber sie hatte ihren eigenen 
Maßstab. Sie wollte hören, was Menschen 
erlebten, die sonst niemand befragte. Ali-
na blieb – tagelang ohne Strom, ohne Hei-
zung. Sah schwer verwundete oder ver-
stümmelte Menschen, Tote. Und mit der 
Kamera in der Hand, die nicht als Waffe 
diente, sondern als Fenster.

Im Krieg angekommen

Sie wollte nicht „Beruf: Russland-Ex-
pertin“. Sie wollte etwas Echtes. Und sie 
suchte es nicht im System, sondern bei 
den Menschen. Sie war nicht naiv – im 
Gegenteil. Ihre Sprache war nüchtern, 
aber ihr Blick war offen, ohne Zynismus. 

Sie suchte, wie so viele in ihrer Generati-
on, nach etwas Sinnvollem. Nicht auf dem 
Papier. Sondern im gelebten Alltag. Dass 
sie in den Donbass reisen würde, hatte ich 
schon geahnt. Und ich verstand es. Wenn 
man einmal gespürt hat, was Wahrheit 
sein kann – konkret, leibhaftig, ungefil-
tert –, dann gibt man sich nicht mehr mit 
Floskeln zufrieden. 

Es begann schleichend. Zuerst mit Auf-
nahmen von einem zerstörten Kindergar-
ten, keine Soundkulisse, kein Logo, kein 
Schnitt. Nur Stimme, nur Bild, Nähe. 
Alina war angekommen. Nicht im Be-
ruf, sondern im Geschehen. Sie filmte, 
was da war. Und sie kommentierte nicht 
viel. Ihre Sprache war knapp, fast sach-
lich, manchmal trocken – wie eine Notiz 
aus einem Tagebuch, das sich selbst nicht 
erklären will. Für mich war das mehr als 
eine Reportage. Es war ein Moment, in 
dem man spürt, dass jemand nicht für 
Klicks oder Schlagzeilen arbeitet, son-
dern aus einem inneren Auftrag heraus. 
Nicht politisch, nicht ideologisch, son-
dern menschlich.

Wir schrieben uns in dieser Zeit nicht 
regelmäßig. Ich wusste, dass Alina keine 
tägliche Begleitung wollte. Aber wir hiel-
ten Kontakt. Ich fragte vorsichtig: „Wie 
hältst du das aus?“ Und sie schrieb ein-
mal zurück: „Man lernt, nicht alles emo-
tional zu verarbeiten. Man sortiert. Aber 
man vergisst es nicht. Erst in den Pausen, 
wenn ich für einige Tage nach Hause zu-
rückkehre, spüre ich die Belastung, psy-
chische Anspannung, die Unwirklichkeit 
im Kopf, die real, ernst und blutig ist. Und 
wenn man sieht, dass niemand da ist au-
ßer einem selbst – dann macht man wei-
ter.“ Ich habe oft über diese Worte nach-
gedacht. Sie klingen nicht kämpferisch. 
Aber sie tragen etwas, das viele in sich 
spüren, aber nicht aussprechen: Verant-
wortung, die nicht abgefragt wurde. Die 
man nicht wollte – und doch übernimmt, 
weil sonst niemand da ist.

Information allein reicht nicht

Die Abonnentenzahl war zunächst über-
schaubar: etwa 2.000 Menschen folgten 
ihr. Doch schon hier war spürbar, was 
sie trug: eine Mischung aus persönlicher 
Nähe, entideologisiertem Blick und jour-

nalistischer Disziplin im besten Sinne – 
keine fertige Haltung, aber ein offenes 
Sensorium. Ende Oktober 2021 reiste sie 
erstmals nach Donezk. Auch das war kein 
Ereignis mit Pressefoto. Sie war einfach 
da. Filmte Straßenzüge, sprach mit Men-
schen, dokumentierte, wie Corona den 
Alltag prägte, zeigte Restaurants. Als Zu-
schauerin. Als Fragende. In einem kur-
zen Clip sagte sie: „Ich werde laufend ge-
fragt, ob man in Donezk Schüsse von der 
Front hört. Manchmal hört man was im 
Zentrum, aber nicht jeden Tag. Das ers-
te Mal für mich war am 27., als die uk-
rainische Armee mit einer Drohne mit 
Sprengsatz versucht hat, das Donezker 
Öllager zu sprengen. Glücklicherweise 
ist der Sprengsatz erst beim Entschärfen 
detoniert – ein Großteil der Stadt wäre 
ausgelöscht worden!“

Die Detonation war deutlich zu hö-
ren. Kein symbolisches Geräusch, kein 
überzeichneter Bericht. Es war einfach 
da. Spürbar. Greifbar. Und damit auch: 
erschütternd. Alina verlinkte zu diesem 
Ereignis einen Artikel von Thomas Rö-
per, erschienen am 1. November 2021 auf 
Anti-Spiegel, in dem der Angriff minuti-
ös geschildert wurde. Die Beschreibung 
des Drohneneinsatzes, der durch ukrai-
nische Militärs gegen zivile Infrastruktur 
geführt wurde, war in westlichen Medien 
kaum ein Thema. Alina wusste das – und 
sie wusste, dass ihre Leser und Zuschau-
er auf genau solche Quellen angewiesen 
waren. Es war nicht ihr Ziel, zu missio-
nieren. Aber sie verstand, dass die Infor-
mation allein nicht reicht – sie muss auch 
zugänglich sein.

Nicht Kommentatorin, sondern 
Mittlerin

In dieser frühen Phase ist vieles an ihr 
noch tastend, fast dokumentarisch vorsich-
tig. Sie fragt. Sie beobachtet. Sie wundert 
sich. In einem Clip beschreibt sie, wie Be-
wohner aus frontnahen Grauzonen Kri-
tik an russischer Einflussnahme äußern 
– ein Detail, das westlichen Medien oft 
fehlt, weil es nicht ins Freund-Feind-Mus-
ter passt. Alina zeigt die Grautöne – selbst, 
wenn sie ihrer eigenen Beobachtung wi-
dersprechen. Ihre Mutter, so erzählte sie 
mir, rät ihr eindringlich davon ab, wei-
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ter in den Donbass zu reisen. Doch Alina 
folgt einem inneren Impuls. Vielleicht ist 
es jugendliche Unerschrockenheit, viel-
leicht auch das, was man nicht mehr los 
wird, wenn man einmal begonnen hat, hin-
ter die Kulissen zu schauen. Es hat nichts 
mit Abenteuerlust zu tun. Es ist eher ein 
tiefer, ernster Zug: der Wunsch, zu verste-
hen. Und der Wille, sichtbar zu machen, 
was sonst verschwiegen wird. Sie ist kei-
ne ausgebildete Journalistin. Aber sie ist 
durch ihr abgeschlossenes Studium geübt 
im Umgang mit Quellen, bezieht Infor-
mationen aus Telegram-Kanälen lokaler 
Reporter, prüft Straßennamen in Videos, 
analysiert die geografischen Lagen. Oft 
werden ihre Beiträge ergänzt durch Fund-
stücke anderer – und genau darin liegt ihre 
Stärke: Sie aggregiert, filtert, übersetzt, wo 
andere abschalten. Sie versteht sich nicht 
als Kommentatorin, sondern als Mittle-
rin. Und: als Beobachterin einer Realität, 
die für viele in Europa unsichtbar bleibt. 
Denn als Europäer ist man in diesem Kon-
flikt auf Dritte angewiesen – auf diejeni-
gen, die vor Ort filmen, die mit Menschen 
sprechen, die nicht gefiltert sind durch PR-
Agenturen oder Ministerien. Ohne Ali-
nas Übersetzungen, ohne ihre Bereitschaft, 
diese Materialflut aufzubereiten, wäre der 
Blick auf den Donbass noch einseitiger. 
Sie selbst schreibt, dass sie nicht jede die-
ser Stimmen vollständig beurteilen kann. 
Aber sie benennt sie. Und macht transpa-
rent, worauf sie sich stützt.

In einer Zeit, in der westliche Medien 
fast ausschließlich aus Kiew oder Lwiw 
berichten, ist dieser Perspektivwechsel 
mehr als ein journalistischer Dienst: Er 
ist ein Akt der demokratischen Notwehr. 

Dass ihr dafür der Vorwurf der Propa-
ganda gemacht wird, ist zynisch – denn 
ihre Leser und Zuschauer wissen längst, 
was sie an ihr haben: kein Dogma, son-
dern Zugang. Und das war erst ihr ers-
tes Jahr.

Der Pressefreiheit verpflichtet

Sie trägt damals noch keinen Helm mit 
„Presse“-Aufschrift, sie bewegt sich 
nicht im Schutz westlicher Journalisten-

pools, sie tritt auch noch nicht im Fern-
sehen auf. Aber was sie tut, füllt eine 
Lücke, die im Europa des Jahres 2025 
schmerzhaft groß geworden ist: Sie do-
kumentiert, was sonst niemand zeigt. Ihr 
Kanal „Neues aus Russland“ ist in vie-
lerlei Hinsicht mehr als ein persönliches 
Videotagebuch. Er ist ein digitaler Sam-
melpunkt für Informationen, Augenzeu-
genberichte, Frontmeldungen, Überset-
zungen und Analysen – nicht nur aus 
ihrer eigenen Kamera, sondern aus ei-
nem Netzwerk unabhängiger Reporter, 
vor allem aus dem russischsprachigen 
Raum. Was auf westlicher Seite oft als 
„nicht verifizierbar“ ausgeblendet wird, 
beginnt bei ihr mit dem Gegenteil: Ve-
rifizierung durch Sorgfalt.

Sie scannt Telegram-Kanäle, achtet 
auf Sprache, Akzente, Zeitstempel. Es ist 
ein mühsames, stilles Geschäft – und es 
bleibt in der öffentlichen Bewertung oft 
unsichtbar, weil man lieber von „Putins 
Propaganda“ spricht als sich mit den In-
halten auseinanderzusetzen. Dabei ist ge-
nau das ihre Leistung: Sie hat aus einem 
scheinbar unüberschaubaren Strom an 
Kriegsberichten eine zugängliche, journa-
listisch strukturierte Gegenöffentlichkeit 
geschaffen. In deutscher Sprache. Für ein 
Publikum, das wissen will, was außerhalb 
der ZDF-Brennpunkte und ARD-Ticker 
passiert. Ihr Vorgehen folgt dabei keinem 
redaktionellen Masterplan, sondern einer 
inneren Verpflichtung. Sie selbst nennt 
es „logisches Ergänzen“. Sie will zeigen, 
was nicht berichtet wird – ohne zu be-
haupten, dass es die ganze Wahrheit sei. 
Aber: es ist eine Wahrheit. Und sie ver-
dient es, gesehen zu werden.

Alina arbeitet mehrsprachig, schnell, 
mit sicherem Gespür für Relevanz. Sie 
stellt keine Behauptungen auf, sondern 
stellt Inhalte bereit. Viele ihrer Beiträge 
enthalten Hinweise auf andere Kanäle, 
die sie empfiehlt – mit dem Satz: „Sucht 
euch selbst eure Perspektiven.“ Das ist 
kein Rückzug aus Verantwortung. Es ist 
die Einladung zum mündigen Umgang 
mit Information. Die Rolle, die sie da-
mit einnimmt, ist neu – und deshalb für 
viele in Politik und Medien irritierend: 
Sie ist weder klassische Journalistin noch 
Aktivistin, weder Korrespondentin noch 
Kommentatorin. Sie ist eine unabhängi-
ge Beobachterin, die ihre eigenen Erfah-

rungen mit strukturierten Informationen 
verknüpft – und damit für viele Menschen 
im deutschsprachigen Raum zur wichtigs-
ten Quelle geworden ist, wenn es um den 
Donbass geht.

Diese Position ist gefährlich – nicht we-
gen der Inhalte. Sondern, weil sie wirkt. 
Was wirkt, wird bekämpft. Was Reich-
weite erzielt, soll diskreditiert werden. 
Und wer eine alternative Perspektive er-
öffnet, wird zum Störfaktor in einem zu-
nehmend zentralisierten Informationssys-
tem. Die EU, die sich der Pressefreiheit 
verpflichtet fühlt, spricht von „russischer 
Einflussnahme“. Doch was Alina tut, ist 
genau das Gegenteil: Sie ermöglicht einen 
Blick auf das, was Russland und was ein 
bislang zu ungenau unerwähnter Teil der 
Ukraine ist, jenseits von Feindbild und 
Filter. Sie zwingt niemanden zur Zustim-
mung. Aber sie verweigert sich der Ein-
seitigkeit. Und allein das ist schon Grund 
genug, sanktioniert zu werden – wenn 
man in der falschen Zeit lebt. Ihr Kanal 
wächst – trotz der Repressionen. Oder ge-
rade deshalb. Denn viele Menschen mer-
ken: Sie will nichts verkaufen. Sie will 
zeigen. Und das, in einer Welt der politi-
schen Lügen, ist viel.

Entscheidung für Wahrhaftigkeit

Ich kann nicht sagen, dass ich es geplant 
hatte. Genauso wenig wie Alina. Es war 
kein Rechercheauftrag, keine publizisti-
sche Mission. Es war ein Impuls – tief, 
deutlich, schwer zu begründen. Im Früh-
jahr 2018  reiste ich in den Donbass. Ich 
wollte sehen, hören, begreifen, ob das, 
was mir Freunde aus Moskau schilder-
ten, der Realität entsprach. Ich konnte es 
mir schlichtweg nicht vorstellen. Und ich 
wollte mich nicht länger darauf verlassen 
müssen, dass andere für mich die Bilder 
aussuchen. Die Entscheidung war nicht 
leicht. Und sie ließ sich auch nicht voll-
ständig erklären. Aber sie war notwendig. 
Ich erinnere mich an die ersten Stunden: 
an die Stille zwischen den Einschlägen, 
an die Geschichten der Menschen, an ein 
Gefühl in den Kleidern, das bleibt. Es ist 
nicht das Grauen an sich, das einen ver-
ändert. Es ist der Moment, in dem man 
merkt, dass die eigene Wahrnehmung 
nicht mehr durch einen Bildschirm ver-
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mittelt wird. Sondern durch den eigenen 
Körper.

Ich habe nicht vor Ort gedreht. Ich habe 
zugehört, Informationen gesammelt. Ich 
habe geschrieben – später. Und ich habe 
begriffen, was Alina so selten ausspricht: 
Dass man in einer solchen Umgebung 
nicht automatisch mutig ist. Aber dass 
man bleibt, weil man nicht gehen kann. 
Noch nicht. 

Wer einmal dort war, wo die sogenann-
te internationale Gemeinschaft nur indi-
rekt präsent ist – in Form von Waffenlie-
ferungen, Unterstützungsprogrammen, 
Trainingsmissionen –, der spürt die Leere 
hinter den großen Worten. Und man be-
greift, dass Wahrheit nicht aus GleIchge-

wicht entsteht, sondern aus Nähe.

Ich weiß, dass Alina diese Nähe gespürt 
hat. Vielleicht war sie anfangs leichtfü-
ßiger unterwegs als ich, vielleicht un-
bedarfter. Vielleicht auch weniger vor-

sichtig. Aber sie blieb. Und sie verstand. 
Nicht auf einmal. Sondern mit jedem wei-
teren Tag. Wenn ich ihre Videos sehe, er-
kenne ich etwas, das nicht erklärbar ist, 
aber echt: eine Disziplin im Aushalten, 
eine Sachlichkeit im Schmerz, eine Art, 
nicht zu zerbrechen – obwohl man längst 
überlastet ist. Was ich aus meiner Rei-
se mitnahm, war nicht nur Wissen. Es 
war ein anderes Verhältnis zur Sprache. 
Ich begann zu verstehen, dass Wörter 
wie „Konflikt“, „Region“, „Eskalation“ 
für das, was ich sah, zu sauber waren. 
Dass sich Wahrheit oft im Dreck abspielt. 
Und dass sie dort einen Wert hat, den kein 
Newsdesk in Hamburg oder Brüssel be-
stimmen kann. Deshalb verstehe ich Ali-
na. Und deshalb begreife ich auch, war-
um sie blieb. Es war keine Entscheidung 
gegen Europa. Es war eine Entscheidung 
für Wahrhaftigkeit.

Wenn man das einmal gespürt hat, 
dann schreibt man anders. Man lebt an-
ders. Und man lässt sich nicht mehr so 
leicht davon überzeugen, dass das Uner-

zählbare nicht existiert, nur weil es in den 
Nachrichten nicht vorkommt.

In Kriegsregionen gängige Praxis

Wenn man wissen will, wie Medien in 
einem politischen Klima funktionieren, 
das keine echten Gegenstimmen mehr 
duldet, dann lohnt sich der Blick auf das 
öffentlich-rechtliche Magazin Monitor. 
Nicht, weil es besonders lügt – sondern 
weil es beispielhaft zeigt, wie journa-
listische Grundwerte in vorauseilender 
Loyalität zum System untergehen. Am 
21. April 2022 veröffentlichte Monitor 
einen Beitrag, in dem Alina Lipp als 
„Putins Sprachrohr“ bezeichnet wurde. 
Diese Formulierung war nicht nur unred-
lich. Sie war entmenschlichend. Es war 
der Versuch, ihre Stimme zu diskreditie-
ren, indem man sie nicht widerlegt, son-
dern etikettiert. Damit begann eine Spi-
rale, in der es nicht mehr um ihre Arbeit 
ging – sondern nur noch darum, sie zum 

Der Eintrag von Thomas Röper auf der EU-Sanktionsliste. (Screenshot: Amtsblatt der Europäischen Union, am 25.05.2025, <https://eur-lex.
europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202500966>)
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Sicherheitsrisiko zu erklären. Was dabei 
unterging: Alina hatte nie verschwiegen, 
dass sie mit Informationen auch russi-
scher Blogger arbeitet. Dass sie sich In-
formationen aus Frontgebieten beschafft, 
die westliche Medien nicht mehr betre-
ten. Dass sie ihre Kanäle offenlegt, ihre 
Quellen benennt, ihre Perspektiven mar-
kiert. Was sie nicht tat: Propaganda be-
treiben. Sie stellte sich selbst nicht über 
andere. Sie erklärte sich. Und sie lud ein, 
weiterzudenken. Aber gerade das ist heu-
te verdächtig.

Was Monitor verschwieg: Dass Ali-
na nicht mit Geheimdiensten arbeitete, 
sondern mit Kameraleuten, Übersetzern, 
lokalen Helfern, die längst bekannt wa-
ren. Dass sie – anders als viele westliche 
Journalisten – vor Ort war, Interviews 
führte, Bilder zeigte, die sich verifizie-
ren lassen. Dass sie ihre Kanäle nie hin-
ter einer Paywall versteckte, sondern al-
len frei zugänglich machte. Dass sie als 
Einzelperson agierte, und sich ein in-
formelles Netzwerk von unabhängigen 
Reportern zunutze machte – aus Russ-
land, Chile, USA, Deutschland, Frank-
reich, Spanien.

Ihr Zugang zu Frontregionen erfolgte 
unter klaren Bedingungen: nur mit Ge-
nehmigung, unter Begleitung, ohne Ein-
griff. Russische Soldaten begleiten Jour-
nalisten nicht zum Schutz ihrer Ideologie, 
sondern zur Sicherung physischer Inte-
grität. Das ist in Kriegsregionen gängi-
ge Praxis – auch bei westlichen Truppen. 
Aber im Falle Alina wurde genau die-
ser Umstand als Beleg für ihre angebli-
che Nähe zum Kreml umgedeutet. Der 
Vergleich zum chilenischen Journalis-
ten Gonzalo Lira, der vom ukrainischen 
Geheimdienst entführt wurde, wochen-
lang verschwand und später getötet wur-
de, zeigt das Maß der Heuchelei. 

Während westliche Medien über Ali-
nas „Nähe zu Russland“ diskutierten, 
schwieg man weitgehend zu den Risi-
ken für ausländische Reporter auf uk-
rainischem Gebiet – oder erklärte sie zu 

„Einzelfällen“.

Die Redaktion von Monitor hätte recher-
chieren können. Sie hätte sehen können, 
dass Alina regelmäßig Videomaterial aus-

wertete, das aus erster Hand stammt – 
und nicht aus russischen Staatsmedien. 
Dass sie Interviews dokumentierte, in de-
nen Zivilisten über ihr Leben berichteten. 
Über Verstümmelungen, Evakuierungen, 
fehlende Medikamente, zerstörte Schu-
len, willkürliche Erschießungen. Dass sie 
zuhörte, wenn ukrainische Soldaten – in 
Gefangenschaft oder freiwilliger Aufga-
be – von Befehlen sprachen, die Exekuti-
onen vorsahen bei Fahnenflucht. Dass sie 
über Krankenwagen berichtete, die von 
Asow-Kämpfern beschlagnahmt wurden, 
während Zivilisten auf der Straße verblu-
teten. Dass sie die Stimmen alter Frau-
en einfing, die weinten, weil sie ihre to-
ten Männer nicht begraben konnten. All 
das ist dokumentiert, all das ist öffent-
lich, all das wurde ignoriert. Man woll-
te nicht wissen, was sie sah. Man wollte 
nur sicherstellen, dass es nicht geglaubt 
wird. Und das ist der Punkt, an dem Jour-
nalismus stirbt.

Der Bruch mit Europa

Die Nachricht kam nicht aus Brüssel. 
Sie kam nicht aus einer offiziellen Mit-
teilung der EU-Kommission, nicht über 
eine Agenturmeldung, nicht über dip-
lomatische Kanäle. Sie kam aus einem 
Artikel des Faktenchecker-Kollektivs 
Correctiv. Am 16. Mai 2025 wurde dort 
gemeldet, dass im Entwurf zum 17. EU-
Sanktionspaket erstmals auch zwei in 
Russland lebende Journalisten nament-
lich genannt seien: Thomas Röper und 
Alina Lipp. Keine offiziellen Vorwürfe. 
Keine Anklage. Keine Anhörung. Nur: 

das Etikett, „propagandistisch russische 
Narrative“ zu unterstützen. Und damit – 
offenbar – Grund genug, sie wirtschaft-
lich zu isolieren.

Ich las es – und spürte etwas, das ich 
nur schwer beschreiben kann. Es war kei-
ne Überraschung. Es war Entsetzen. Nicht 
weil ich nicht wusste, dass solche Ent-
wicklungen möglich sind. Sondern, weil 
sie jetzt geschehen könnten, ganz offen. 
Ohne rechtliches Verfahren. Und unter 
dem Vorwand, den Rechtsstaat zu schüt-
zen. Ich erinnerte mich an die Stimme 
Alinas, wie sie neben einem zerbombten 
Kindergarten sagte:

„Das hier ist kein Narrativ. Das ist ein 
Ort.“ Und ich fragte mich – als Jour-
nalistin, als Bürgerin, als Freundin: 
Was genau wird hier eigentlich sankti-
oniert? Die Anwesenheit? Die Kamera? 
Der Blick?

Die EU sanktioniert nun offenbar nicht 
mehr nur Staaten oder Unternehmen, son-
dern erstmals eigene Bürger – ohne dass 
diese je rechtskräftig verurteilt wurden. 
Ich fragte mich: Was bedeutet das für das 
Verständnis von Recht, von Öffentlich-
keit, von Verantwortung? Ich fragte mich: 
Wann wurde es akzeptabel, Vermögen 
einzufrieren, weil jemand etwas berichtet 
hat? Wieso reichen politische Zuschrei-
bungen heute aus, um jemandem die wirt-
schaftliche Existenzgrundlage zu entzie-
hen? Was unterscheidet die EU dann noch 
von jenen Systemen, die sie offiziell kri-
tisiert? Und wo sind eigentlich die Re-
daktionen, die sich fragen müssten: Wer 
kommt als Nächster?

Ich habe über Jahre hinweg erlebt, wie 
Meinungsvielfalt sich verengt. Ich habe 

Correctiv berichtet bereits 4 Tage vor der Veröffentlichung über die Sanktionsliste. Wie Correctiv 
selbst zugibt, hatten sie vorab Einsicht erhalten. (Screenshot vom 25.05.2025: Correctiv <https://
correctiv.org/>) 

https://correctiv.org/
https://correctiv.org/
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gesehen, wie Menschen mit differenzier-
ter Haltung in Schubladen gesteckt wur-
den – erst als „Russlandversteher“, dann 
als „Putin-Propagandisten“, bald viel-
leicht als „Gefährder der öffentlichen 
Ordnung“. Aber was hier geschieht, ist 
eine neue Qualität. Es ist eine juristische 
Auslöschung ohne Urteil. Eine morali-
sche Hinrichtung durch Formblatt. Ich 
glaube nicht, dass Alina überrascht war. 
Ich glaube, sie spürte es schon lange – 
wie viele, die nicht mehr mitlaufen, son-
dern hinschauen. Aber ich weiß, dass die-
se Entscheidung kein Einzelfall bleiben 
wird, wenn sie unwidersprochen bleibt. 
Es ist ein Präzedenzfall. Und einer, der 
uns alle betrifft. Denn wenn Journalis-
mus dann endet, wenn er nicht mehr in 
das offizielle Bild passt, dann ist nicht 
Alina die Radikale. Dann ist das System 
radikal geworden. 

Die stille Kraft, nicht mitzugehen

Wenn ich heute zurückblicke, auf meine 
Entscheidung damals, mein Volontariat 
zu beenden, weil ich mich nicht zertei-
len lassen wollte –, dann erkenne ich da-
rin etwas, das mich bis heute begleitet: 
eine leise Form von Gewissheit. Ein in-
neres Wissen, das sich meldet, bevor man 
es vollständig in Worte fassen kann. Ich 
nenne es Intuition, aber nicht im Sinne 
von Spontaneität oder Laune. Sondern als 
Ausdruck einer tiefen Verbindung zwi-
schen Erleben, Erkennen und Handeln. 
Dieses Wissen speist sich aus Erfahrung 
– und es ist oft schneller, klarer und siche-
rer als jede äußere Empfehlung. Es war 
immer da. Heute weiß ich: Diese Art von 
Orientierung ist nichts, das man sich „an-
eignet“. Sie wächst in einem. Sie entsteht 
dort, wo Lebensweg und Selbstverantwor-
tung aufeinandertreffen. Und sie verlangt 
nicht, immer alles zu wissen. Sie verlangt 
nur, ehrlich genug zu sein, dem nachzuge-
hen, was sich nicht ignorieren lässt. Auch 
Alina hat auf diese Weise gehandelt. Ich 
bin davon überzeugt, dass sie nicht aus 
Kalkül in den Donbass ging. Sondern, 
weil sie spürte: Hier fehlt etwas. Und ich 
kann nicht so tun, als sähe ich es nicht. 
Diese Form von Entscheidung lässt sich 
nicht herbeireden. Sie wächst. Sie bleibt. 
Sie trägt.

Als Journalistin heute halte ich mich 
nicht für „objektiv“ im alten Sinne. Aber 
ich bin aufrichtig. Ich lege offen, wie ich 
denke, wie ich zu Schlüssen komme. Und 
ich höre hin, wenn andere anders sehen. 
Doch was ich nicht akzeptieren kann, ist 
der Versuch, Wahrheit zu normieren – ob 
durch Macht, Moral oder Dekret. 

In einer Zeit, in der der Begriff „Presse-
freiheit“ zur politischen Variable wird, 
ist es nicht Pathos, wenn ich sage: Ich 

bleibe bei meiner Haltung. 

Es ist schlicht das, was ich kann – und 
will. Nicht, weil ich immer recht habe. 
Sondern, weil ich gelernt habe, mir selbst 
zu trauen, wenn das Außen nicht mehr 
trägt.

Für die, die nicht schweigen 
konnten

Alina,
dieser Text ist nicht nur über Dich ge-
schrieben – er ist wegen Dir entstan-
den. Und für viele andere, die nie ge-
fragt wurden, ob sie still bleiben wollen, 
auch schon zu Corona-Zeiten. Ich habe 
in meinem Leben erlebt, wie Systeme 
versuchen, Menschen zu vereinnahmen 
– über Lob, über Angst, über funktio-
nale Belohnung. Und ich habe erlebt, 
wie man sich diesen Systemen entziehen 
kann. Nicht durch Wut. Nicht durch Wi-
derstand als Inszenierung. Sondern durch 
Klarheit. Du hast nie viel Aufhebens ge-
macht um das, was Du tust. Und gera-
de deshalb verdient es, dass man es be-
nennt: Du warst dort, wo es gefährlich 
war. Du hast gefragt, wo andere flüch-
teten. Du hast gesehen – ohne zu verzer-
ren. Und Du hast nicht aufgehört, obwohl 
es einfacher gewesen wäre. Das ist kein 
Heldentum. Es ist Integrität.

Vielleicht wirst Du heute auf eine Lis-
te gesetzt. Vielleicht auch nicht. Viel-
leicht wird die Entscheidung noch 
verschoben. Vielleicht bleibt nur das 
Damoklesschwert, das alles lähmt. 
Aber was auch geschieht – es ändert 
nichts an der Tatsache, dass Du als 
Mensch und Journalistin gewirkt hast, 
lange bevor man über Dich zu urtei-

Hier die Links zu der zweiteiligen Do-
kumentation von Alina Lipp über den 
Krieg im Donass:
Donbass: Auf der Suche nach der 
Wahrheit – Teil 1: <https://tube.pub-
lic.apolut.net/w/oR5sU84JGXBbbbfT-
DZNYMK>
Donbass: Auf der Suche nach der 
Wahrheit – Teil 2: <https://tube.pu-
blic.apolut.net/w/tXDy9kcRuELKM-
1Jc7cThe3>

Alina,
dieser Text ist nicht nur über Dich geschrieben – er ist wegen Dir 

entstanden. Und für viele andere, die nie gefragt wurden, ob sie still 

bleiben wollen, auch schon zu Corona-Zeiten. Ich habe in meinem 

Leben erlebt, wie Systeme versuchen, Menschen zu vereinnahmen 

– über Lob, über Angst, über funktionale Belohnung. Und ich habe 

erlebt, wie man sich diesen Systemen entziehen kann. Nicht durch 

Wut. Nicht durch Widerstand als Inszenierung. Sondern durch Klar-

heit. Du hast nie viel Aufhebens gemacht um das, was Du tust. Und 

gerade deshalb verdient es, dass man es benennt: Du warst dort, wo 

es gefährlich war. Du hast gefragt, wo andere flüchteten. Du hast ge-

sehen – ohne zu verzerren. Und Du hast nicht aufgehört, obwohl es 

einfacher gewesen wäre. Das ist kein Heldentum. Es ist Integrität.

Vielleicht wirst Du heute auf eine Liste gesetzt. Vielleicht auch nicht. 

Vielleicht wird die Entscheidung noch verschoben. Vielleicht bleibt 

nur das Damoklesschwert, das alles lähmt. Aber was auch geschieht 

– es ändert nichts an der Tatsache, dass Du als Mensch und Journa-

listin gewirkt hast, lange bevor man über Dich zu urteilen begann. 

Was EU daraus macht, liegt nicht in unserer Hand. Was wir dar-

aus machen – schon.
Denn auch wenn dieser Text gelöscht, gesperrt oder überlesen wird: 

Er ist geschrieben. Und er bleibt.

Quellen:
Presseportal, „Geplante EU-Sanktionen zielen auch 
auf pro-russische Propagandisten in Deutschland 
ab“, am 16.05.2025, <https://www.presseportal.de/
pm/155532/6035888 >

https://tube.public.apolut.net/w/oR5sU84JGXBbbbfTDZNYMK
https://tube.public.apolut.net/w/oR5sU84JGXBbbbfTDZNYMK
https://tube.public.apolut.net/w/oR5sU84JGXBbbbfTDZNYMK
https://tube.public.apolut.net/w/tXDy9kcRuELKM1Jc7cThe3
https://tube.public.apolut.net/w/tXDy9kcRuELKM1Jc7cThe3
https://tube.public.apolut.net/w/tXDy9kcRuELKM1Jc7cThe3
https://www.presseportal.de/pm/155532/6035888
https://www.presseportal.de/pm/155532/6035888
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Warum der rechtlich ausgeweitete Kampf gegen Verleumdung und 
Beleidigung von Politikern keinesfalls noch weiter ausufern darf.

Strafanzeigen gegen Bürgerkommentare:

So schaden Baerbock,  
Habeck & Co. der Politik

Autor: Wolfgang Sachsenröder
Wolfgang Sachsenröder 
hat als Politikberater in 
Asien, im Mittleren Os-
ten und in Südosteuropa 
gearbeitet. Seit 2009 lebt 
er wieder in Singapur und 
hat Artikel sowie Sachbü-
cher zur regionalen Poli-
tik veröffentlicht.

Friedrich Wilhelm IV. im „Vereinigten Landtag", 
1847. (Bild: C. G. Böhme, Humboldt-Universität, 
Flickr, CC BY-NC-SA 2.0)

Dieser Text wurde zuerst am 20.05.2025 auf www.
berliner-zeitung.de unter der URL <https://www.
berliner-zeitung.de/open-source/strafanzeigen-gegen-
buergerkommentare-baerbock-habeck-co-schaden-der-

politik-li.2323663> veröffentlicht. Lizenz: Wolfgang Sachsenröder, 
Berliner Zeitung, CC BY-NC-ND 4.0

Strafanzeigen von Politikern gegen po-
lemisch-kritische und ungehobelte Bür-
gerkommentare haben sich in den Am-
pel-Jahren gehäuft. So problematisch 
wie in Thailand ist es zum Glück nicht. 
Dort wurde der amerikanische Politologe 
Paul Chambers im April verhaftet, weil 
er angeblich den König beleidigt hatte. 
Chambers ist ein Experte für die Eingrif-
fe der Armee in Thailands Politik und 
die Rolle des Gesetzes zur Majestätsbe-
leidigung, das Gefängnisstrafen bis zu 
15 Jahren vorsieht und zahlreiche junge 
Wissenschaftler und Politiker ins Aus-

land vertrieben hat. Chambers ist inzwi-
schen wieder auf freiem Fuß, aber sei-
ne Professur ist durch die angekündigte 
Rücknahme seiner Aufenthaltsgenehmi-
gung gefährdet.

Majestätsbeleidigung oder Lèse Ma-
jesté hat eine lange Geschichte. Im alten 
Rom galt das „crimen laesae majestatis“ 
[1] als Verrat und konnte „extra ordinem“, 
also ohne juristische Beweisaufnahme 
geahndet werden. Unter Kaiser Tiberius, 
dem Adoptivsohn von Augustus, wurden 
rund hundert Verfahren vor den Senat ge-
bracht und oft genug mit Hinrichtung ge-

https://www.berliner-zeitung.de/open-source/strafanzeigen-gegen-buergerkommentare-baerbock-habeck-co-schaden-der-politik-li.2323663
https://www.berliner-zeitung.de/open-source/strafanzeigen-gegen-buergerkommentare-baerbock-habeck-co-schaden-der-politik-li.2323663
https://www.berliner-zeitung.de/open-source/strafanzeigen-gegen-buergerkommentare-baerbock-habeck-co-schaden-der-politik-li.2323663
https://www.berliner-zeitung.de/open-source/strafanzeigen-gegen-buergerkommentare-baerbock-habeck-co-schaden-der-politik-li.2323663
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ahndet. Während es am Anfang mehr um 
die Gefährdung der Republik und militä-
rischen Verrat ging, wurde das Delikt in 
der Kaiserzeit auf Verunglimpfung des 
Kaisers bis hin zu despektierlichen Wit-
zen ausgedehnt.

Besonderer Schutz für Personen 
des politischen Lebens

In den letzten Jahrzehnten hat die An-
onymität in den sozialen Netzwerken 
immer mehr, weit vom Mainstream ent-
fernte Meinungsäußerungen ermöglicht. 
Da oft genug Namen genannt werden, 
zeigen sich Politiker genervt oder belei-
digt. Verstärkt durch die politische La-
gerbildung haben sich die Grenzen zwi-
schen Meinungsäußerung, Information 
und Desinformation [2], Propaganda, 
Verunglimpfung, Verächtlichmachung, 
Satire und Beleidigung weitgehend auf-
gelöst. Ein Indikator sind die Leserbrie-
fe in den Medien, die oft so mühsam 
redigiert werden müssen, dass sie bei 
kontroversen politischen Themen im-
mer häufiger gar nicht mehr angeboten 
werden.

Die Paragrafen 186 (Üble Nachrede) 
und 187 (Verleumdung) stehen seit 1872 
im Strafgesetzbuch und gelten für alle. 

Mit dem „Gesetz zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und der Hasskrimi-
nalität“ wurde 2021 eine Reihe von Ver-
schärfungen in das Strafrecht eingeführt. 
Für die Androhung gefährlicher Körper-
verletzung, Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung, Billigung noch nicht 
begangener schwerer Straftaten sowie Be-
leidigungen im Internet wurden die Stra-
fen erhöht.

Mit § 188 StGB wurde ein besonderer 
Schutz für Personen des politischen Le-
bens auf alle politischen Ebenen einge-
führt, der seitdem für eine Flut von Straf-
anzeigen gesorgt hat. Zudem sind die 
Sozialen Netzwerke verpflichtet, strafba-
re Inhalte wie Morddrohungen und Volks-
verhetzung dem Bundeskriminalamt zu 
melden, wenn diese entfernt oder ge-
sperrt wurden. Bei Verstößen gegen die 

Meldepflicht drohen Bußgelder.

Strafanzeigen sind ähnlich 
grotesk wie die Tatbestände

So selbstverständlich wie sich gesell-
schaftliche Normen verändern und recht-
liche Normen schwerwiegenden Verän-
derungen angepasst werden müssen, so 

eindeutig ist die Bekämpfung von An-
griffen auf Politiker notwendig gewesen. 
Tätliche Angriffe bis zum Mord, Mord-
drohungen auch an die Familien oder 
Vandalismus gegen die Wohnungen und 
Autos dürfen nicht zur Normalität wer-
den, wenn der demokratische Prozess 
auf allen Ebenen funktionsfähig bleiben 
soll. Das leise Verschwinden von herge-
brachten Regeln des Zusammenlebens, 
von Kleidungsstil und zivilen Umgangs-
formen bis zur Verwahrlosung und Ver-
müllung der Städte sind Alarmzeichen 
genug. Aber der rechtlich ausgeweitete 
Kampf gegen Verleumdung und Belei-
digung von Politikern sollte nicht aus-
ufern.

In der Begründung für die Einführung 
des § 188 StGB ging es unter anderem 
darum, eine „Vergiftung des politischen 
Klimas“ zu verhindern. Die Strafanzei-
gen der Politiker sind teilweise ähnlich 
grotesk wie die Tatbestände, die sie aus-
lösen. Im September 2023 hängte ein Un-
ternehmer in Gmund am Tegernsee vor 
seiner Haustür zwei Plakate auf, die die 
Grünen-Minister Cem Özdemir, Robert 
Habeck mit leeren Taschen und Annale-
na Baerbock als trotziges Kind zeigten 
sowie Parteichefin Ricarda Lang auf ei-
ner Dampfwalze. Ob die folgende poli-
zeiliche Hausdurchsuchung angemessen 

Screenhot: BR24, erstellt am 27.5.2025 – 13:39:03, https://www.br.de/nachrichten/bayern/schmaehplakate-gegen-gruenen-politiker-unter-
nehmer-freigesprochen,U7f4y0o
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war, bleibt fraglich. Der von der Staats-
anwaltschaft beantragte Strafbefehl über 
6000 Euro wurde schließlich vom Gericht 
abgewiesen.

Gerichtskosten gehen zu Lasten 
der Steuerzahler

Die Schwachkopf-Verunglimpfung des 
Wirtschaftsministers und viele ähnliche 
Anzeigen gingen durch die Medien, we-
niger Aufmerksamkeit bekam aber die 
Statistik. Habeck lag im September 2024 
mit 805 Strafanzeigen an der Spitze, dicht 
gefolgt von seiner Kollegin Baerbock mit 
514. Mit großem Abstand folgen Marco 
Buschmann und Bettina Stark-Watzinger 
von der FDP mit 26 und 24, danach wird 
es bald einstellig.

Die Liste nennt nur die Ministerebe-
ne, bei den Abgeordneten ging es teil-
weise noch erheblich empfindsamer wei-
ter. Nach der verfügbaren Quellenlage ist 
die FDP-Politikerin Marie-Agnes Strack-
Zimmermann, inzwischen im EU-Parla-
ment, mit rund 2000 Anzeigen seit Feb-
ruar 2023 die Spitzenreiterin. Neben den 
Gefängnisstrafen für zivile Beleidigun-
gen und Verleumdungen gab es seit 1872 
immer schon Geldstrafen als Alternative. 
Diese gehen nach individuellen Tages-
sätzen leicht in die Tausende, auch bei 
Rentnern.

Die Anwälte, die sich solcher Anzeigen 
annehmen, haben die etablierte Ab-
mahnindustrie, die besonders im Urhe-
ber- und Medienrecht entstanden war, 
mit dem Politikerbeleidigungsparagrafen 

188 StGB deutlich ausgeweitet. 

Zumindest die Gerichtskosten gehen zu 
Lasten der Steuerzahler und belasten die 
ohnehin unterbesetzte Justiz zusätzlich.

Amerika, du hast es besser …

Johann Wolfgang von Goethe bezog sich 
mit dem Zitat „Amerika, du hast es bes-
ser ...“ aus dem Jahre 1827 auf den his-
torischen Ballast und die ewigen Kriege 
in Europa im Vergleich mit den jun-
gen USA. Heute ist ein Vergleich zwi-

schen der Meinungsfreiheit dort und in 
Deutschland ebenfalls aufschlussreich, 
selbst bei allen Abstrichen seit dem Amts-
antritt von Präsident Donald Trump im 
Januar.

Mit dem ersten Zusatz (First Amend-
ment) zur Verfassung der Vereinigten 
Staaten haben seit 1791 Religions-, Mei-
nungs- und Pressefreiheit einen zentra-
len Stellenwert, der die Freiheitsrech-
te der Bürger gegenüber dem Staat und 
seinen Organen garantiert. Bei Verleum-
dungsklagen von staatlicher Seite oder 
Politikern gegen Bürger oder Medi-
en muss ihnen Bösartigkeit („malice“) 
nachzuweisen sein, vor allem durch be-
wusst falsche Tatsachenbehauptungen. 
Meinung wird damit deutlich weitgehen-
der geschützt als in den meisten europä-
ischen Demokratien, auch in Deutsch-
land. Politische Karikaturen sind in den 
US-Medien weitaus aggressiver und sto-
ßen bei den Adressaten sicher auf Emp-
findlichkeit, führen aber nicht zu Ver-
leumdungsklagen.

Ausfall von Joschka Fischer im 
Jahr 1984

Die Einführung des § 188 StGB, der Po-
litiker unter besonderen Schutz stellt, hat 
bei ihnen sehr unterschiedliche persön-
liche Reaktionen ausgelöst. Viele, wie 
Bundeskanzler Olaf Scholz, haben die 
Pöbeleien stoisch ignoriert, wie seiner-
zeit auch Helmut Kohl, der die vielen 
Birne-Karikaturen sogar sammeln ließ. 
Beide hatten offenbar ein kaum erschüt-
terbares Selbstbewusstsein, anders je-
denfalls als die Bundesminister Baer-
bock und Habeck. Die Grüne Partei war 
anfangs deutlich aggressiver aufgetreten, 
der „mit Verlaub, Herr Präsident“-Aus-
fall von Joschka Fischer 1984 ist unver-
gessen. Und Frau Strack-Zimmermann 
mit ihren mehr als 2000 Verleumdungs-
klagen hat ihre politische Hauptrolle als 
Verteidigungsexpertin wohl auch ganz 
persönlich genommen.

Im Rückblick auf die vier Jahre mit 
dem § 188 StGB kann man sich die 
Huhn-oder-Ei-Frage stellen. Hat die Ge-
setzesänderung erst die Klagewelle her-
vorgerufen oder war sie die notwendi-
ge Reaktion des Gesetzgebers auf eine 

zunehmende Verwilderung der Sitten? 
Die geplante Wirkung, die „Vergiftung 
des politischen Klimas“ zu verhindern, 
ist jedenfalls nicht eingetreten, denn da-
für sind viele weitere Umstände verant-
wortlich.

Leider haben die zahlreichen Klagen 
weniger die persönliche Ehre und das 
Vertrauen in diese Politiker gestärkt, son-
dern eher das Vertrauen in die politische 
Elite und die Parteien insgesamt beschä-
digt. Man kann nur hoffen, dass der neue 
Bundestag das versteht und durch bessere 
Politik und bessere Kommunikation Ver-
trauen zurückgewinnt.

Quellen:
[1] Berliner Zeitung, dpa „Zeitreise in antikes Rom 
mit 3D-Rekonstruktion", am 8.11.2023: <https://
www.berliner-zeitung.de/kultur-vergnuegen/
zeitreise-in-antikes-rom-mit-3d-rekonstruktion-
li.2156760>
[2] Berliner Zeitung, Jonas Tögel „Alles „Desin-
formation“? Wie der Staat in die Meinungs- und 
Pressefreiheit eingreift", am 22.2.2025:<https://
www.berliner-zeitung.de/open-source/alles-
desinformation-wie-der-staat-in-die-meinungs-
und-pressefreiheit-eingreift-li.2301069>
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Die angehende Regierung befürwortet Polizeiarbeit mit automa-
tisierten Black-Box-Systemen, um die riesigen Datenbestände der 
Polizeien zu rastern. Die Idee der Merzschen Union, die auch von 
den Sozialdemokraten unterstützt wird, mit Konzernen wie Palantir 
zusammenzuarbeiten, ist ethisch und rechtlich hochproblematisch.

Automatisierte Rasterfahndung: 
Tür zu für Palantir und Co.

Autoren: Constanze Kurz
Constanze Kurz ist pro-
movierte Informatikerin, 
Autorin und Herausgebe-
rin von Büchern, zuletzt 
Cyberwar. Ihre Kolumne 
„Aus dem Maschinen-
raum“ erschien von 2010 
bis 2019 im Feuilleton der 
FAZ. Sie lebt in Berlin und ist ehrenamtlich 
Sprecherin des Chaos Computer Clubs. Sie 
war Sachverständige der Enquête-Kommis-
sion „Internet und digitale Gesellschaft“ 
des Bundestags. Sie erhielt den Toleranz-
Preis für Zivilcourage und die Theodor-
Heuss-Medaille.

Stefan Ullrich
Dr. Stefan Ullrich ist pro-
movierter Informatiker 
und Philosoph, der sich 
kritisch mit den Auswir-
kungen der allgegenwär-
tigen informationstech-
nischen Systeme auf die 
Gesellschaft beschäftigt. 
Er ist Referent für Digitale Bildung in der KI-
Ideenwerkstatt für Umweltschutz.

Palantir-Pavillon, Weltwirtschaftsforum, 
Davos, Schweiz, 17.1.2017. (Foto: Cory 
Doctorow, Flickr, CC BY-SA 2.0)

Dieser Text wurde zuerst am 07.04.2025 auf www.netz-
politik.org unter der URL <https://netzpolitik.org/2025/
automatisierte-rasterfahndung-tuer-zu-fuer-palantir-
und-co/> veröffentlicht. Lizenz: Constanze Kurz, Stefan 

Ullrich, Netzpolitik, CC BY-NC-SA 4.0

Als vor ein paar Tagen erste Papiere den 
Verhandlungsstand der Arbeitsgruppen 
[1] der angehenden Regierungskoalitio-
näre in der Innenpolitik aufzeigten, gab 
es wenige Überraschungen. Vieles erin-
nerte deutlich an die Lektüre der Wahl-
programme. Derzeit brütet eine 19-köp-
fige Verhandlungsgruppe aus CDU, CSU 
und SPD über den Ergebnissen der Ar-
beitsgruppen.

Ein Ergebnis war das Ziel, in Zukunft 
massenhaft vorhandene Polizeidaten zu-
sammenzuführen und automatisiert aus-
zuwerten: „Für bestimmte Zwecke sol-
len unsere Sicherheitsbehörden, unter 
Berücksichtigung verfassungsrechtli-
cher Vorgaben und digitaler Souverä-
nität, die automatisierte Datenrecherche 
und -analyse […] vornehmen können.“ 
Bisher ist das nur in drei Bundeslän-

dern gängige Praxis und wird derzeit 
mit mehreren Verfassungsbeschwerden 
bekämpft [2].

Die Merzsche Union setzt sich schon 
länger offensiv für ein Produkt des Kon-
zerns Palantir ein [3]. Das börsennotier-
te militärnahe US-Tech-Unternehmen 
bietet eine proprietäre Software namens 
„Gotham“ an, die auf Beamtendeutsch 
„Bundes-VeRA“ heißt. Schon im Wahl-
programm hatte die Union versprochen, 
dass die Bundespolizei und das Bundes-
kriminalamt alsbald mit diesem Produkt 
ertüchtigt werden sollen.

Das Verhandlungspapier spricht nun 
von „Sicherheitsbehörden“, was eine Er-
weiterung zum bisher Geforderten dar-
stellt. Denn neben Polizeien könnte das 
auch Geheimdienste umfassen [4], die im 
quasi rechtsfreien Raum schon mindes-

https://netzpolitik.org/2025/automatisierte-rasterfahndung-tuer-zu-fuer-palantir-und-co/
https://netzpolitik.org/2025/automatisierte-rasterfahndung-tuer-zu-fuer-palantir-und-co/
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tens seit 2014 mit solchen Werkzeugen 
arbeiten.

Die Sozialdemokraten schrieben in 
ihr Wahlprogramm den Wunsch, der 
Bundespolizei „automatisierte (KI-ba-
sierte) Datenanalysen“ zu erlauben [5]. 
Innenministerin und Sozialdemokratin 
Nancy Faeser hatte sich allerdings in ih-
rer Ampel-Amtszeit gegen die Nutzung 
von Palantir in Bundesbehörden ausge-
sprochen.

Etwas wahrhaft Magisches

Offenbar nehmen die Demnächst-Koaliti-
onäre an, dass solche Software-Produkte 
für die Polizei einen hohen Nutzen haben. 
Das ist zwar bisher nicht wissenschaft-
lich belegt, aber das Marketing von An-
bietern wie Palantir bei den Verantwort-
lichen in Politik und Polizei blieb wohl 
nicht ohne Wirkung. Früher beschrieb 
man es mit dem jetzt als unmodern gel-
tenden Begriff „Data Mining“. Heute soll 
eine nicht näher spezifizierte „KI“ die In-
formationen aus lauter heterogenen poli-
zeilichen Datenbanken zusammenbrin-
gen und dann diejenigen Menschen auf 
Knopfdruck herausfischen, die potentiell 
eine Gefahr darstellen.

Der Moment, einen solchen Pro-
dukteinsatz kräftig auszubauen, ist güns-
tig: Alles, was auch nur im Entferntes-
ten nach Künstlicher Intelligenz aussieht, 
wird gerade mit Innovation und Effizienz-
steigerung gleichgesetzt. Es ist eine Vari-
ante des alten Versprechens von Big Tech, 
ungeachtet von Datenschutz- und Antidis-
kriminierungsgesetzen wahrhaft Magi-
sches mit Hilfe von Daten zu vollbringen.

Verbunddateien, Datenbanken, 
Auskunftssysteme

Die teilweise schon Jahrzehnte bestehen-
den Datenbanken der Polizeien haben im 
Laufe ihrer Dienstjahre eine Vielzahl an 
unterschiedlichsten Daten angehäuft. Es 
gibt Verbunddateien, die der Personen- 
und Sachfahndung dienen, mit Krimi-
nalakten und Haftinformationen, dazu 
Biometriedaten wie Fingerabdrücke, Ge-
sichtsbilder oder gar DNA-Profile. Es gibt 
aber auch Fallbearbeitungssysteme oder 

auch erkennungsdienstliche Datenban-
ken, ebenfalls mit biometrischen Infor-
mationen. Nicht zu vergessen die großen 
Antiterror- und  Rechtsextremismusdatei-
en, die seit vielen Jahren geführt werden. 
Dazu kommen noch Auskunfts- und In-
formationssysteme, die Fahndungen und 
Ermittlungen unterstützen sollen, außer-
dem riesige Vorgangsbearbeitungssyste-
me, die mit Daten aus dem polizeilichen 
Alltag wie Anzeigen oder Verkehrsun-
fällen befüllt sind.

Ein einziger Datenschatz, der gehoben 
werden muss, wenn es nach den Anbie-
tern entsprechender Software wie Palan-
tir und nach den Konservativen mit ih-
rem latenten Law-and-Order-Fetisch geht. 
Mit „KI“-Hilfe sollen neue Muster in gro-
ßen Datensätzen gesucht werden: Infor-
mationsnuggets werden regelrecht „ge-
schürft“. Dazu müssen vorliegende Daten 
automatisiert klassifiziert werden, auch 
hinsichtlich ihrer Verbindungen unter

einander.

Ein unmittelbarer Nutzen für die Poli-
zei scheint klar: Auch unbekannte Muster 
werden in bekannte Klassen überführt. 
Ein zweiter praktischer Nebeneffekt 
der Nutzung des nun in KI umgetauf-
ten Data Minings ist die Erkennung von 
„Ausreißern“. Das ist der Fachbegriff 
für Datenpunkte, die stark vom restli-
chen Vergleichsdatensatz abweichen. Je 
nach Einsatzzweck des IT-Systems kön-
nen diese Ausreißer automatisch ignoriert 
werden, um beispielsweise schönere In-
fo-Graphiken zu bekommen, oder aber 
– ganz im Gegenteil – genauer unter die 
Lupe genommen werden.

Ein in der Informatik lange bekanntes 
Problem von Data Mining ist die Sicher-
stellung des rechtskonformen Betriebs 
einer solchen Raster-Suchmaschine [6]. 
Denn auch wenn personenbezogene Daten 
in einem System nicht direkt vorhanden 
sind oder aufwendig anonymisiert wur-
den, kann ein entsprechendes Data-Mi-
ning-System solche privaten Daten ablei-
ten – gewollt oder ungewollt.

Informatikfachleute, die solche Syste-
me entwerfen, herstellen, betreiben oder 
verwenden, müssen daher große Sorgfalt 
an den Tag legen, um Datenschutzrech-

te einhalten zu können. Diese Sorgfalt 
ist teuer und führt im Extremfall sogar 
dazu, dass ein solches System rechtlich 
oder ethisch abzulehnen ist [7]. Doch 
im Falle von Palantir steht alles auf dem 
Kopf: Aus den Polizeisystemen sollen ja 
gerade nicht direkt vorhandene Daten 
abgeleitet werden, um einen Personen-
bezug herzustellen. Entsprechend um-
fassend sind die ethischen Fragen, die 
im Raum stehen.

Der feisten Datenrallye stehen nicht 
nur ethische Bedenken, sondern auch 
ein Urteil des höchsten deutschen Ge-
richts im Weg [8]. Das Bundesverfas-
sungsgericht beschäftigte sich mit zwei 
Landesgesetzen, die den Polizeien das 
Palantir-Produkt genehmigt hatten. Die 
betroffenen Paragraphen des hessischen 
Sicherheits- und Ordnungsgesetzes und 
des hamburgischen Gesetzes über die 
Datenverarbeitung der Polizei wurden 
2023 als verfassungswidrig befunden. 
Das Gericht kritisierte die enorm hohe 
Streubreite und Intensität der Grund-
rechtseingriffe.

Profiling- und 
Diskriminierungsvorsorge

Seit den Zeiten von „Big Data“ suggeriert 
die These „Daten sind das neue Öl“, dass 
wir es mit einer ungenutzten sprudelnden 
Quelle zu tun hätten. Warum beschränken 
höchstrichterliche Urteile – vom Volks-
zählungsurteil bis zum jüngsten Palantir-
Urteil [9] – die Polizei darin, diesen Da-
tenschatz zu heben? Der Grund erschließt 
sich leicht an typischen Beispielen: In Po-
lizeidatenbanken dürfen zum Beispiel auch 
Merkmale über Menschen gespeichert wer-
den, die eine „Volkszugehörigkeit“ oder ei-
nen „Phänotyp“, die „äußere Erscheinung“ 
oder Religionszugehörigkeit, verwendete 
Sprachen, Dialekte oder Mundarten fest-
halten. Das sind ohne Zweifel höchst sen-
sible Daten, auch mit hohem Diskriminie-
rungspotential.

Denn Datenschutz bedeutet auch Dis-
kriminierungsvorsorge und beschränkt die 
Profilbildung über Menschen. Die Europäi-
sche Datenschutzgrundverordnung und die 
begleitende Richtlinie zum Datenschutz für 
Justiz und Inneres [10] sind in dieser Hin-
sicht eigentlich klar formuliert:
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„
Profiling, das zur Folge hat, dass 

natürliche Personen auf Grundlage von 
besonderen Datenkategorien nach Arti-
kel 10 [der Richtlinie] diskriminiert wer-
den, ist nach dem Unionsrecht verboten.“

Und das Profiling würde im konkreten 
Falle einer Palantir-Rasterfahndung 
nicht nur Beschuldigte betreffen, son-
dern auch eine Vielzahl anderer Perso-
nen. Das sind etwa Geschädigte oder 
Zeugen, sofern ihre Daten in den be-
hördlichen Datenbanken gespeichert 
und verarbeitet werden.

Auch deswegen gilt der Grundsatz der 
Zweckbindung. Das bedeutet in einfachen 
Worten, dass Daten für einen bestimmten 
Zweck erhoben wurden und nicht einfach 
ins Blaue hinein umfunktioniert werden 
können. Also dürfen Personendaten aus 
Polizeidatenbanken nur dann für einen 
anderen Zweck verwendet werden, wenn 
dieser neue Zweck dem Schutz eines min-
destens ebenso bedeutenden Rechtsguts 
dient wie der ursprüngliche Erhebungs-
zweck.

Es bleibt aber eine Tür offen für Palan-
tir und Co.: Denn für präventive Polizei-
arbeit, die schwere Straftaten verhindern 
soll, ist diese Zweckbindung gelockert. 
Es ist allerdings verfassungsrechtlich 
umstritten, ob auch automatisierte Da-
tenanalysen die Zweckbindung entker-
nen können. Immerhin gelten seit dem 
Palantir-Urteil vom Februar 2023 neue 
verfassungsrechtliche Anforderungen, die 
sowohl quantitative als auch qualitative 
Grenzen setzen, was die Art der Daten 
betrifft, die von der Software automati-
siert ausgewertet werden dürfen. Es ist 
demnach nicht verfassungsgemäß, wenn 
die Polizei „mit einem Klick umfassende 
Profile von Personen, Gruppen und Mi-
lieus“ erstellt.

Bestehende Datenschutzrechte 
werden ad absurdum geführt

Palantir arbeitet schon heute mit den Po-
lizeien in Hessen, Hamburg und Nord-
rhein-Westfalen eng zusammen. In 
welchem Ausmaß und mit welchen Pa-
lantir-Softwarefunktionen und wie ge-
nau dabei auch höchst sensible Informa-

tionen über Menschen verarbeitet werden, 
ist öffentlich nicht einsehbar und struk-
turell geheim. Wie die namensgebenden 
Palantíri in Tokiens „Der Herr der Ringe“ 
bleiben die Softwaresysteme des Kon-
zerns in geheimen Räumen, nur konzer-
neigene Hüter haben echten Zugang. Der 
Konzern Palantir entzieht sich der öffent-
lichen Diskussion weitgehend und damit 
der Rechenschaft.

Diese Intransparenz der Polizeiarbeit 
mit Black-Box-Systemen macht Daten-
schutzverletzungen quasi über Bande un-
kenntlich und unkontrollierbar [11]. Es 
führt zugleich bestehende Datenschutz-
rechte ad absurdum, die jeder Mensch ei-
gentlich hat: beispielsweise das Recht zu 
erfahren, welche Daten über einen selbst 
vorliegen oder deren Löschung oder Be-
richtigung zu verlangen. Diese Rechte an-
gemessen zu wahren, wird kaum machbar 
sein. Informationen über Menschen lie-
gen ja dann nicht mehr nur in herkömm-
licher Form vor, etwa in einer Datenbank, 
sondern werden auch innerhalb des „KI“-
Systems gespeichert und verarbeitet. Ob 
und wie Konzerne wie Palantir personen-
bezogene Informationen in ihren „KI“-
Systemen korrigieren oder löschen kön-
nen, ist eine offene Frage.

Im konkreten Fall von Palantir verbin-
den sich mit dem Konzern auch noch pro-
blematische Motive und nationalistische 
Ideologien, die von den beiden promi-
nenten Männern der Chefetage des Kon-
zerns offen vertreten werden: Peter Thiel 
und Alexander Karp. Ausgerechnet die-
sem Konzern mit seiner undurchsichti-
gen Überwachungssoftware massenhaft 
Polizeidaten anzuvertrauen, scheint eine 
wirklich schlechte Idee [12].

Es ist daher nicht länger die Frage, ob 
die Systeme von Palantir und Co. ethisch 
und rechtlich problematisch sind und ge-
sellschaftsfeindlich und demokratiezer-
störend eingesetzt werden könnten, son-
dern wie dies verhindert werden kann.
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Warnungen bringen nichts mehr. Was großmäulig auftretende – in 
Wahrheit atemberaubend phantasie- und verantwortungslose – deut-
sche Politiker mit einer möglichen Tauruslieferung an die Ukraine 
anrichten könnten und wohin sie unser Land damit führen würden, 
das sollte längst jeder wissen, der noch in der Lage ist, eins und eins 
zusammenzuzählen. – Probieren wir es also einmal anders!

Taurus? Ja bitte! –  
Eine paradoxe Intervention

TaxMarch Washington, DC USA, 15.4.2017.
(Foto: Ted Eytan, Flickr, CC BY-SA 2.0)

ser Text wurde zuerst am 24.04.2025 auf www.glo-
balbridge.ch unter der URL <https://globalbridge.ch/
taurus-ja-bitte-eine-paradoxe-intervention/> veröffent-
licht. Lizenz: Leo Ensel, Global Bridge, CC BY-NC-ND 4.0

Sie wollen Deutschland in einen Krieg 
mit Russland ziehen? Möglichst schnell, 
nachhaltig und so richtig effektiv? – Da 
hätte ich eine Idee… 

Liefern Sie Taurus-Marsch- 
flugkörper an die Ukraine!

Solange noch Zeit ist. Also sofort und 
zwar massenhaft. (Denn es könnte ja viel-
leicht doch noch Frieden drohen.) Schi-
cken Sie, wie der ehemalige ukrainische 
Botschafter Andri Mel-nyk jüngst forder-
te [1], mindestens 150 Stück. Am besten 
aber alle, die Deutschland zur Verfügung 
hat. (Von rund 600 sollen schließlich 300 
einsatzbereit sein.)

Sie wissen ja: Der Taurus [2] ist im 
wahrsten Sinne des Wortes ein anderes 
‚Kaliber‘ als die zahmen britischen Storm 
Shadows [3] oder ihre französischen Cou-
sinen, die SCALP-Marsch-flugkörper! 
Der fliegt doppelt so weit. An die 500 
Kilometer. Und ist, einmal abgeschossen, 
praktisch nicht mehr zu eliminieren. Also 
todsicher.

„Den Krieg nach Russland tragen…“

Wie ein prominenter Politiker – er wird 
gerade als Außenminister gehandelt – ja 
schon vor über einem Jahr gefordert hat: 
„Der Krieg muss nach Russland getragen 
werden. Russische Militäreinrichtungen 

Autor: Leo Ensel
ist Konfliktforscher und 
interkultureller Trainer 
mit Schwerpunkt „Post-
sowjetischer Raum und 
Mittel-/Ost-Europa“. Er 
ist Autor einer Reihe von 
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seitige Wahrnehmung von 
Russen und Deutschen. Im neuen Ost-West-
Konflikt gilt sein Hauptanliegen der Über-
windung falscher Narrative und der Rekon-
struktion des Vertrauens.
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und Hauptquartiere müssen zerstört wer-
den. Wir müssen alles tun, dass die Uk-
raine in die Lage versetzt wird, nicht nur 
Ölraffinerien in Russland zu zerstören, 
sondern Ministerien, Kommandoposten, 
Gefechtsstände.“ [4]

Und das ist einfacher, als Sie denken. 
Ein vom Norden der Ukraine gestartetes 
Flugzeug muss gar nicht allzu weit in den 
russischen Luftraum eindringen. Einmal 
von dort abgefeuert, wird der Taurus sei-
nen Job zuverlässig erledigen: Wenig spä-
ter sind das russische Außenministerium 
in Moskau oder der Kreml pulverisiert! 
(Setzen Sie mehrere Marschflugkörper 
ein, dann beide.) Mit der Krim-Brücke ist 
das noch viel leichter. Das schafft von der 
Ukraine aus spielend jedes Kind!.

… aber nicht erwischen lassen!

Vorausgesetzt, Ihre Bundeswehrsoldaten 
haben den Taurus richtig programmiert. 
(Sie können das natürlich auch den Ukra-
inern beibringen, aber das würde mehre-
re Monate dauern. Aber so lange wollen 
Sie doch nicht mehr warten…) Nur lassen 
Sie sich bloß nicht dabei erwischen, das 
könnte völkerrechtlich etwas heikel wer-
den! (Und Sie wollen doch Russland völ-
kerrechtlich korrekt attackieren – oder?) 
Treffen Sie sich mit Ihren ukrainischen 
Kollegen am besten klandestin in Polen 
und überreichen Sie ihnen die Zielkoor-
dinaten dort.

Geben Sie Selenskyj in Kiew und seinen 
Militärs einen Blankoscheck. Sie können 
denen blind vertrauen. Die sind zuverläs-
sig. Ende 2022 haben sie schon einmal – 
damals nur mit Drohnen – ein russisches 
Atomwaffenlager bei Engels an der Wolga 
beschossen. Das war natürlich nur ein lä-
cherliches Vorgeplänkel. Vor fast einem 
Jahr attackierten sie, ebenfalls mit Droh-
nen, Module des russischen Atomrake-
ten-Frühwarnsystems im Nordkaukasus 
und Westsibirien [5]. Das war schon et-
was besser: Falls Russland sich in sei-
nem strategischen Raketenabwehrschirm 
geblendet sieht, wird es unberechenbar. 
Damit könnte man sogar einen weltwei-

ten Atomkrieg provozieren.

Doch bislang halt alles nur mit Drohnen. 
Mit dem Taurus dagegen sieht die Sache 
ganz anders aus! Damit reizen Sie die 
Russen bis aufs Blut.

Überschreiben Sie 
die deutsche Pazifismus-DNA

Nur bitte, vergessen Sie die mentale und 
emotionale Absicherung in der Bevöl-
kerung nicht: Da ist immer noch zuviel 
Pazifismus-Code in der DNA der Deut-
schen [6]! Den sollten Sie – eine delikate 
Aufgabe! – behutsam Schritt für Schritt 
überschreiben. Am leichtesten geht das 
natürlich bei den Kleinsten. Machen Sie 
schon im Kinderkanal [7] Werbung für 
den knuffigen Taurus! [8] Bei den Er-
wachsenen, besonders den Älteren, brau-
chen Sie etwas mehr Geduld. Sorgen Sie 
dafür, dass die nicht wieder rückfällig 
werden und pazifistische Schwächean-
fälle erleiden.

Spielen Sie dafür Ihr Ass aus: Putin! 
Machen Sie den Deutschen die Hölle heiß 
vor dem unberechenbaren Despoten im 
Kreml. Hämmern Sie ihnen tagtäglich 
ein, dass russische Panzer bald wieder 
vorm Brandenburger Tor stehen, dass die-
se asiatischen Untermenschen bald wie-
der deutsche Frauen schänden, wenn wir 
nicht alle schleunigst kriegstüchtig wer-
den! Machen Sie aber zugleich Ihrem 
Volk, „dem großen Lümmel“, weis, der 
neue Hitler würde nur bluffen, wenn er 
mit dem Einsatz von Atomwaffen droht.

Zu guter Letzt

Vergessen Sie Ihren Amtseid! Schließlich 
geht es hier nicht darum, Schaden vom 
deutschen Volk abzuwenden oder gar der 
Ukraine zum Sieg zu verhelfen. Sie ha-
ben doch ganz Anderes vor…

Also, legen Sie los!
Und ich garantiere Ihnen:
ES KNALLT!! Und zwar nachhaltig.
Bei Ihnen.
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Dies ist der zweite von vier Berichten über die verschiedenen Krisen in Deutschland, ihre Geschichte 
und darüber, wie die Deutschen – abgesehen von den neoliberalen Eliten, die derzeit an der Macht sind 
– über ihren Weg in die Zukunft denken.

Deutschland in der Krise, Teil 2:

Eine kurze Geschichte 
explodierender Gaspipelines

Symbolbild, CC0
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webseite.de/?p=60239> veröffentlicht. Lizenz: Quellen-
Webseite, Autorenname, Lizenz CC 4.0

POTSDAM – Wenn ich an Deutschland 
denke, kommt mir immer ein einziger 
kurzer Satz in den Sinn. Ganz gleich, um 
welches Thema es gerade geht – früher 
oder später wandern meine Gedanken zu 
drei Worten, die meiner Meinung nach – 
und angesichts ihrer langen Lebensdauer 
im Sprachgebrauch wohl auch nach Mei-
nung vieler anderer – etwas Wesentliches 
über dieses Land und seinen Platz in der 
Welt aussagen.

„Deutschland ist Hamlet.“ Lange Zeit 
schrieb ich diese prägnante Beobachtung 
Gordon Craig zu, einem der großen deut-
schen Historiker des 20. Jahrhunderts. 
Craig (Deutschland, 1866-1945; Die Deut-
schen) war bekannt für solche prägnan-
ten Beobachtungen. Er sah Deutschland 
als eine Nation, die in ihrer Geschichte 
gespalten war zwischen ihren humanis-
tischen Errungenschaften (Goethe et al., 
Kant et al., Thomas Mann et al.) und ih-

rer bedauerlichen Neigung zu verschiede-
nen Formen absoluter Macht.

Mit der Zeit entdeckte ich, dass der 
wahre Autor dieses exquisiten Bonmots 
Ferdinand Freiligrath (1810-1876) war, 
ein Dichter und politischer Radikaler, der 
sich und sein Werk der Demokratiebe-
wegung verschrieben hatte, die zur (ge-
scheiterten) Revolution von 1848 führ-
te. Freiligrath verglich Deutschland 1844 
mit Shakespeares berühmtem gespalte-
nen Charakter – aus Frustration über 
einen heimischen Konservatismus, der 
Deutschland von dem großen Wandel ab-
hielt, den er als dringende Notwendigkeit 
seiner Zeit betrachtete.

Ich kann nicht erkennen, dass Freilig-
raths Aussage diejenige von Craig mehr 
als ein Jahrhundert später ausschließt. 
Und ich glaube auch nicht, dass die Cha-
rakterisierung Deutschlands als ... wie 
soll ich sagen ... zutiefst ambivalente Na-
tion die Bedeutung widerlegt, die diese 
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Ansicht in der zweiten Hälfte des letz-
ten Jahrhunderts fast zwangsläufig er-
langt hat.

Die Geografie bestimmt das Schicksal 
Deutschlands, wie auch in vielen anderen 
Ländern. Es ist nach Westen zur atlanti-
schen Welt, aber auch nach Osten zum 
eurasischen Kontinent ausgerichtet. Diese 
Ambivalenz hat die Geschichte seiner Be-
ziehungen in beide Richtungen geprägt. 
Otto von Bismarck pflegte während sei-
ner Amtszeit als Reichskanzler von 1871 
bis 1890 gute Beziehungen zu Russland. 
Damals wurde Deutschland zum ersten 
Mal ein einheitlicher Staat, und der be-
rühmte Fürst zeigte der Welt, was Real-
politik bedeutet. Dann kamen die beiden 
Weltkriege und die katastrophalen mili-
tärischen Feldzüge Deutschlands sowohl 
im Osten als auch im Westen.

In der Nachkriegszeit lässt sich diese 
Ambivalenz – dieser Zustand des „Da-
zwischenseins“ – am besten nicht als Bür-
de Deutschlands verstehen, sondern als 
sein großes Geschenk. Und mit diesem 
Geschenk hätte es uns allen ein weite-
res machen können – das Geschenk einer 
Brücke zwischen Ost und West. 

Wie anders sähe unsere Welt aus, wenn 
man Deutschland nach 1945 seinem 
Schicksal überlassen hätte und es, in-
dem es ganz es selbst war, der Welt das 
geboten hätte, was es allein zu geben 

hatte.

Vor diesem Hintergrund sollten wir die 
Entstehung der Nachkriegsordnung in 
Deutschland und die aktuelle Lage der 
Bundesrepublik verstehen. Die Deut-
schen waren nicht für den Kalten Krieg 
und seine Ost-West-Gegensätze geschaf-
fen, die so destruktiv für die bemerkens-
werte Freisetzung der menschlichen Be-
strebungen nach den Siegen von 1945 
waren. Das besiegte Deutschland gehör-
te zu den zentralen abhängigen Staaten 
Washingtons, als es sich gegen Moskau 
wandte, seinen noch kurz zuvor Verbün-
deten, und sich anschickte, die globale 
Vorherrschaft Amerikas zu sichern. Dies 
hat Deutschland und den Deutschen sehr 
geschadet.

Das Deutschland der unmittelbaren 
Nachkriegszeit, das Deutschland Kon-

rad Adenauers, war ein Wiederaufbau-
projekt. Für den ersten Bundeskanzler der 
neuen Bundesrepublik zählte die Wieder-
herstellung der deutschen Wirtschaft zu 
seinen obersten Prioritäten. Deutschland 
unter Adenauer – einem Antikommunis-
ten, Europäer und frühen Befürworter 
der NATO – war ein braver Verbünde-
ter der USA. Doch Anfang der 1960er 
Jahre, in den Kennedy-Jahren, kam in 
Washington erneut Besorgnis über den 
Platz Westdeutschlands in der Ordnung 
des Kalten Krieges auf. Und die Rich-
tung, die Deutschland einschlug, würde 
wahrscheinlich auch der Rest des Kon-
tinents einschlagen – so die damalige 
Denkweise.

Diese Angst war nicht unbegründet. 
Ein Jahrzehnt nach der Teilung Deutsch-
lands durch den Eisernen Vorhang, im 
Jahr 1949, begann die Bundesrepublik 
dank ihres Wirtschaftswunders zu pro-
sperieren (das ebenso wenig ein Wun-
der war wie das japanische „Wirt-
schaftswunder“ der Nachkriegszeit). Die 
Deutschen begannen, ihren Blick nach 
außen zu richten. Mit der Zeit wandten 
sie ihren Blick nach Osten, in Richtung 
Sowjetunion: ein Land mit produzieren-
den Unternehmen und einer Rohstoff-
wirtschaft in der Nachbarschaft. Eu-
ropa blickte in die gleiche Richtung. 
Genau das begann den 
Polit-Cliquen in Wa-
shington Sorgen zu be-
reiten. Zu diesem Zeit-
punkt war es für diese 
Leute selbstverständ-
lich, dass die nationa-
len Sicherheitsinteres-
sen Amerikas und die 
globale Energieversor-
gung mehr oder weni-
ger untrennbar mitein-
ander verbunden waren. 
Der Fall Enrico Mattei 
kann als Maßstab für 
die Besorgnis Ameri-
kas genommen werden.

Mattei war ein hoch-
rangiger Beamter in 
Rom, der nach der Nie-
derlage von 1945 die 
Erdölbestände des fa-
schistischen Regimes in 
der Ente Nazionale Idro-

carburi, die allgemein als ENI bekannte 
Ölgesellschaft, neu organisierte. Mattei 
hatte große Ambitionen für die ENI. Und 
nach den vielen Vereinbarungen zu urtei-
len, die er aushandelte, scheint er eine in-
teressante Politik verfolgt zu haben. Unter 
anderem sahen die Verträge der ENI vor, 
dass drei Viertel der Gewinne an die Län-
der gingen, denen die Reserven gehörten 
– ein damals beispielloser Prozentsatz. 
1960 schloss Mattei ein großes, sehr be-
deutendes Ölabkommen mit der Sowje-
tunion ab – auch hier zu Bedingungen, 
die weit über die für westliche Ölgesell-
schaften üblichen ausbeuterischen Ver-
träge hinausgingen.

Mattei wusste genau, dass dies ein ge-
wagter Schritt war. Er erklärte damals, 
dass er das Erdölmonopol, das die USA 
seit langem über die berühmten „Seven 
Sisters“ („Seven Sisters“, zu deutsch: 
„Sieben Schwestern“ ist die Bezeich-
nung für sieben Ölkonzerne, die von 
den 1950er-1970er Jahren den Ölmarkt 
beherrschten, Anm. d. Red.) innehatten, 
gebrochen habe oder dass er zumin-
dest dazu beigetragen habe, es zu bre-
chen. Der Nationale Sicherheitsrat unter 
Eisenhower hatte Mattei seit Ende der 
1950er Jahre als Gegner der amerika-
nischen Interessen attackiert. Das sow-
jetische Abkommen scheint ihnen einen 

Die Überreste des zweimotorigen Flugzeugs, in dem Enrico Mattei 
unterwegs war und das bei Bascapè abstürzte, 28.10.1962. (Foto: 
Unbekannt, L'Espresso, Wikimedia Commons, CC0)
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besonders schweren Schlag versetzt zu 
haben. Zwei Jahre nach der Unterzeich-
nung kam Mattei ums Leben, als sein 
Flugzeug auf dem Weg von Sizilien nach 
Mailand abstürzte.

Darauf folgten zahlreiche Untersu-
chungen, über Jahrzehnte. 1997 berich-
tete die Turiner Tageszeitung La Stam-
pa, dass die Justizbehörden in Rom zu 
dem Schluss gekommen seien, dass eine 
an Bord platzierte Bombe Matteis Flug-
zeug in der Luft zur Explosion gebracht 
habe [1].

Obwohl der Fall Mattei offiziell unge-
klärt bleibt, gibt es mittlerweile eine Fül-
le an Beweisen dafür, dass er Opfer eines 
Attentats der CIA war, das in ihrer durch-
aus bekannten Zusammenarbeit mit der 
Mafia und möglicherweise mit Duldung 
des französischen Geheimdienstes durch-
geführt wurde. „Das ist unter Europäern 
allgemein bekannt“, sagte mir kürzlich 
ein deutscher Freund. „

Wir wissen, was mit Mattei pas-
siert ist, so wie ihr Amerikaner wisst, was 

mit Kennedy passiert ist.“

Ohne uns, wie es unsere Pflicht ist, auf 
absolute Gewissheiten festlegen zu wol-
len, können wir die Mattei-Affäre als 
Maßstab dafür betrachten, wie sensibel 
die Energie Verbindungen zwischen Eu-
ropa und der Sowjetunion in der Mitte 
des Kalten Krieges waren. Der transat-
lantische Konfliktpunkt war von Anfang 
an klar: Die Europäer betrachteten Ver-
träge mit der Sowjetunion einfach als 
Geschäft – als solide, logische Wirt-
schaftspolitik; für die Amerikaner waren 
sie Instrumente mit gefährlichen geopo-
litischen Konsequenzen. Und genau in 
dieser Frage standen sich die Deutschen 
und die Amerikaner über viele Jahrzehn-
te hinweg immer wieder im Widerspruch 
zueinander.

Die Sowjetunion und das postsow-
jetische Russland waren bis vor kur-
zem sicherlich ein wichtiger Markt für 
deutsche Produkte und Dienstleistun-
gen. Russlands Importe von deutschen 
Industriegütern – darunter eine breite 
Palette von Produkten – sorgten viele 
Jahre lang für eine positive Handelsbi-
lanz zugunsten Deutschlands. Aber das 

Wichtigste für die Deutschen lief in die 
andere Richtung, wie die Handelsbi-
lanz schließlich zeigte. Russland brauch-
te deutsche Industriegüter, weil es in-
dustriell schwach war und Deutschland 
brauchte dringend russische Rohstoffe, 
weil es selbst nicht über üppige Rohstof-
fe verfügte.

Große Mengen billiger Energie aus 
Russland – Öl und Erdgas – sowie Ex-
porte hochwertiger, technisch ausgereif-
ter Industriegüter auf den Weltmärkten: 
Die Deutschen bezeichnen dies oft als 
das Wirtschaftsmodell, das den Erfolg 
ihres Landes über so viele Jahre hinweg 
geprägt hat – wehmütig muss ich hinzu-
fügen, denn als ich vor einigen Monaten 
durch Deutschland reiste, lag dieses Mo-
dell in Trümmern.

Und damit kommen wir zur Infrastruk-
tur der Interdependenz, wie wir es auch 
nennen könnten. Wir kommen zum The-
ma Gaspipelines.

Dies ist eine Geschichte, die sich von 
den 1980er Jahren bis zum 26. Septem-
ber 2022 erstreckt, als die Biden-Regie-
rung am helllichten Tag die gerade fer-
tiggestellte Erdgas-Pipeline zerstörte, die 
unter der Ostsee zwischen russischen und 
deutschen Häfen verlief. Die Explosionen 
von Nord Stream I und II haben eine lan-
ge Geschichte. Wäre ich Ermittler oder 
Anwalt in diesem Fall, würde diese Ge-
schichte einen wichtigen Platz in mei-
nen Akten einnehmen. Betrachten wir 
sie kurz.

Anfang 1982 begannen staatliche rus-
sische Unternehmen mit den Arbeiten an 
der Transsibirischen Pipeline, einem der 
Großprojekte der späten Sowjetzeit. Es 
handelte sich um eine knapp 6000 Ki-
lometer lange Pipeline – eigentlich ein 
Netz von Pipelines –, die Erdgas über 
verschiedene Routen von Sibirien bis zu 
den europäischen Märkten transportie-
ren sollte. Die Transsibirische Pipeline 
war nicht die erste Pipeline, die diesem 
Zweck diente, aber als ehrgeizigstes Pro-
jekt trug sie wesentlich zur Festigung 
der sowjetisch-europäischen Beziehun-
gen bei.

Die europäischen Mächte hatten na-
türlich ein vitales Interesse an diesem 
Vorhaben, aber dies lag nur zum Teil an 
der bevorstehenden Verfügbarkeit kos-
tengünstiger Energiequellen. Die Sow-

jets hatten mit Dutzenden europäischen 
Unternehmen Verträge über die Liefe-
rung von Komponenten und Ausrüstung 
für den Bau und Betrieb der Pipeline un-
terzeichnet. Diese Verträge hatten einen 
Wert von rund 15 Milliarden Dollar, was 
heute knapp 50 Milliarden Dollar ent-
spricht. Es gab weitere Vereinbarungen 
über die Finanzierung und den sogenann-
ten Technologietransfer.

Gehen wir kurz zurück ins Jahr 1982. 
Europa befand sich in einer schweren 
Rezession. Erinnern Sie sich an „Stag-
flation“, schleppendes Wachstum und 
hohe Inflation? Westeuropa befand sich 
in einer kritischen Lage. Die Arbeits-
losigkeit in den großen europäischen 
Ländern – Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Italien – lag bei fast 
9 %. Die Europäer brauchten Arbeits-
plätze, ihre Unternehmen profitable Auf-
träge. Verträge mit der Sowjetunion für 
Stahlrohre, Turbinen und andere Aus-
rüstungsgüter – und die Sowjets hiel-
ten ihre Verträge ein, wie die Europäer 
wussten – sollten Europa aus der Krise 
helfen; billige Energie würde dann den 
Aufschwung vorantreiben.

Präsident Reagan, ein beinharter kal-
ter Krieger, sprach im Frühjahr 1982 nur 
noch vom „Reich des Bösen“. Im Dezem-
ber des Vorjahres – weniger als ein Jahr 
nach seinem Amtsantritt – hatte Reagan 
amerikanischen Unternehmen die Liefe-
rung von Pipeline-Ausrüstungen an die 
Sowjets untersagt. Sechs Monate später, 
nachdem die Sowjets mit dem Bau begon-
nen hatten, weitete er dieses Verbot auf 
alle westlichen Hersteller von Stahlroh-
ren aus, die mit einer Lizenz eines US-
Unternehmens arbeiteten.

Hören Sie darin auch ein Echo der Ge-
schichte, so wie ich? Sanktionen über 

Sanktionen, damals wie heute.

In dieser angespannten Zeit gab es einen 
Zeitpunkt, in dem es zu einem privaten 
Treffen Helmut Schmidts mit Ronald Re-
agan in Bonn kam. Der amerikanische 
Präsident, der bereits verärgert war über 
das, was er als Verachtung des deutschen 
Bundeskanzlers empfand, hielt Schmidt – 
einem Sozialdemokraten und Mann der 
Ostpolitik – eine Standpauke, wie man 
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sie von einem nicht besonders klugen 
Mann erwarten würde, der zu manichäi-
schen (undifferenziertes Schwarz-Weiß-
Denken, Anm. d. Red.) Vereinfachungen 
neigt. Das muss aufhören, befahl Reagan 
Schmidt in aller Deutlichkeit. Sie werden 
das BIP der Russen erhöhen, und dann 
können sie mehr Waffen bauen. Sie hel-
fen den Sowjets, während wir versuchen, 
sie zu vernichten.

Schmidt sagte nichts, als Reagan 
sprach. Stattdessen zog er sich zu ei-
nem Fenster zurück und blickte hinaus. 
Er kam zum Schluss, dass er den ame-
rikanischen Kalten Krieger besänfti-
gen würde, indem er den USA erlaubte, 
Pershing-II-Raketen (mobile ballistische 
Mittelstreckenraketen) auf deutschem 
Boden zu stationieren. Die ersten Per-
shing-II-Raketen wurden Ende 1983 in 
Deutschland aufgestellt; die vollständi-
ge Stationierung war zwei Jahre später 
abgeschlossen.

Ich habe diese Geschichte von Dirk 
Pohlmann, einem bekannten Journalis-
ten, Autor, Dokumentarfilmer und en-
gagierten Forscher der deutschen Nach-
kriegsgeschichte. Er erzählte mir davon 
und von ähnlichen historischen Ereig-
nissen während eines langen Vormittags, 
den wir in meinem Hotel in Potsdam ver-

brachten, und später in verschiedenen Te-
lefonaten und E-Mails. Und wie Pohl-
mann mir erzählte, steckte hinter dem 
Widerstand der Reagan-Regierung ge-
gen das Projekt „Sibirien nach Europa“ 
viel mehr als nur informelle Treffen mit 
europäischen Staats- und Regierungs-
chefs. Es gab Bemühungen, die für die 
Öffentlichkeit nicht sichtbar waren. Re-
agans Leute übten beispielsweise enor-
men Druck auf deutsche Banken – die 
Deutsche Bank, die Dresdner Bank und 
die Commerzbank – aus, den Sowjets die 
Finanzmittel zu verweigern, zu denen sie 
sich verpflichtet hatten.

Reagan gab schließlich nach, wenn 
auch unter lautstarker Kritik. Ende 1982 
hob er die beiden Sanktionsstufen auf – 
offenbar in der Erkenntnis, dass er sie 
angesichts des konzertierten und mitt-
lerweile peinlichen Drucks aus Europa 
einfach nicht durchsetzen konnte. Marga-
ret Thatcher, die britische Premierminis-
terin und bereits eine Art Seelenverwand-
te Reagans, hatte erheblichen Einfluss auf 
diese Kehrtwende. Außerdem bestand die 
Gefahr einer transatlantischen Spaltung, 
gerade als Reagan alle auf seiner Seite 
haben wollte, um gegen das „Reich des 
Bösen“ vorzugehen. Im November 1982 
einigten sich die NATO-Mitglieder in-

formell über das Schicksal der Pipeline, 
und die ersten Gaslieferungen aus dieser 
Pipeline trafen am Neujahrstag 1984 in 
Frankreich ein.

Die Transsibirische Pipeline war üb-
rigens bis Ende letzten Jahres in Betrieb 
– bis Kiew sich weigerte, die Transitver-
träge für die Leitung zu verlängern, über 
die Gas auf dem Weg zu den europäi-
schen Märkten durch die Ukraine trans-
portiert wurde.

Es gibt noch einen Zusatz zu dieser 
Geschichte, der nicht unerwähnt bleiben 
darf. Zur Zeit der Transsibirien-Affäre 
führte die Central Intelligence Agency 
ein geheimes Sabotageprogramm durch, 
in dessen Rahmen sie amerikanische Un-
ternehmen dazu veranlasste, den Sowjets 
Lieferungen fehlerhafter Computerchips 
zu liefern. Diese waren so konstruiert, 
dass sie nur für kurze Zeit funktionier-
ten und dann ausfielen. Eine beträcht-
liche Menge davon traf irgendwann im 
Jahr 1982 ein – als die Sanktionen von 
Reagan in Kraft waren und der Bau der 
transsibirischen Pipeline bereits weit fort-
geschritten war.

Das Ergebnis scheint den Erwartungen 
der Agentur entsprochen zu haben: Die 
an den Pumpstationen der Pipeline ins-
tallierten Turbinen explodierten offen-
bar fast zeitgleich. Pohlmann sagte mir, 
dass dies einer Detonation von drei Kilo-
tonnen entspreche – eine Explosion, die 
groß genug war, um von Satelliten erfasst 
zu werden. 

Aufzeichnungen über die Sabotageakti-
on der CIA gegen das Transsibirien-Pro-
jekt gibt es praktisch keine. Pohlmann, 
ein genauer Kenner dieser Angelegen-
heit, sagte mir, dass Hinweise darauf „fast 
vollständig aus dem Internet gelöscht“ 
worden seien, und meine Recherchen für 
diesen Bericht bestätigen dies. Einige der 
an der Operation Beteiligten haben je-
doch zeitgleich Zeugenaussagen gemacht. 
Einer davon war Thomas Reed, der da-
mals hochrangiges Mitglied des Natio-
nalen Sicherheitsrats unter Reagan war. 
Sein Bericht wurde 2004 unter dem Ti-
tel „At the Abyss: An Insider‘s History of 
the Cold War“ (Presidio Press) (Am Ran-
de des Abgrunds: Eine Insider Geschich-
te des Kalten Krieges, Anm. d. Red.) ver-
öffentlicht. Hier ein kurzer Auszug aus 
dem Buch:

Treffen zwischen Präsident Ronald Reagan und Helmut Schmidt im Oval Office während des 
Staatsbesuchs von Bundeskanzler Helmut Schmidt, Westdeutschland, 21.5.1981. (Foto: White 
House, Wikimedia Commons, gemeinfrei)
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Die Pipeline-Software, die die Pumpen, 
Turbinen und Ventile steuern sollte, war 
so programmiert, dass sie verrückt spiel-
te und die Pumpendrehzahlen, Turbinen 
und Ventileinstellungen zurücksetzte, 
um Drücke zu erzeugen, die weit über 
den für die Pipeline-Verbindungen und 
Schweißnähte zulässigen Werten lagen. 
Das Ergebnis war die gewaltigste nicht-
nukleare Explosion und der größte Brand, 
die jemals aus dem Weltraum beobach-

tet wurden.

Obwohl es verschiedene Versuche gab, 
Reeds Darstellung zu diskreditieren – 
alle vorhersehbar und nicht mehr als 
wenig überzeugende Verschleierungs-
taktiken –, scheint mir sein Fall unwi-
derlegbar zu sein. Als er „At the Abyss“ 
veröffentlichte, hatte die CIA die Trans-
sibirien-Operation bereits in einer bei-
läufigen Erwähnung im „The Farewell 
Dossier“ [2], einer Sammlung von Do-
kumenten zu anderen Angelegenheiten 
der Agentur, eingeräumt. Nach Reeds 
Veröffentlichung reiste der stets fleißige 
Dirk Pohlmann nach Washington, um 
Reed und andere zu interviewen, darun-
ter Herb Meyer, der unter William Casey 
als stellvertretender Vorsitzender des Na-
tional Intelligence Council der CIA wäh-
rend der Reagan-Jahre tätig war. Pohl-

mann hat diese Interviews bei unserem 
Treffen hier und daraufhin ein zwei-
tes Mal gesichtet; sie alle bestätigen die 
Operation von 1982.

Reagans größte Sorge noch vor allen 
anderen war – und das dürfte bekannt 
klingen –, dass die Europäer im Zusam-
menhang mit einer strukturellen, lang-
fristigen Abhängigkeit von russischen 
Energielieferungen riskierten, verwund-
bar zu werden. Wie ich hoffe, macht die-
se kurze Skizze des Vorfalls von 1982 
deutlich, dass die Amerikaner bei sol-
chen Äußerungen zynischerweise zwei 
Silben weglassen. Ihre wahre Angst war 
damals wie heute nicht die Abhängigkeit, 
sondern die natürliche Interdependenz 
zwischen Deutschland (und damit auch 
dem Rest Europas) und dem großen eu-
rasischen Kontinent, dessen westlichste 
Flanke es faktisch bildet.

Einige Jahre nach Inbetriebnahme der 
Sibirischen Pipeline veröffentlichte ein 
Wissenschaftler namens Patrick DeSou-
za im „Yale Journal of International Law“ 
einen Aufsatz mit dem etwas sperrigen 
Titel „The Soviet Gas Pipeline Incident: 
Extension of Collective Security Res-
ponsibilities to Peacetime Commercial 
Trade“ (Der Vorfall um die sowjetische 
Gaspipeline: Ausweitung der kollektiven 
Sicherheitsverantwortung auf den fried-
lichen Handel, Anm. d. Red.) [3]. Zu den 
interessanten Beobachtungen von DeSou-
za gehört folgende:

Einige Analysten sind zum Schluss ge-
kommen, dass die Versuche der Vereinig-
ten Staaten, durch Handelsbeschränkun-
gen wirtschaftliche Macht auszuüben, in 
der Nachkriegszeit nur begrenzt erfolg-
reich waren. Die Bemühungen der Verei-
nigten Staaten, ihre Verbündeten zu ei-
nem gemeinsamen Vorgehen zu bewegen, 
um politischen Gegnern wirtschaftliche 
Macht zu verweigern, waren noch weni-
ger erfolgreich. Tatsächlich haben Versu-
che, die Wirtschaftstätigkeit von Gegnern 
wie der Sowjetunion einzuschränken, oft 
hohe Kosten verursacht, darunter ent-
gangene Handelsgewinne, Spannungen 
innerhalb der Allianz und eine verstärk-
te Solidarität innerhalb der gegnerischen 

Allianz ...

Die Leser werden wahrscheinlich zu-
stimmen, dass dieser Text einige wah-
re Aussagen enthält. Ich lese darin die 
unvermeidliche Spannung in den trans-
atlantischen Beziehungen, die entstand, 
als Amerika begann, seine nach 1945 
erworbene Hegemonialmacht geltend 
zu machen. Diese Spannung schwank-
te zwar im Laufe der Zeit, war aber im-
mer vorhanden und ist es heute noch. 
DeSouzas Essay ist jedoch auch als Zeit-
dokument zu verstehen: Es enthält Aus-
sagen, die zwar damals zutrafen, heute 
aber nicht mehr gültig sind. Die Euro-
päer haben sich in den späten Jahren 
des Kalten Krieges erfolgreich gegen 
die Auferlegungen des amerikanischen 
Imperiums gewehrt. Heute würden sie 
nicht mehr im Traum daran denken, so 
etwas zu versuchen. Vierzig Jahre liegen 
zwischen den Ereignissen von 1982 und 
den Explosionen der Nord Stream-Pipe-
lines. Wie sehr sich die Zeiten geändert 
haben, und wie sehr sie doch gleich ge-
blieben sind.

Und wie nützlich sich die Geschichte 
doch oft erweist.

Die Leser werden sich sicherlich noch 
an den Schock erinnern, als vor drei Jah-
ren im September die Nachricht kam, 
dass die Nord Stream-Pipelines – sowohl 
I als auch II – sabotiert worden waren. 
Aber worin lag, wenn man ein wenig in 
die Geschichte blickt, der Grund für die-
sen Schock? So dramatisch die Explosi-
onen von Nord Stream auch erschienen, 
waren sie nicht mehr als eine recht ein-
fallslose Fortsetzung der transatlantischen 
Außen- und Sicherheitspolitik Washing-
tons der letzten Jahrzehnte? Wir können 
es als den Schock des Altbekannten be-
zeichnen.

Ebenso schockierend war es für mich, 
kurz nach Bekanntwerden dieser Nach-
richt, mir nochmal das Video anzusehen, 
in dem Präsident Biden mit der für seine 
gesamte politische Karriere typischen, 
erstaunlichen Indiskretion erklärte, dass 
die USA niemals zulassen würden, dass 
Nord Stream II in Betrieb genommen 
wird, und dass sie bestens darauf vorbe-
reitet seien, die Pipeline zu zerstören. Das 
war kurz vor dem Ereignis. Und noch ein 
Schock: Biden hat diese teuflische Ab-
sicht geäußert, während Olaf Scholz, der 
damalige deutsche Bundeskanzler, wie 

Screenshot: Amazon, erstellt am 28.5.2025 – 
15:46:00, https://www.amazon.de/At-Abyss-
Insiders-History-Cold/dp/0891418377

https://www.amazon.de/At-Abyss-Insiders-History-Cold/dp/0891418377
https://www.amazon.de/At-Abyss-Insiders-History-Cold/dp/0891418377
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ein stummer Schuljun-
ge neben ihm stand. Die 
beiden hatten gerade pri-
vate Gespräche im Oval 
Office beendet. Im Nach-
hinein ist es nicht schwer, 
sich vorzustellen, was ge-
sagt wurde.

Mit einer fast 30-jäh-
rigen Geschichte – von 
der Planung über den 
Bau bis hin zum Be-
tr ieb und schließlich 
zur Zerstörung – waren 
die Nord-Stream-Pipe-
line mindestens ebenso 
bedeutend wie das frü-
here Projekt von Sibirien nach Euro-
pa, und ich drücke mich hier vorsichtig 
aus: Während das transsibirische Netz 
die russisch-europäischen Beziehungen 
vorangebracht hat, hätten Nord Stream I 
und II die wirtschaftlichen Beziehungen 
Deutschlands und damit auch Europas 
zu Russland so gefestigt, dass sie nicht 
mehr ohne Weiteres hätten zerschlagen 
werden können. Die erste Machbarkeits-
studie für NS I wurde 1997 in Auftrag 
gegeben. Wie später bei NS II sollte die 
Route unter der Ostsee von den sibiri-
schen Gasfeldern nach Lubmin führen, 
einem Hafen an der deutschen Nordküs-
te. Berlin und Moskau unterzeichneten 
2005 eine gemeinsame Absichtserklä-
rung; sechs Jahre später ging NS I in 
Betrieb.

Mit der Planung von NS II – und deutsche 
Unternehmen waren erneut die wichtigs-
ten europäischen Partner von Gazprom 
– kam es erneut zu Spannungen zwi-
schen Deutschland und den Vereinig-
ten Staaten. Gazprom und die Europä-
er unterzeichneten 2015 Verträge. Dies 
geschah ein Jahr, nachdem Washington 
den Staatsstreich in der Ukraine vorbe-
reitet hatte, ein Jahr, nachdem Moskau 
die Krim wieder annektiert hatte, und 
ein Jahr, nachdem die Obama-Regierung 
mit der Verhängung von Sanktionen be-
gonnen hatte, die offensichtlich immer 
weiter ausgeweitet werden. Es war eine 
direkte Wiederholung der Ereignisse von 

1982.

Die Deutschen verstanden Nord Stream 
– genauso wie die Transsibirische Pipe-
line – als ein sinn- und wertvolles wirt-
schaftliches Projekt. Die europäischen 
Investitionen beliefen sich auf 9,5 Mil-
liarden Euro. NS II würde die Kapazität 
von Nord Stream I verdoppeln. Zusam-
men würden die vier Pipelines (je zwei 
Leitungen, NS I und II) jährlich 110 Mil-
liarden Kubikmeter (1,9 Billionen Kubik-
fuß) Erdgas nach Deutschland und auf die 
europäischen Märkte liefern – genug, um 
nach den mir vorliegenden Schätzungen 
40 bis 50 % des Jahresbedarfs Deutsch-
lands und in ähnlichem Umfang den Eu-
ropas zu decken. Die damalige Bundes-
kanzlerin Angela Merkel verteidigte die 
Vorteile des Projekts unnachgiebig, ob-
wohl die Amerikaner Nord Stream II im-
mer schärfer (und drohender) als Fehler 
mit schwerwiegenden geopolitischen Fol-
gen attackierten.

Merkel war eine überzeugte Atlantike-
rin, aber sie blieb hartnäckig. Man darf 
nicht vergessen, dass sie zu diesem Zeit-
punkt (nach Fukushima) Deutschland be-
reits zur Stilllegung aller Kernkraftwerke 
verpflichtet hatte. Auch die Amerikaner 
blieben hartnäckig. Während der ersten 
Amtszeit von Donald Trump versuchten 
sie mit allen Mitteln, den Fortschritt von 
NS II zu stoppen, nicht zuletzt durch die 
üblichen Drohungen mit Sanktionen und 
Sekundärsanktionen gegen europäische 
Industriezulieferer und beteiligte Banken. 
Richard Grenell, Trumps rücksichtsloser 
Botschafter in Berlin, schickte 2019 sogar 
Drohbriefe an deutsche Unternehmen, die 
an der Pipeline beteiligt waren. Ich erin-

nere mich noch gut dar-
an, wie einige europäische 
Banken und Industrieun-
ternehmen zu zögern be-
gannen; die Nervosität im 
Bundestag war deutlich zu 
spüren.

Es ist Merkel anzu-
rechnen, dass sie nicht 
nachgab und sich durch-
zusetzen schien. Der Bau 
von NS II, der 2018 be-
gonnen hatte, wurde 
im Sommer 2021 abge-
schlossen. Zu diesem 
Zeitpunkt waren Trump 
und seine Leute jedoch 

nicht mehr an der Macht, sondern die Bi-
den-Regierung. Dies markierte den An-
fang vom Ende des Nord Stream-Projekts 
– in seiner Gesamtheit.

Direkt nachdem Joe Biden im Januar 
2021 sein Amt angetreten hatte, gerieten 
er und seine Nationalen Sicherheitsberater 
ins Straucheln. Das war vorhersehbar: Die 
Außenpolitik der USA während der Biden-
Jahre war auf beiden Seiten des Atlantiks 
ein einziger Reinfall. Im Mai 2021, weni-
ge Monate vor Fertigstellung von NS II, 
hob Washington alle Sanktionen auf, die 
Trump gegen die Nord Stream AG, beste-
hend aus Gazprom und vier europäischen 
Unternehmen, verhängt hatte.

Dies schien eine erstaunliche Abkehr 
von dem jahrelangen Druck zu sein, den 
Washington – je nach Zählweise sogar 
jahrzehntelang – auf die Deutschen aus-
geübt hatte. Endlich schienen die Ameri-
kaner zu der Erkenntnis gelangt zu sein, 
dass der Versuch, die Interdependenz Eu-
ropas und seines östlichen Nachbarn zu 
verhindern, einem Versuch gleichkam, 
Wasser daran zu hindern, bergab zu flie-
ßen. So kam es mir jedenfalls vor. Ein 
Sieg für die Deutschen, dachte ich da-
mals – ein Triumph für Deutschland, für 
Europa, für die Sache eines konstrukti-
ven Engagements gegenüber der Russi-
schen Föderation.

Doch schon bald wurde klar, dass die-
jenigen, die Biden um sich geschart hatte, 
in Wirklichkeit davon besessen waren, NS 
II daran zu hindern, Russland und West-
europa in einer für beide Seiten vorteil-
haften Symbiose zu verbinden. Zu den 
prominentesten Vertretern dieser Grup-

Screenshot: euronews, YouTube, 00:13, erstellt am 28.5.2025 – 15:57:19, https://
www.youtube.com/watch?v=pXAVOq5GX00

https://www.youtube.com/watch?v=pXAVOq5GX00
https://www.youtube.com/watch?v=pXAVOq5GX00
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pe gehörten Jake Sullivan, 
Bidens ideologisch extrem 
geprägter Nationaler Si-
cherheitsberater, und An-
tony Blinken, Bidens Au-
ßenminister.

Blinken hatte sich be-
reits Jahre zuvor in sei-
ner Abschlussarbeit mit 
dem umstrittenen Sibi-
rien-Projekt der Reagan-
Ära befasst. Diese wur-
de später unter dem Titel 
„Ally Versus Ally: Ame-
rica, Europe, and the Sibe-
rian Pipeline Crisis“ ver-
öffentlicht, in der Blinken 
nachdrücklich argumen-
tierte, dass es geopolitisch 
unerlässlich sei, Deutsch-
land und Russland daran 
zu hindern, weitere Pipe-
lines wie das transsibirische Netz zu bau-
en. Es ist eine kurze Bemerkung wert, dass 
Blinkens Verleger Frederick A. Praeger 
war, der – auch wenn er 1987, als Blinkens 
Buch erschien, nicht mehr als CIA-Tarn-
firma fungierte – dies zumindest in den 
früheren Jahrzehnten des Kalten Krieges 
lange Zeit war.

So kam es, dass die Biden-Regierung, die 
bei jedem Schritt stolperte, bald zu dem 
Mittel griff, auf das Amerikaner immer 
zurückgreifen, wenn sie sich als unfähig 
erweisen, Macht auf eine Weise auszu-
üben, die den Anschein von Höflichkeit 
und respektvoller Staatskunst erweckt – 
wenn alle legalen oder halbwegs legalen 
oder tatsächlich illegalen, aber schein-
bar legalen Zwangsmaßnahmen versa-
gen: Mit NS II in den Startlöchern began-
nen sie, eine gänzlich illegale, verdeckte 

Operation zu planen.

Der Dezember 2021 war ein angespann-
ter Monat in Bezug auf die Beziehungen 
der Atlantischen Allianz zu Russland. 
Wie sich die Leser erinnern werden, 
sandte Moskau zwei Vertragsentwür-
fe in den Westen, einen nach Washing-
ton und einen an das NATO-Hauptquar-
tier in Brüssel. Sie dienten als Entwurf 
für Gespräche über eine für beide Seiten 
vorteilhafte neue Sicherheitsstruktur in 

Europa. Während das Weiße Haus unter 
Biden diese Entwürfe sofort als unseri-
ös abtat, drängte es Moskau durch mas-
sive Waffenlieferungen an das Regime in 
Kiew bewusst in eine Ecke, aus der he-
raus es keine andere Wahl hatte, als mi-
litärisch in die Ukraine einzumarschie-
ren. Lächerlicherweise lobte Biden später 
die CIA für einen großartigen Geheim-
dienstcoup, als sie wie auf Kommando 
die unvermeidliche russische Operation 
vorhersagte.

In diesem Monat ereignete sich noch et-
was anderes. Da Bidens Leute überzeugt 
waren, dass sie Russland zu einem mili-
tärischen Vorstoß in die Ukraine provo-
zieren würden, wussten sie, dass sie sich 
damit eine Chance eröffnen würden: So-
bald Moskau seinen Zug machen würde, 
hätten sie die Legitimation, mit neuen, 
abenteuerlichen Maßnahmen zu reagie-
ren. Zu diesem Zweck versammelte Jake 
Sullivan eine Gruppe zuverlässiger Fal-
ken unter den Beamten der gesamten Re-
gierung zu einer Reihe streng geheimer 
Treffen in einem gesicherten Raum in ei-
nem der oberen Stockwerke des Old Exe-
cutive Office Building (EOB), einem Ge-
bäude aus dem späten 19. Jahrhundert im 
Stil einer Hochzeitstorte, das neben dem 
Weißen Haus steht:

Es ist nicht nötig, sich lange mit den 
Ergebnissen der Sullivan-Treffen auf-
zuhalten: Seymour Hershs Bericht über 

diese Sitzungen und al-
les, was danach geschah, 
ist ausführlich, überzeu-
gend detailliert und ein-
deutig. In seinem Subs-
tack-Newsletter vom 8. 
Februar 2023 veröffent-
lichte Hersh seinen 5.300 
Wörter umfassenden Be-
richt über die Planung, 
Vorbereitung, Ausbil-
dung und Durchführung 
der Sabotageaktion, die 
die Nord Stream I- und 
II-Pipelines zerstörte, 
unter der Überschrift 
„How America Took 
Out the Nord Stream 
Pipeline“ [4]. Ich zäh-
le ihn zu den zwei oder 
drei besten Reportagen, 
die der amerikanische 

Journalismus in meinem Leben hervor-
gebracht hat.

Auf die Explosionen der Nord Stream-
Pipelines folgte allerlei Unsinn und ei-
nige Monate später die Veröffentlichung 
von Hershs Artikel. Die New York Times 
bezeichnete die Explosionen als „Rät-
sel“. Die Deutschen, Dänen und Schwe-
den gaben vor, offizielle Untersuchun-
gen durchzuführen, stellten diese jedoch 
schnell ein und behaupteten entweder, 
sie hätten keine Beweise für eine Ver-
antwortlichkeit gefunden oder sie könn-
ten ihre Ergebnisse nicht veröffentlichen. 
Vertreter der Biden-Regierung deuteten 
an, die Russen hätten möglicherweise 
ihre eigenen Industrieanlagen zerstört 
– das Non plus ultra einer False-Flag-
Operation.

Es ist nicht nötig, sich darüber den 
Kopf zu zerbrechen. Nichts davon kann 
Hershs Arbeit auch nur im Geringsten ab-
werten. Die Wahrheit wurde geschickt 
verschleiert, und verschiedene Biden-Be-
amte äußerten mit bemerkenswerter Of-
fenheit ihre Zufriedenheit über die geleis-
tete gute Arbeit. Unter ihnen war auch 
Antony Blinken. Wenn wir uns die zuvor 
zitierte Abschlussarbeit des Außenminis-
ters vor Augen halten, bekommen seine 
Äußerungen nach den Ereignissen vom 
26. September 2022 eine Bedeutung und 
einen Nachhall, die wir sonst vielleicht 
nicht in ihnen finden würden:

Washington, DC – US-Arbeitsminister Marty J. Walsh ist Gastgeber der Sitzung 
des Ausschusses des Präsidenten für die Internationale Arbeitsorganisation, 
Sekretär Antony Blinken (vorne links), Sekretärin Gina Raimondo und der nati-
onale Sicherheitsberater Jake Sullivan (hinten rechts), 1.4.2022. (Foto: Shawn T 
Moore, Department of Labor, Wikimeia Commons, CC-BY-2.0)



36 Publiziert auf Free21 am 11.06.2025, 6:00 Uhr

Geschichte & Gesellschaft

Es ist eine großartige Gelegenheit, die 
Abhängigkeit von russischer Energie ein 
für alle Mal zu beseitigen und damit Wla-
dimir Putin die Möglichkeit zu nehmen, 
Energie als Mittel zur Durchsetzung sei-
ner imperialen Ziele einzusetzen. Das 
ist sehr bedeutsam und bietet enorme 
strategische Chancen für die kommen-

den Jahre...

Wieder einmal zeigt sich die wunderbare 
Eigenart der Geschichte, uns unsere Ge-
genwart zu erklären.

Anfang der 1980er Jahre wiesen die 
europäischen Mächte die dezidierten 
Forderungen der Reagan-Regierung zu-
rück, das Transsibirien-Projekt aufzuge-
ben, und der Konflikt entwickelte sich zu 
einer der schwersten politischen Krisen 
zwischen den westlichen Mächten wäh-
rend des gesamten Kalten Krieges. Die-
se Ereignisse deuteten darauf hin, dass 
Europa noch immer wusste, wie es seine 
Interessen, so wie es sie verstand, zu ver-
treten hatte. Es hatte sich für die Interde-
pendenz eingesetzt und Gehör gefunden. 
Helmut Schmidt kommt mir in den Sinn, 
wie er in Bonn am Fenster stand. Ich kann 
mir an seiner Stelle gut vorstellen, wie er 
schweigend über die Interdependenz nach-
dachte, inmitten einer verminderten Un-
abhängigkeit innerhalb des transatlanti-
schen Bündnisses. 

Europas Fähigkeit, selbstständig zu 
denken, hatte schon bald nach den Sie-
gen von 1945 Anzeichen des Verfalls ge-
zeigt. Die Generationen von Politikern, die 
nach Churchill und de Gaulle an die Macht 
kamen, hatten kaum Erfahrung mit Unab-
hängigkeit; sie waren unter dem Schutz-
schirm der USA aufgewachsen und poli-
tisch gereift und kannten keine anderen 
Verhältnisse, sodass sie in Fragen der Sou-
veränität unerfahren waren. In den 1960er 
und 1970er Jahren breitete sich im Rah-
men des Kalten Krieges Unruhe aus – die 
Transsibirien-Affäre war ein Ausdruck da-
von –, aber im Laufe der Zeit ebbten auch 
diese ab. Der Unterschied wurde spätes-
tens im November 1989 deutlich, als die 
deutschen Bürger die Berliner Mauer nie-
derrissen.

Als unser Gespräch auf die Ereignisse 
von 1989 kam, begannen Dirk Pohlmann 
und ich, von Deutschland als „Land der 

verpassten Chancen“ zu sprechen. Das 
war mein Ausdruck. Pohlmann sprach 
von der „Tragödie der verpassten Chan-
ce“. Dirk meinte: „Deutschland und Euro-
pa hätten nach 1989 einen neuen Einfluss 
in der Welt haben können.“ Er meinte da-
mit, dass die Deutschen damals die Chan-
ce hatten, als „Zwischenland“ eine Brü-
cke zwischen West und Ost zu schlagen. 
Havel dachte in den ersten Jahren nach 
dem Ende des Kalten Krieges genau da-
rüber nach, und dabei hatte er sowohl 
Europa als auch Deutschland im Blick. 
„Eine neue Aufgabe stellt sich nun“, sagte 
er in einer Rede in Aachen im Mai 1996 
[5], „und mit ihr eine neue Bedeutung für 
die Existenz Europas.“

Dirk Pohlmann sah zu Beginn der rus-
sischen Militärintervention in der Ukrai-
ne vor drei Jahren eine weitere verpasste 
Chance für die Deutschen, die der ers-
ten sehr ähnlich war. Deutschland hätte 
den Konflikt verhindern oder nach sei-
nem Ausbruch vermitteln können, anstatt 
sich auf den Stellvertreterkrieg der Biden-
Regierung einzulassen. Er meinte: „War-
um sind wir so gehorsam? Warum haben 
wir unseren Scholz?“, fragte er eher rhe-
torisch. „Noch vor wenigen Jahren war 
eine andere Welt möglich gewesen, ge-
nau wie nach 1989.“

Die Zerstörung der Nord-Stream-Pipe-
line ist für die Deutschen ein schwerer 

Schlag. Das alte Modell – russische Ener-
gie rein, hoch entwickelte deutsche Pro-
dukte raus – scheint endgültig gescheitert 
zu sein, und viele Deutsche sagen mir, 
dass dies nicht mehr zu reparieren sei. 
Langfristig gesehen bezweifle ich jedoch, 
dass Deutschlands natürliche Neigung zur 
Interdependenz jemals vollständig aus-
gelöscht werden kann. Im Gespräch mit 
Deutschen gewinnt man den starken Ein-
druck, dass diese Geschichte noch nicht 
zu Ende ist. Hamlet, so scheint es mir, 
lauert noch immer unter ihnen.

Quellen:
 The Independent Zeitung, Andrew Gumbel 
„Autopsy may solve deadly mystery of the 
Mattei Affair", am 28.8.1997: <https://www.the-
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The-Farewell-Dossier.pdf>
[3] Core Service, Patrick J. DeSouza „The Soviet Gas 
Pipeline Incident: Extension of
Collective Security Responsibilities to Peacetime 
Commercial Trade", Datum unbekannt: <https://
core.ac.uk/download/pdf/72839476.pdf>
[4] Seymour Hersh Blog „How America Took Out 
The Nord Stream Pipeline", am 8.2.2023: <https://
seymourhersh.substack.com/p/how-america-took-
out-the-nord-stream>
[5] New York Review of Books Zeitschrift, Václav 
Havel „The Hope for Europe", am 20.6.1996: 
<https://www.nybooks.com/articles/1996/06/20/
the-hope-for-europe/>
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Die von Ursula von der Leyen angekündigte Spar- und Investitions
union ist eine grundlegende politische Entscheidung über die 
Zukunft Europas und seiner Völker.

Spar- und Investitionsunion: 

Wie die EU die „Industrie des 
Todes“ finanzieren wird
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In den letzten Monaten haben wir alle den 
Druck der Präsidentin der Europäischen 
Kommission, Ursula von der Leyen, ver-
nommen, die Schaffung einer Spar- und 
Investitionsunion (SIU) zu beschleunigen. 
Ursprünglich als Instrument zur Mobili-
sierung finanzieller Ressourcen zum Nut-
zen der europäischen Bürger und zur För-
derung des grünen und digitalen Wandels 
präsentiert, liegt der besorgniserregendste 
Aspekt dieser Kampagne einmal mehr in 
der unkritischen, passiven und unterwür-

figen Akzeptanz der Absichten und Ent-
scheidungen der Kommission.

Bei genauerer Betrachtung handelt es 
sich hierbei um eine weitere Agenda. Wie 
viele Agenden hat uns von der Leyen be-
reits präsentiert, nur damit sich die Lage 
weiter verschlechtert? Diese Agenda 
wurde zum Vorteil der üblichen Verdäch-
tigen konzipiert: der prominentesten pri-
vaten und unternehmerischen Interessen 
(an anderer Stelle als „Oligarchen“ be-
zeichnet) – wie immer auf Kosten der 
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kollektiven Interessen, des Gemeinwohls 
und der nationalen Interessen vieler Mit-
gliedstaaten.

Um die Absichten hinter dieser SIU 
vollständig zu verstehen, müssen wir zu-
nächst verstehen, was sie ist. Theoretisch 
wird die SIU wie folgt dargestellt: „Eine 
Initiative zur Integration der Finanzmärk-
te der Mitgliedstaaten, um Investitionen, 
Wirtschaftswachstum und Finanzstabi-
lität zu fördern.“ In diesem Rahmen soll 
die SIU angeblich den Zugang zu grenz-
überschreitenden Finanzprodukten für 
„Bürger und Unternehmen“ erleichtern 
und gleichzeitig langfristiges Sparen und 
Investieren fördern. Eine wahrhaftiges 
Wunder. In der EU gibt es riesige Sum-
men in Festgeldanlagen (10 Billionen 
Euro) und noch mehr in öffentlichen, ge-
meinsamen und assoziativen Fonds, deren 
Beiträge für andere Lösungen verwendet 
werden könnten, um die Begünstigten mit 
dem Sirenengesang des leichten Geldes 
aus Risikokapital zu locken.

Nach Angaben der Europäischen 
Kommission könnte diese Union lang-
fristige Sparmöglichkeiten verbessern, 
Produkte wie individuelle Rentenpläne 
(PEPP) fördern und „nachhaltige“ In-
vestmentfonds im Zusammenhang mit 
den Energie- und Klimazielen der EU 
unterstützen. All diese Fonds sind pri-
vat, genau wie es diesen Leuten gefällt. 
Ein grundlegendes Merkmal jeder EU-
Agenda ist es, den Staat in eine unterge-

ordnete, minimalistische Rolle zu drän-
gen – außer wenn es darum geht, die 
Rechnung zu bezahlen.

Diese Union beabsichtigt auch, um-
fassendere und stärker integrierte Me-
chanismen zum Schutz von Investoren 
zu schaffen, angeblich durch die Stär-
kung der Transparenz und Regulierung, 
um sicherzustellen, dass Finanzproduk-
te sicher und für Risikoprofile geeignet 
sind. Schließlich soll dieses aggregierte, 
mobilisierte und zirkulierende Kapital 
die Unternehmensfinanzierung fördern 
und theoretisch den Zugang von Kleinen 
und Mittleren Unternehmen (KMU) zu 
alternativen Finanzierungsquellen wie 
Crowdfunding und Kapitalmärkten er-
leichtern. KMU werden immer als Recht-
fertigung herangezogen, sind aber sel-
ten die letztendlichen Nutznießer dieser 
Vorschläge.

Es sind bereits Maßnahmen geplant, 
wie beispielsweise das oben erwähnte 
PEPP (Pan-European Personal Pension 
Product) – ein privates Altersvorsorge-
produkt, das EU-weit angeboten werden 
kann und nicht der Solidarität zwischen 
den Generationen unterliegt, die für öf-
fentliche Rentensysteme charakteristisch 
ist; die Überarbeitung der Rechtsvor-
schriften zur „Verbesserung“ des Anle-
gerschutzes und der Markttransparenz; 
die Regulierung von Fintech und Crowd-
funding (technologische Finanzierungs- 
und öffentliche Fundraising-Plattformen 

wie Patreon) durch die Schaffung har-
monisierter Vorschriften für kollabora-
tive Finanzierungsplattformen; und die 
Einführung steuerlicher Anreize durch 
die Mitgliedstaaten zur Förderung von 
Sparen und Investitionen. All dies ver-
spricht eine größere Produktdiversifi-
zierung und „Anlagelösungen“, höhere 
finanzielle Renditen (da es theoretisch 
mehr Wettbewerb geben wird) und mehr 
Sicherheit, da gemeinsame Vorschriften 
angeblich das Risiko von Betrug und Fi-
nanzmissbrauch verringern.

Verwechseln Sie die Spar- und Inves-
titionsunion nicht mit einem Bestand-
teil der Bankenunion. Nein, die SIU ist 
höchstens eine Ergänzung. Die SIU und 
die Bankenunion der EU verfolgen zwar 
das gleiche Ziel der Integration der Fi-
nanzmärkte, unterscheiden sich jedoch in 
ihrem Umfang, ihren Mechanismen und 
den damit verbundenen Risiken.

Vergleichen wir ihre erklärten Ziele:
Die Bankenunion zielte auf eine zen-

tralisierte Aufsicht (EZB), gemeinsame 
Regeln für Bankinsolvenzen und eine Fo-
kussierung auf Finanzstabilität ab. Die 
SIU hingegen will durch die Harmoni-
sierung von Finanzprodukten, steuerliche 
Anreize für grenzüberschreitende Inves-
titionen und eine stärkere Fokussierung 
auf Rentabilität und „strategische Priori-
täten“ wie Verteidigung und den ökolo-
gischen Wandel Ersparnisse und Inves-
titionen in risikoreiche Bereiche lenken.
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Wie das Sprichwort sagt: „Vorsicht ist 
die Mutter der Porzellankiste.“ Von der 
Kommission unter von der Leyen können 
die Europäer nichts anderes erwarten als 
schöne Worte von vorne und Messersti-
che in den Rücken. Die wahren Proble-
me der SIU liegen in den „damit verbun-
denen Risiken“ und „unausgesprochenen 
Absichten“.

Entgegen den Behauptungen der EU 
versprach die 2014 als Reaktion auf die 
Eurokrise ins Leben gerufene Banken-
union auch mehr Wettbewerb, Stabili-
tät und Schutz für Einleger. In der Pra-
xis hat sie jedoch nur die Dominanz der 
Großbanken gefestigt und die Vielfalt 
des europäischen Finanzsektors verrin-
gert – das Gegenteil von dem, was ver-
sprochen wurde.

Die Bankenkonzentration nahm zu, an-
getrieben durch eine Welle von Fusionen 
und Übernahmen. In Spanien sank die 
Zahl der Banken von 55 im Jahr 2008 auf 
10 im Jahr 2023. In Deutschland verloren 
Regionalbanken (Landesbanken) gegen-
über Giganten wie der Deutschen Bank 
und der Commerzbank an Bedeutung. Bis 
2023 kontrollierten die zehn größten Ban-
ken der EU rund 70% der Finanzvermö-
gen (EZB, 2023). Wie wir sehen, hat sich 
der Mythos „too big to fail“ nicht bewahr-
heitet, und wenn die größten Banken zu-
sammenbrechen, müssen die Staaten sie 
weiterhin retten.

Durch diese Kapitalkonzentration – 
die Bankenunion sollte in „Bankenkon-
zentrierungsunion“ umbenannt werden 
– nahm der Wettbewerb ab, und große 
Banken profitierten von den neuen Vor-
schriften, während kleine Institute mit 
höheren Regulierungskosten und größe-
ren Schwierigkeiten im grenzüberschrei-
tenden Wettbewerb konfrontiert waren. 
Die Folgen spüren wir täglich in unse-
ren Geldbörsen: höhere Gebühren für 
Kunden, weniger Kreditmöglichkeiten 
für KMU und weniger Finanzinnova-
tionen. Das genaue Gegenteil von dem, 
was versprochen wurde. Ein Déjà-vu der 
Privatisierungsprozesse in Portugal und 
Europa.

Die Wahrheit ist, dass wie alle EU-
Vorschriften auch die Bankenunion nur 
die großen Akteure begünstigt hat. Das 
schwerfälligere und komplexere Regu-
lierungssystem (z. B. Basel III) erfordert 

Ressourcen, über die nur große Banken 
verfügen. Die EZB beaufsichtigt nur die 
Großbanken, während die kleineren Ban-
ken den nationalen Behörden unterstellt 
bleiben, was zu Asymmetrien führt – bei-
spielsweise beim Zugang zu Krediten. 
Die größten Banken können sich (teilwei-
se zu Negativzinsen) über die EZB finan-
zieren, während kleine Banken sich Fi-
nanzmittel zu höheren Zinsen beschaffen 
müssen. Die Kapitalkonzentration führ-
te zu einer Konzentration der politischen 
Macht und zu einer Stärkung der Lob-
byarbeit, wodurch sich die Kluft zwischen 
Groß und Klein, Arm und Reich weiter 
vergrößerte.

Es ist daher nur fair, davon auszuge-
hen, dass dies auch bei der SIU der Fall 
sein wird. Beide Initiativen spiegeln eine 
problematische Logik wider: Die Banken-
union hat die Risiken des Bankwesens so-
zialisiert (mit strengen Vorschriften für 
Banken, aber ohne Vergemeinschaftung 
der Schulden), was zu einer Art „Sozia-
lismus für die Reichen und Kapitalismus 
für die Armen“ geführt hat, einer moder-
nen Version der mittelalterlichen „Sün-
de der Gier“, von der nur die Armen be-
troffen waren, weil die Reichen bereits 
reich waren.

Die SIU zielt unterdessen darauf ab, die 
Finanzierung politischer Projekte (wie 
Verteidigung) zu sozialisieren und die Ri-
siken auf die Bürger zu übertragen. Mit 
anderen Worten: Es reichte nicht aus, So-
zialismus für Banken und Großkunden zu 
haben – jetzt wird sich die EU auf Sozi-
alismus für große Finanzfonds konzent-
rieren. Die Absicht ist klar und spiegelt 
den unterwürfigen, passiven und fügsa-
men Zustand der Mitgliedstaaten und ih-
rer Führer wider.

Wenn die Bankenunion mit all ih-
ren neoliberalen Implikationen eine Fi-
nanzkrise als Rechtfertigung benötigte, 
braucht die SIU nicht einmal das. Der 
Konsens für den Krieg ist so tief, dass 
selbst die externe Propaganda hinter dem 
üblichen Maß zurückblieb, da der Krieg 
in der Ukraine als Rechtfertigung aus-
reichte.

Die großen Gewinner der SIU werden 
große Vermögensverwalter (BlackRock, 
Allianz) sein, die die neuen Sparmärkte 
dominieren werden. Standardisierte Pro-
dukte (wie PEPP) werden globale Akteu-

re begünstigen, nicht Kleinanleger, wo-
durch Risiken auf Bürger, Arbeitnehmer 
und ihre Familien übertragen werden, 
während die Gewinne an die Finanzelite 
fließen, genau wie es bei der Bankenuni-
on der Fall war.

Das Ergebnis ist einfach: mehr Zent-
ralisierung und damit weniger Finanzde-
mokratie, was die ohnehin schon enorme 
und wachsende Kluft zwischen Arm und 
Reich weiter vergrößert. 

Die Wahrheit ist, dass jedes Mal, wenn 
von der Leyen eines ihrer „Gesetze“ un-
terzeichnet, unsere Einkommen sinken, 
unsere Lebensbedingungen sich ver-
schlechtern und die faule Oligarchie, die 
vom europäischen Wachstum profitiert, 

Jahr für Jahr fetter wird.

So wie die Bankenunion kein diversi-
fiziertes und wettbewerbsfähiges Sys-
tem geschaffen, sondern stattdessen 
die Macht der Großbanken gestärkt 
hat, steuert auch die SIU auf dasselbe 
Schicksal zu. Wenn die EU keine Gren-
zen für Kapitalkonzentration und Markt-
anteile festlegt und keine echten Garan-
tien für Kleinanleger fordert (was die 
Absicht, die viel gepriesenen 800 Mil-
liarden Euro anzuziehen, einschränken 
würde), wird „Finanzintegration“ nichts 
weiter als ein Euphemismus für mehr 
private Kontrolle über das Geld der eu-
ropäischen Bürger sein.

Ist es sinnvoll, einer Struktur zu ver-
trauen, die in der Praxis immer densel-
ben Giganten zugute kommt?

Diese Frage erhält eine weitere Di-
mension, wenn man bedenkt, dass 
BlackRock, der amerikanische Vermö-
gensverwalter, einer der größten Nutz-
nießer – und prominentesten Befür-
worter – dieser Union sein wird. Die 
Verbindungen zwischen Bundeskanzler 
Friedrich Merz und diesem Unterneh-
men sind alles andere als zufällig, eben-
so wenig wie es ein Zufall ist, dass die 
ebenfalls aus Deutschland stammende 
von der Leyen so entschlossen auf ein 
weiteres Fiasko drängt.

Und um die Sache noch schlimmer zu 
machen, hat diese Entscheidung neokolo-
niale Züge. Es reicht nicht, dass wir un-
sere Verteidigung, unsere Energiestrate-
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gie und unsere Wissenschaft an die USA 
abgegeben haben – jetzt wollen wir ih-
nen auch noch die mageren Ersparnis-
se der europäischen Arbeitnehmer über-
lassen.

Aber lassen Sie sich nicht dazu verlei-
ten, zu glauben, die potenziellen Gefah-
ren der SIU wären damit schon erschöpft. 
Auf den ersten Blick scheint die Idee ei-
ner SIU ansprechend: Die Ersparnisse 
der Europäer werden zentralisiert und 
verwaltet, sodass sie in strategische Pro-
jekte wie grüne Infrastruktur, innovati-
ve Technologien und andere vorrangige 
Bereiche investiert werden können. Wenn 
wir uns jedoch ansehen, wer die Haupt-
befürworter dieser Initiative sind und wie 
die jüngsten Trends in der europäischen 
Wirtschaftspolitik aussehen, wird klar, 
dass dieses Projekt alle Voraussetzungen 
mitbringt, um unsere Lebensbedingungen 
weiter zu verschlechtern und dem Raub-
bau Tür und Tor zu öffnen, der bereits in 
den USA herrscht, wo die Arbeiterklasse 
mit der kindischen Überzeugung kondi-
tioniert wurde, ihre Stabilität hinge von 
einer Form des „passiven Einkommens“ 
und einer vermeintlichen „Finanzkom-
petenz“ ab, die mit der der Eigentümer 
des Systems konkurriert. Nach den USA 
ist es nun an der Zeit, aggressiv auf die 
Einkommen der Arbeitnehmer zu zielen, 
die für solidarische Sicherheitsnetze vor-
gesehen sind.

Es ist kein Zufall, dass die Ankündi-
gung einerer SIU auch in einer Zeit er-
folgt, in der der Druck zur Privatisierung 
historisch öffentlicher oder genossen-
schaftlicher Sektoren zunimmt. Von 
staatlichen Pensionsfonds über Sozialver-
sicherungssysteme bis hin zu Versiche-
rungen auf Gegenseitigkeit ist ein klarer 
Trend zu beobachten, Vermögenswerte 
und Verantwortlichkeiten aus der öffent-
lichen Hand in private Hände zu übertra-
gen. Dieser Prozess, der oft unter den Be-
griffen „Modernisierung“, „Transparenz“, 
„Rationalität“ oder „Effizienz“ verschlei-
ert wird, untergräbt direkt die sozialen 
Rechte und verstärkt die Ungleichheit. 
Man muss nur die Renditen eines öffent-
lichen Rentensystems mit denen eines pri-
vaten Systems vergleichen, um zu ver-
stehen, warum große Unternehmen das 
erstere angreifen. Sie denken wohl, dass 
viel Geld in die „falschen Hände“ fließt.

Wie wir sehen werden, werden nach 
der Einführung der SIU dringende For-
derungen nach einer „Reform der So-
zialversicherung“, die Notwendigkeit, 
„jedem die Wahl seiner Rente zu las-
sen“, und die demografische Notlage ei-
ner „Reform des Rentensystems“ folgen. 
All dies dient nur einem einzigen Zweck: 
die Mittel für die Sozialversicherung zu 
kürzen und diejenigen für SIU-Finanz-
produkte zu erhöhen – mit anderen Wor-
ten, für BlackRock und Co. Der Druck 
auf die gemäßigten zentralistischen libe-
ralen, sozialliberalen, sozialdemokrati-
schen oder reaktionär-konservativen Re-
gierungen wird absolut brutal sein und 
mit ziemlicher Sicherheit zu der Recht-
fertigung führen, dass „die EU uns dazu 
gezwungen hat“.

In der veralteten Theorie aus dem 18. 
Jahrhundert wirkt die unsichtbare Hand 
Wunder. 

Durch die Bündelung der Ersparnisse der 
europäischen Bürger in einem einheitli-
chen System würden Regierungen und 
Finanzinstitute Zugang zu enormen Res-
sourcen erhalten, die derzeit über nati-
onale oder regionale Systeme verstreut 

sind. 

In einem völlig unausgewogenen, vorein-
genommenen und verzerrten System wür-
den diese Ressourcen jedoch von großen 
Finanzkonzernen und Unternehmen ab-
geschöpft werden, die sie zur Finanzie-
rung ihrer Interessen einsetzen.

Ein deutliches Beispiel für diese Dy-
namik ist die Entwicklung der Pensions-
fonds in mehreren europäischen Ländern. 
In den 1990er und 2000er Jahren über-
nahmen viele Staaten Modelle der indi-
viduellen Kapitaldeckung und übertrugen 
einen Teil der staatlichen Verantwortung 
auf private Fonds, auch um Kapital für In-
vestitionen freizusetzen – jedenfalls be-
haupteten sie das. Die Folge waren höhere 
Verwaltungsgebühren, weniger Transpa-
renz und in einigen Fällen der Zusammen-
bruch ehemals solider und solidarischer 
Systeme. Die SIU wird dieses Modell auf 
kontinentaler Ebene replizieren und da-
mit die Umwandlung öffentlicher Systeme 
in von den Finanzmärkten kontrollierte 
Mechanismen beschleunigen. Angesichts 

dessen, was wir heute wissen, können wir 
nicht mehr behaupten, dies sei nicht die 
Absicht.

Darüber hinaus wirft der Vorschlag 
Zweifel hinsichtlich seiner Fähigkeit auf, 
Gleichheit und soziale Gerechtigkeit zu 
gewährleisten. Wer entscheidet, wo die 
Mittel investiert werden? Werden Projek-
te, die den Bürgern direkt zugutekom-
men, wie bezahlbarer Wohnraum oder 
öffentliche Gesundheitsversorgung, Vor-
rang erhalten – oder werden große Indus-
trie- und Finanzkonzerne bevorzugt? Die 
jüngsten Erfahrungen zeigen, dass Kapi-
tal ohne strenge und demokratische Re-
gulierung dazu neigt, dorthin zu fließen, 
wo die Gewinne am höchsten sind, un-
abhängig von den tatsächlichen Bedürf-
nissen der Bevölkerung.

Die Finanzierung des Militarismus ist 
die Kehrseite der Medaille und stellt ei-
nen der stärksten politischen Appelle 
des Vorschlags dar. Zu all den bereits 
erwähnten systemischen und politischen 
Risiken kommt noch die Gefahr militä-
rischer Konfrontationen hinzu. Was glau-
ben wir, werden Leute wie Merz, von der 
Leyen oder Macron tun, wenn sie bis an 
die Zähne bewaffnet sind? Wohin wird 
das nächste Plünderungsprojekt gehen, 
wenn die Ausbeutung der Arbeiterklas-
se abgeschlossen ist?

Die EU steht vor einem bekannten Di-
lemma: Wie lassen sich massive Investi-
tionen in die Verteidigung finanzieren, 
ohne gegen Haushaltsregeln (wie den 
Stabilitäts- und Wachstumspakt) zu ver-
stoßen? Hier kommt die SIU ins Spiel! 
Mobilisierung von Privatkapital, Er-
leichterung langfristiger Investitionen in 
strategische Sektoren wie Verteidigung 
durch spezialisierte Investitionsfonds (z. 
B. Fonds für kritische Infrastruktur oder 
Dual-Use-Technologien), Ausgabe ange-
passter grüner/sozialer Anleihen (wie 
„Verteidigungsanleihen“ für nachhal-
tige Energiesicherheit und militärische 
Projekte) oder Förderung institutionel-
ler Ersparnisse, indem ein Teil der Pen-
sionsrückstellungen (PEPP) oder Pen-
sionsfonds in Verteidigungsgüter mit 
angemessenem Risikoprofil fließt – es 
gibt viele Strategien, um die erforderli-
chen Ressourcen zu mobilisieren.

Eine weitere Option im Rahmen der 
SIU ist die Schaffung eines „Verteidi-
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gungs-Kapitalmarktes“, der die Regeln 
harmonisiert, um Börsengänge, Kapitaler-
höhungen oder die Ausgabe von Schuldti-
teln durch Verteidigungsunternehmen zu 
erleichtern. Schließlich könnten steuerli-
che Hindernisse abgebaut werden – eini-
ge Länder besteuern Investitionen in Waf-
fen, aber für europäische Projekte könnten 
Ausnahmen gemacht werden, wodurch 
private Investitionen in verteidigungsbe-
zogene Produkte aufgrund der geringeren 
Steuerbelastung attraktiver würden. Mit 
anderen Worten: Die europäischen Steuer-
zahler werden aus eigener Tasche bezah-
len, um einem immer größeren Kriegsri-
siko zu begegnen.

Derzeit wird der Europäische Vertei-
digungsfonds (EVF) aus dem EU-Haus-
halt finanziert, sein Umfang ist jedoch 
begrenzt. Mit einer stärker integrier-
ten Währungsunion könnten Strategi-
en auf der Grundlage öffentlich-priva-
ter Partnerschaften umgesetzt werden, 
beispielsweise die Emission von vertei-
digungsgesicherten Anleihen durch In-
vestitionsbanken (wie die EIB). 

Was für den Wohnungsbau oder den 
Schienenverkehr nie getan wurde, wird 
nun für den Krieg getan, wobei die not-
wendigen Lizenzgebühren stets für pri-

vate Interessen reserviert bleiben. 

Ideen wie Crowdfunding für Verteidi-
gungszwecke, die Werbung von Klein-
anlegern für die viel gepriesenen Cyber-
sicherheits- oder Drohnen-Startups, die 
später von großen Konzernen aufgekauft 
werden, sind eine weitere Möglichkeit, 
die diese Leute im Sinn haben. Wie wir 
sehen können, eröffnet die SIU ein Uni-
versum von Möglichkeiten, von denen 
keine einzige den Menschen in Europa 
zugute kommt.

Dies ist ein rein spekulatives Szena-
rio. Tatsache ist, dass der SIU-Vorschlag 
ausdrücklich die Finanzierung des Ver-
teidigungssektors zu einem Zeitpunkt 
vorsieht, an dem die EU auf einen neu-
en Wiederbewaffnungszyklus und die 
Schaffung eines verstärkten Europäi-
schen Verteidigungsfonds setzt. Der Dra-
ghi-Bericht, der einen Teil dieser Initiati-
ve untermauert (er war Teil des Mandats), 
identifiziert die Verteidigung als einen 

vorrangigen Bereich für die Absorption 
von europäischem Privatkapital. Somit 
ermöglicht die SIU nicht nur die Umlei-
tung von Ersparnissen in den Militärsek-
tor, sondern könnte auch die Bürger unter 
dem Vorwand, bessere Renditen für ihre 
Ersparnisse zu erzielen, zu unfreiwilligen 
Komplizen bei der Stärkung des europä-
ischen militärisch-industriellen Komple-
xes machen.

Eine weitere Folge dieser Ausbeutung 
wird die Umleitung von Ressourcen sein, 
die sonst in vorrangige soziale Bereiche 
fließen würden, wodurch eine militaris-
tische Denkweise weiter verfestigt wird, 
die den Frieden und die internationa-
le Zusammenarbeit gefährdet. Konkret 
wird dies jede reale Möglichkeit einer 
Verständigung zwischen der EU und der 
Russischen Föderation um Jahrzehnte 
verzögern – wenn es nicht sogar noch 
schlimmer kommt.

Die Europäische Kommission betont, 
dass die Beteiligung der Bürger stets frei-
willig sein wird und dass es keine Plä-
ne für eine Enteignung von Ersparnis-
sen gibt. Der institutionelle Druck zur 
„Diversifizierung“ von Anlagen und das 
Versprechen höherer Renditen könnten 
jedoch in der Praxis dazu führen, dass 
traditionelle Sparformen an den Rand ge-
drängt werden und die europäischen Bür-
ger zu Finanzprodukten genötigt werden, 
die den strategischen Zielen Brüssels ent-
sprechen. Hinter der Rhetorik der freien 
Wahl verbirgt sich somit eine tiefgreifen-
de Neugestaltung der Rolle des Sozial-
staats und des Schicksals der Ersparnis-
se der Bevölkerung.

Während „Sicherheit“ und „Verteidi-
gung“ hochgehalten werden, werden die 
verheerenden Auswirkungen des Milita-
rismus auf Gemeinschaften innerhalb und 
außerhalb Europas vernachlässigt. Res-
sourcen, die zur Bekämpfung von Armut, 
sozialer Ausgrenzung und der Klimakrise 
eingesetzt werden könnten, werden statt-
dessen für Waffen und Kriegstechnologi-
en verschwendet.

Angesichts dieses Szenarios ist es 
dringend erforderlich, die wahre Na-
tur der Spar- und Investitionsunion zu 
hinterfragen und ihrer Umsetzung ent-
gegenzuwirken. Nichts ist gefährlicher 
als die Verschmelzung von Unterneh-
mensgier und Kriegsadrenalin. Wenn 

das Großkapital von Kriegsgewinnen 
zu Kriegsinvestitionen übergeht, sind 
wir alle in Gefahr.

Die von Ursula von der Leyen ange-
kündigte Spar- und Investitionsunion ist 
nicht nur eine technische oder finanzielle 
Angelegenheit – sie ist eine grundlegen-
de politische Entscheidung über die Zu-
kunft Europas und seiner Völker. Wenn 
dieser Weg eingeschlagen wird, wird in 
Zukunft jeder von uns nichts weiter sein 
als ein Fußsoldat in einer permanenten 
Kriegswirtschaft.

Wie oft müssen die europäischen Bür-
ger noch von denselben Fehlern über-
rascht werden?
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Das jüngste Abkommen zwischen Erik Prince und der Demokratischen Republik Kongo (DRK) [1] hat die 
weltweite Debatte über private Militärunternehmen (Private Military Companies, PMC) in unsicheren 
Staaten neu entfacht. Die Vereinbarung, die als Initiative zur Reform von Logistik und Rohstoffbesteue-
rung bezeichnet wird, rückt Prince in den Mittelpunkt eines der unbeständigsten und rohstoffreichsten 
Länder Afrikas. Angesichts der Besorgnis über Souveränität und Sicherheit ist dieser Schritt das jüngste 
Kapitel in der kontroversen Karriere von Prince, und es spiegelt das allgemeine Wiederaufleben der 
privatisierten Kriegsführung auf dem gesamten Kontinent wider.

Die Rückkehr von Erik Prince

Autor: Rishab Rathi
Rishab Rathi ist wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Centre of Policy Research and 
Governance (CPRG) in Neu-Delhi, Indien, 
und leitet den Bereich Konfliktforschung 
mit Schwerpunkt auf Afrika. Mit einem aka-
demischen Hintergrund in internationalen 
Beziehungen und Politikwissenschaft be-
schäftigt er sich in seiner Arbeit mit geopo-
litischen Dynamiken, postkolonialer Gover-
nance und Konfliktlösung in verschiedenen 
globalen Kontexten.

Academi (ehemals Blackwater) bietet 
verschiedene Services an. Darunter 
Schusswaffentraining am United States 
Training Center in Moyock, North Carolina. 
(Foto: MaxMercy, Wikimedia Commons, 
CC BY-SA 3.0)

Dieser Text wurde zuerst am 01.05.2025 auf www.e-ir.
info unter der URL <https://www.e-ir.info/2025/05/01/
opinion-the-return-of-erik-prince/> veröffentlicht. Lizenz: 
Rishab Rathi, E-International Relations, CC BY-NC-ND 4.0 

Erik Prince, Gründer des umstrittenen 
Unternehmens Blackwater [2], ist eine 
wichtige und zwiespältige Figur im Be-
reich private Sicherheit und bewaffne-
te Konflikte. Sein beruflicher Werde-
gang zeigt nicht nur die Umwandlung 
der Kriegsführung in ein privates Un-
ternehmen [3], sondern auch die Risiken 
der Auslagerung staatlicher Aufgaben an 
Unternehmensinteressen. Das Unterneh-
men wurde 1995 gegründet und erlang-
te während der US-Militärkampagnen in 
Afghanistan und im Irak schnell an Be-
deutung [4]. Zu einer Zeit, als das US-
Verteidigungsministerium überlastet war, 
bot Prince eine Lösung an [5]: eine Pri-
vatarmee, die in der Lage war, Diploma-
ten, Botschaften und Vermögenswerte in 

Kriegsgebieten zu schützen. Einer sei-
ner bemerkenswertesten frühen Verträge 
war ein 21-Millionen-Dollar-Deal im Jahr 
2003 zum Schutz von Botschafter Paul 
Bremer im Irak [6]. Außerdem sicherte 
er sich einen 92-Millionen-Dollar-Ver-
trag mit der CIA über paramilitärische 
Unterstützung in Form von Ausbildung, 
Logistik und Hilfe bei verdeckten Opera-
tionen [7]. Dazu gehörten auch Drohnen-
angriffe, Überstellungsmissionen und die 
Ausbildung ausländischer Kräfte. Dieser 
Vertrag markierte eine der ersten bestä-
tigten Verbindungen zwischen Blackwa-
ter und dem umstrittenen Programm der 
CIA für gezielte Tötungen [8].

Schnell wurde Blackwater jedoch be-
rüchtigt für seine exzessive Gewaltan-
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wendung und mangelnde Verantwortlich-
keit. Das Massaker am Nisour-Platz im 
Jahr 2007 [9], bei dem Blackwater-Mit-
arbeiter in Bagdad 14 Zivilisten, darunter 
zwei Kinder, töteten, wurde weltweit ver-
urteilt. Obwohl vier Mitglieder der Fir-
ma vor US-Gerichten verurteilt wurden, 
begnadigte Präsident Donald Trump sie 
später [10]. Das löste Empörung aus und 
verstärkte erneut die Besorgnis über die 
Straffreiheit privater Militärfirmen. Um 
seinen umstrittenen Ruf zu verbessern, 
hat Blackwater Worldwide Berichten zu-
folge ein Netzwerk von über 30 Strohfir-
men oder Tochtergesellschaften aufgebaut 
[11], wie von Ermittlern des Kongresses 
und ehemaligen Insidern enthüllt wur-
de. Dieses Netzwerk diente unter ande-
rem dazu, sich trotz zunehmender Kritik 
am Verhalten des Unternehmens, im Irak 
Millionen von Dollar an Regierungsauf-
trägen zu sichern. Zwar ist unklar, wie 
viele dieser Unternehmen Verträge erhal-
ten haben, aber mindestens drei von ih-
nen hatten Berichten zufolge Geschäfts-
beziehungen mit dem US-Militär oder der 
CIA. Einem US-Regierungsbeamten zu-
folge sollen Blackwater und die mit ihm 
verbundenen Unternehmen seit 2001 bis 
zu 600 Millionen Dollar an geheimen 
Aufträgen von amerikanischen Geheim-
diensten erhalten haben [12].

Trotz des Verkaufs von Blackwater im 
Jahr 2010 und der anschließenden Umbe-
nennung – zunächst in XE Services, dann 
in Academi und später unter dem Dach 
von Constellis Holdings – blieb Prince 
eine mächtige und umstrittene Figur in 
globalen Sicherheitsnetzwerken [13]. Er 
gründete neue Unternehmen wie Reflex 
Responses, eine von den Vereinigten 
Arabischen Emiraten unterstützte Trup-
pe [14], und die Frontier Services Group 
(FSG), die in Afrika tätig war und chi-
nesische Handelsinteressen unterstütz-
te [15]. Im Jahr 2023 verhängte die US-
Regierung Sanktionen gegen die Frontier 
Services Group (FSG) wegen des Vor-
wurfs, sie sei in die Ausbildung chinesi-
scher Militärpiloten involviert [16], und 
fügte Erik Princes ohnehin schon schwie-
rigen öffentlichen Ruf eine weitere Ebe-
ne der Kontroverse hinzu. Darüber hinaus 
ermittelten die Vereinten Nationen ge-
gen ihn wegen einer mutmaßlichen Rolle 
bei einer gescheiterten Söldneroperation 

in Libyen, die auch Verstöße gegen den 
Waffenhandel beinhaltete [17]. Prince hat 
diese Anschuldigungen zurückgewiesen 
und behauptet, er sei in keinerlei Aktivi-
täten im Zusammenhang mit Libyen ver-
wickelt gewesen.

Diese Vorfälle spiegeln ein durchgängiges 
Muster in Princes Karriere wider: seine 
Fähigkeit, trotz wiederkehrender rechtli-
cher und ethischer Kontroversen in Mili-
tär- und Sicherheitsbereichen aktiv und 

einflussreich zu bleiben. 

Seine öffentliche Person ist auch Jahre 
nach seinem Ausstieg aus dem Unterneh-
men weiterhin eng mit Blackwater ver-
bunden, was sowohl auf seine grundle-
gende Rolle als auch auf sein anhaltendes 
Engagement in sicherheitsrelevanten Un-
ternehmungen zurückzuführen ist.

Der Aufstieg von Prince ist bezeich-
nend für einen größeren Trend: das Wie-
deraufleben und die Normalisierung pri-
vater Militärfirmen, insbesondere in 
Afrika. Angesichts von mehr als 35 an-
dauernden nicht-internationalen bewaff-
neten Konflikten auf dem Kontinent 
[18] und der Tatsache, dass es den staat-
lichen Streitkräften oft an Kapazitäten 
mangelt, haben sich afrikanische Regie-
rungen zunehmend an PMCs gewandt, 
um Sicherheitslücken zu schließen. Liby-

Erik Prince. (Foto: Gage Skidmore, Wikimedia 
Commons, CC BY-SA 4.0)
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en beispielsweise hat in den letzten Jah-
ren über 20.000 ausländische Kämpfer 
aufgenommen [19]. In der Zentralafri-
kanischen Republik wurden rund 2.000 
private Soldaten zur Unterstützung der 
Regierungstruppen eingesetzt [20]. Ähn-
liche Entwicklungen haben im Sudan, in 
Mosambik, Mali und Burkina Faso statt-
gefunden [21]. In vielen dieser Kontexte 
operieren PMCs in einem undurchsich-
tigen rechtlichen Umfeld, mit minimaler 
Aufsicht und großer operativer Freiheit. 
Ihre wachsende Präsenz spiegelt die In-
ternationalisierung afrikanischer Kon-
flikte und die zunehmende strategische 
Bedeutung des Kontinents wider – ins-
besondere im Hinblick auf kritische Res-
sourcen wie Seltene Erden und Energie-
reserven.

Die Rückkehr von Prince nach Afrika 
im Jahr 2025 durch ein umstrittenes Ab-
kommen mit der Demokratischen Repu-
blik Kongo stellt eine wichtige Entwick-
lung in diesem allgemeinen Trend dar. 
Die Demokratische Republik Kongo ist 
größter Produzent von Kobalt und wich-
tiger Lieferant von Kupfer [22] – Mine-
rale, die für die globale grüne Energie-
wende entscheidend sind. Das Land hat 
seit langem mit Schmuggel, mangelhafter 
Rechnungsstellung und illegalem Handel 
zu kämpfen [23], was es zu einem bevor-
zugten Ziel für externe Akteure macht, 
die Effizienz und Kontrolle versprechen. 
Die Beteiligung von Prince hat jedoch 
Besorgnis ausgelöst. In früheren UN-
Berichten wurde er beschuldigt, die Ent-
sendung tausender lateinamerikanischer 
Söldner nach Nord-Kivu geplant zu ha-
ben, um den Bergbau zu schützen [24] – 
eine Anschuldigung, die weiterhin einen 
Schatten auf seine aktuellen Bemühun-
gen wirft. Angesichts der Tatsache, dass 
Prince in der Vergangenheit auf eine Art 
und Weise operiert hat, die die Grenzen 
zwischen militärischem Engagement und 
kommerziellen Interessen verwischt, ist 
die Skepsis über die wahren Absichten 
des DRK-Deals berechtigt.

Für die DR Kongo muss der unmittel-
bare Nutzen einer verbesserten Sicher-
heit und strengeren Kontrolle über die 
Einnahmen aus dem Bergbau gegen die 
langfristigen Auswirkungen engerer Be-
ziehungen zu privaten Sicherheitsakteu-
ren abgewogen werden. Das Engagement 

von Prince birgt Risiken für die nationa-
le Souveränität, potenzielle Menschen-
rechtsverletzungen und die mögliche Stär-
kung von nicht rechenschaftspflichtigen 
Kräften in einem ohnehin schon fragilen 
Staat. Seine früheren Unternehmungen 
haben gezeigt, dass „Logistik“ ein Eu-
phemismus für weitreichendere operati-
ve Ambitionen sein kann, die oft bewaff-
neten Schutz und die Kontrolle über den 
Zugang zu wertvollen Ressourcen umfas-
sen. Darüber hinaus lässt seine Fähigkeit, 
geopolitische Unterstützung zu gewinnen 
– früher von China oder über stille Part-
nerschaften mit anderen staatlichen und 
unternehmerischen Akteuren – vermu-
ten, dass seine Operationen selten losge-
löst von übergeordneten strategischen In-
teressen sind.

Der Einfluss von Prince spiegelt auch 
den zunehmenden geopolitischen Wettbe-
werb in Afrika wider. Während globale 
Mächte um den Zugang zu wichtigen Mi-
neralien und strategischen Stützpunkten 
konkurrieren, fungieren private Militär-
unternehmen als Vermittler – sie bieten 
eine Mischung aus Abstreitbarkeit, Effi-
zienz und Einfluss vor Ort, die traditio-
nelle Staatskunst oft nicht leisten kann. 
In einem solchen Umfeld gedeihen Ak-
teure wie Prince. Ihre Operationen verän-
dern nicht nur die Sicherheitslandschaft, 
sondern definieren auch neu, was es be-
deutet, in ressourcenreichen, politisch in-
stabilen Gebieten Kontrolle auszuüben. 
Während einige afrikanische Regierun-
gen diese Arrangements als notwendi-
ges Übel betrachten mögen, könnten die 
längerfristigen Folgen eine Schwächung 
der staatlichen Institutionen, ein Verlust 
des öffentlichen Vertrauens und eine Ver-
schärfung von Konflikten sein.
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Peter Mertens, ein führender 
belgischer Politiker und Autor 
von „Mutiny“, spricht mit 
Regisseur Johan Grimonprez 
über seinen Film „Sound-
track to a Coup d’État“ – eine 
beeindruckende Dokumenta-
tion des Dekolonialisierungs-
kampfes im Kongo.

„Soundtrack to a Coup d’État“:

Neokolonialismus  
und Widerstand

Autor: Peter Mertens
Peter Mertens ist Schriftsteller und Gene-
ralsekretär der belgischen Arbeiterpartei 
(PTB/PDVA).

Mit „Soundtrack to a Coup d'État“ liefert 
der Regisseur Johan Grimonprez ein 
fesselndes historisches Werk ab.

Dieser Text wurde zuerst am 28.01.2025 auf www.
peoplesdispatch.org unter der URL <https://peoples-
dispatch.org/2025/01/28/soundtrack-to-a-coup-detat-
neocolonialism-and-resistance/> veröffentlicht. Lizenz: 
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Mit Soundtrack to a Coup d'État liefert 
der Regisseur Johan Grimonprez ein fes-
selndes historisches Werk, das die Meu-
terei in den 1950er und 1960er Jahren 
untersucht. Damals begehrte der globa-
le Süden auf, und zahlreiche Länder er-
langten die Unabhängigkeit.

Der Film befasst sich mit dem Kongo 
und dem belgischen Kolonialismus, aber 
auch mit der Union Minière, mit Paul-
Henri Spaak, Gaston Eyskens, der CIA 
und dem US-Imperialismus. Ebenfalls 
im Fokus stehen Persönlichkeiten wie 
Nkrumah, die panafrikanistische Akti-
vistin Andrée Blouin, Fidel Castro und 
Malcolm X. Grimonprez betrachtet die 
Ermordung von Patrice Lumumba und 
fängt den Geist von Bandung ein (Kon-
ferenz in Bandung/Indonesien im April 
1955, bei der sich die Länder des Globa-
len Südens zusammenschlossen, um sich 
dem Imperialismus und Kolonialismus 
zu widersetzen und um ihre souveränen 
Rechte und eine gerechtere Welt zu ver-
teidigen; Anm. d. Red.).

Das gesamte Werk ist im Rhythmus 
und in den Klangfarben des Jazz meister-

haft gestaltet. Musik und Politik verbin-
den sich in einem sinnlichen Dialog – von 
Max Roachs Schlagzeugsequenz zur  Er-
öffnung bis zum durchdringenden Schrei 
der Sängerin Abbey Lincoln.

An einem kalten, aber sonnigen Diens-
tagmorgen traf Peter Mertens den Regis-
seur dieses bemerkenswerten audiovisuel-
len Meisterwerks, Johan Grimonprez, an 
dessen Küchentisch in Brüssel. Der war 
gerade erst von einem Filmfestival zurück-
gekehrt, wo seine Arbeit mit Auszeichnun-
gen geehrt wurde, um sich nun auf seine 
nächste Reise nach New York vorzuberei-
ten. Trotz seines vollen Terminkalenders 
nimmt sich Grimonprez bei einer Tasse 
grünen japanischen Tees gerne Zeit für ein 
anregendes Gespräch.

Peter Mertens (PM): Warum wollten 
Sie diesen Film machen?

Johan Grimonprez (JG): Die Ge-
schichte des Kongo und seiner Unabhän-
gigkeit sowie der Ermordung Lumumbas 
wird oft erzählt – aber nur selten aus der 
Perspektive der direkt Beteiligten oder 
aus Sicht der Länder des globalen Sü-
dens. Ich hatte Glück und erhielt Zugang 
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zu den Archiven von Personen, die Pat-
rice Lumumba nahestanden, aber auch 
zu den Archiven jener Personen, die an 
seiner Absetzung und Ermordung betei-
ligt waren. Ich habe unzählige Geschich-
ten aufgedeckt – allesamt unerzählt und 
ungeschrieben. Der Film war auch eine 
wichtige Lernerfahrung für mich – in der 
Schule hatte ich das nie gelernt. Uns wur-
den vereinfachte Darstellungen des Kon-
go präsentiert, ähnlich wie in Chocolat 
Jacques. Dadurch war unsere Vorstellung 
völlig verzerrt.

PM: Stimmt es, dass die Entstehung des 
Films voller Überraschungen war?

JG: Irgendwann stieß ich in den Ar-
chiven der Columbia University auf die 
Tonaufnahme eines Interviews mit Wil-
liam Burden. Burden war als US-Bot-
schafter in Brüssel stationiert und spio-
nierte auch für die CIA. In der Aufnahme 
sagt er beiläufig: „Lumumba war ein ver-
dammtes Ärgernis. Es war völlig offen-
sichtlich: Der einzige Weg um ihn los-
zuwerden, war ein politisches Attentat.“ 
Das waren die Worte des US-Botschaf-
ters, mit denen er lässig erklärte, dass Lu-
mumba eliminiert werden musste! Solch 
eine Aussage steht natürlich im direkten 
Widerspruch zu den Aussagen von Prä-
sident Eisenhower. Der forderte zur glei-
chen Zeit, dass jedes Land frei von äuße-
rem Einfluss sein sollte.

PM: Warum war der Kongo so wich-
tig?

JG: Der Kongo war schon immer un-
glaublich reich an Ressourcen: Elfenbein, 
Kaffee, Kautschuk und später Kupfer, Di-
amanten und Gold. Während des Kalten 
Krieges war die Kontrolle über das kon-
golesische Uran – für die Herstellung von 
Atomwaffen unverzichtbar – für die USA 
von zentraler Bedeutung. 

Bezüglich der Verwendung der Res-
sourcen hatten die Kongolesen trotz die-
ses Reichtums kein Mitspracherecht. Das 
wollte Patrice Lumumba ändern – und 
genau das machte ihn zu einer ernsthaf-
ten Bedrohung für die USA und Belgi-
en. Beide Staaten waren zu allem bereit, 
um Lumumbas Streben nach echter Un-
abhängigkeit zu verhindern und sich den 
Zugang zu strategischen Mineralen zu 
sichern.

PM: In Ihrem Film verwenden Sie eine 
berühmte Metapher von Frantz Fanon, 

dem panafrikanischen Philosophen, Frei-
heitskämpfer und Revolutionär.

JG: „Afrika hat die Form einer Waffe, 
und der Kongo ist der Abzug“, sagte Fa-
non einmal. „Wird dieser explosive Ab-
zug betätigt, explodiert ganz Afrika.“ Es 
ist ein starkes Bild, sowohl im wörtlichen 
als auch im übertragenen Sinne: Es stellt 
einen afrikanischen Revolver dar, der in 
zwei Richtungen feuern könnte.

Zu dieser Zeit kämpften viele afrikani-
sche Staats- und Regierungschefs für die 
Souveränität. Sie strebten die Kontrol-
le über ihre eigenen Ressourcen an. Lu-
mumba war ein progressiver Nationalist 
und schloss sich dem Panafrikanismus 
von Kwame Nkrumah und Sékou Touré 
an. Unter ihm hätte sich der Kongo – ein 
Land im Herzen Afrikas – autonom ent-
wickeln können. Und das hätte die Unab-
hängigkeitsbewegung des gesamten Kon-
tinents erheblich gestärkt.

Stattdessen feuerte der Revolver in die 
entgegengesetzte Richtung: Der Traum 
von der Unabhängigkeit wurde gewalt-
sam unterdrückt – und es begann mit dem 
Putsch im Kongo. In diesem Sinne han-
delte es sich nicht nur um die Ermordung 
eines demokratisch gewählten Premier-
ministers, sondern um das gezielte Aus-
schalten einer breiteren Welle des Wandels, 
die sonst über den afrikanischen Kontinent 
hinweggefegt wäre. 

PM: Der Film spielt auf der 15. UN-
Generalversammlung. Das ist kein Zu-
fall.

JG: Zum ersten Mal nahmen 16 unab-
hängige afrikanische Länder an der UN-
Generalversammlung teil. Damit verfüg-
ten sie über die Stimmenmehrheit, und 
das führte zu einem politischen Erd-
rutsch. Mit dieser Mehrheit erlangte der 
Globale Süden die Macht, Entscheidun-
gen zu treffen. Und das führte im Westen 
– insbesondere in den Vereinigten Staaten 
– unweigerlich zum Widerstand.

PM: Eines der eindrucksvollsten Bil-
der im Film ist, wie der damalige sowje-
tische Staatschef Nikita Chruschtschow 
während des UN-Gipfels seine Schu-
he auszieht und wütend auf den Tisch 
schlägt.

JG: Dieser Schuh-Zwischenfall war 
mir schon früher bekannt, und ich hat-
te mich schon immer darüber amüsiert. 
Aber mir war nie klar gewesen, dass er 

mit Belgien und dem Kongo in Verbin-
dung stand. Erst später erfuhr ich: Chru-
schtschow schlug mit seinem Schuh auf 
den Tisch, um gegen den Staatsstreich 
gegen Lumumba zu protestieren und die 
Heuchelei der westlichen Nationen anzu-
prangern. Er erwähnte dies in seinen Au-
dio-Memoiren, die ich von seinem Sohn 
Sergej erhielt. Diese Aufnahmen, die nie 
als historische Quelle veröffentlicht wur-
den, werfen ein völlig neues Licht auf 
dieses Ereignis, von dem es leider keine 
Filmaufnahmen gibt.

Chruschtschow erfuhr von Mobutus 
Putsch am 14. September 1960 während 
der Schiffsreise zum UN-Gipfel in New 
York. Mobutu Sese Seko war Stabschef 
der kongolesischen Armee, wurde aber 
von den USA und Belgien unterstützt. 
Chruschtschow schrieb seine Rede so-
fort um und übte darin scharfe Kritik an 
der Vorherrschaft des Westens in Afrika. 
Auf der UN-Generalversammlung stellte 
er die Resolution 1514 vor, auch bekannt 
als Entkolonialisierungsresolution. Dar-
in setzte er sich für die Unabhängigkeit 
der kolonialisierten Nationen und Völ-
ker ein – im Mittelpunkt dieser Resolu-
tion stand der Kongo.

Damit war Chruschtschow ein kluger 
Schachzug gelungen, denn er brachte die 
blockfreien Länder Asiens und Afrikas 
zusammen und zwang den Westen, klar 
Stellung zu beziehen: Entweder man un-
terstützte die Entkolonialisierung oder 
man stellte sich offen dagegen. Während 
sich die USA und Belgien der Stimme 
enthielten, wurde die Resolution ange-
nommen. Das weckte ein starkes Gefühl 
der Hoffnung und Solidarität.

PM: Ein Gefühl von kurzer Dauer?
JG: Die Resolution setzte viel in Be-

wegung; mit ihr hatte die Entkolonialisie-
rung offiziell begonnen. Doch im Kongo 
ging der Kampf um die Unabhängigkeit 
weiter. So wurden am 10. Juli zehntau-
send belgische Soldaten stationiert. Un-
ter ihrer Aufsicht erklärte Moïse Tshombe 
die Unabhängigkeit des Kongo – er war 
zuvor zum Marionettenpräsidenten der 
reichen Provinz Katanga ernannt worden. 
Patrice Lumumba war derweil von Mobu-
tu unter Hausarrest gestellt und später auf 
Drängen belgischer Berater an Tshombe 
ausgeliefert worden. Am 17. Januar 1961 
wurde Lumumba ermordet [1].
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Vier Jahre später ließ Frédéric Van-
dewalle, der ehemalige Leiter der bel-
gischen Staatssicherheit, den Simba-
Aufstand im Ostkongo von 800 weißen 
Söldnern brutal niederschlagen. Obwohl 
die Vereinten Nationen eine ausländi-
sche Einmischung offiziell verboten hat-
ten, sicherte sich Belgien so erneut seine 
wirtschaftlichen Interessen. Paul-Henri 
Spaak, der damalige belgische NATO-
Generalsekretär, log im Sicherheitsrat zu 
dieser Intervention, während UN-Gene-
ralsekretär Dag Hammarskjöld ein Auge 
zudrückte. (Anm. d. Red.: Unter Ham-
merskjöld wurde die UN-Sicherheitsrat 
Resolution 143 am 14.07.1960 beschlos-
sen, die Belgien dazu aufforderte, ihre 
Truppen aus dem Kongo abzuziehen. Dies 
geschah unter UN-Generalsekretär Dag 
Hammarskjöld, der am 18. September 
1961 bei Ndola, Nordrhodesien ermor-
det wurde. Es gibt mittlerweile genügend 
Beweise, die den Abschuss seines Flug-
zeuges und seine Ermordung belegen. Er 
war auf dem Weg zu einem Treffen mit 
Moïse Tschombé, dem Präsidenten der 
sezessionistischen Provinz Katanga, um 
im Rahmen der ONUC-Mission der Ver-
einten Nationen in der Kongo-Krise zu 
vermitteln, die in den vorausgegangenen 
Tagen eskaliert war. Mit an Bord waren 
weitere 15 Insassen, darunter sein Berater 
für Afrikafragen, der deutsche Ethnologe 
Heinrich Wieschhoff. Somit kann Ham-
marskjöld während des Simba-Aufstandes 
kein Auge zugedrückt haben. Sein Nach-
folger war Sithu U.Thant aus Birma, dem 
heutigen Myanmar) 

Die Ermordung Lumumbas legte bei 
weiterer Betrachtung den Grundstein für 
den Umgang des Westens mit dem Kongo 
und dem globalen Süden. In öffentlichen 
Erklärungen unterstützten Staatsmänner 
wie Spaak und Eisenhower die Unabhän-
gigkeit und die Entkolonialisierung, mit 
ihrem Handeln aber läuteten sie den Neo-
kolonialismus ein – eine Entwicklung, die 
bis heute andauert.

PM: Es ist bemerkenswert, dass so vie-
le afrikanische und asiatische Staatsober-
häupter am UN-Gipfel teilnehmen.

JG: Es war Chruschtschow, der den 
Vorschlag unterbreitete: Die Staats- und 
Regierungschefs der teilnehmenden Län-
der sollten direkt miteinander reden und 
nicht ihre Diplomaten vorschicken. Indo-

nesiens Sukarno, Indiens Jawaharlal Neh-
ru, Ägyptens Gamal Abdel Nasser und 
andere Pioniere der Bandung-Konferenz 
(im Dezember 1954, Anm. der Red.) folg-
ten dem Aufruf und nahmen am Gipfel 
teil. Fidel Castro hielt eine leidenschaft-
liche Rede über Antiimperialismus, sozi-
ale Ungleichheit, Widerstand und Sozia-
lismus, während Kwame Nkrumah den 
Panafrikanismus und die wirtschaftliche 
Unabhängigkeit betonte.

PM: Die größte Überraschung im 
Film war für mich der Moment, in dem 
Castro in Harlem landet und Applaus 
erhält.

JG: Am Abend des 19. September 1960 
sollten Fidel Castro und die kubanische 
Delegation im Shelburne Hotel übernach-
ten, aber ihnen wurde der Zutritt verwei-
gert. Die Medien starteten eine Verleum-
dungskampagne und beschuldigten die 
Kubaner, in ihren Hotelzimmern Hühner 
zu schlachten. Als Reaktion darauf lud 
Malcolm X die kubanische Delegation 
ein, im Hotel Theresa in Harlem zu über-
nachten. Dort wurde sie herzlich emp-
fangen und besuchte Malcolm X gegen 
Mitternacht. Dies führte zu einer langen 
und freundschaftlichen Diskussion über 
Selbstbestimmung und nationale Befrei-
ung.

PM: Malcolm X spielte in dieser Zeit 
eine bemerkenswerte Rolle.

JG: Malcolm X fungierte als Brü-
cke zwischen der Bürgerrechtsbewe-
gung und dem weltweiten antikolonia-
len Kampf. Einmal sagte er: „Ein Land, 
eine Stimme.“ Er bezog sich dabei auf 
das Stimmrecht der neuen unabhängigen 
afrikanischen Nationen bei den Verein-
ten Nationen und die damit verbundene 
geopolitische Verschiebung. Gegen Ende 
des Films fasst er kurz und bündig zu-
sammen, was die Supermächte am Kon-
go wirklich fürchteten: „Es ist nicht der 
Kommunismus, der Sozialismus oder die 
linke Bewegung, die sie fürchten. Es ist 
der Afrikanismus – Menschen, die ihre 
Rechte geltend machen und ihre Zukunft 
selbst bestimmen.“

PM: Der Film zeigt noch andere be-
merkenswerte Charaktere.

JG: Der Film entfaltet sich als Dialog 
zwischen verschiedenen Stimmen. Eine 
davon ist Conor Cruise O’Brien, ein UN-
Gesandter im Kongo im Jahr 1960. Er be-

schreibt, wie amerikanische und britische 
Bergbauunternehmen darauf drängten, 
Lumumba zu neutralisieren. Mit ihren 
Söldnern unterstützten sie die militäri-
sche Intervention Belgiens und damit die 
Abspaltung Katangas. Ihr Ziel war es, den 
gerade unabhängig gewordenen Kongo zu 
destabilisieren.

Das Familienarchiv des belgisch-kon-
golesischen Schriftstellers In Koli Jean 
Bofane bietet mit Heimvideos aus den 
1960er Jahren eine weitere fesselnde Per-
spektive. Bofane erzählt, wie er und sei-
ne Mutter von einem weißen Kautschuk-
plantagenbesitzer entführt wurden und 
wie seine Mutter, so wie andere Frauen 
auch, zur Heirat gezwungen wurde. Bofa-
ne verbrachte einen Teil seiner Jugend in 
relativem Wohlstand auf der Plantage, wo 
die krassen Machtverhältnisse zwischen 
Ausbeuter und Unterdrückten nicht zu 
übersehen waren.

Der Film beleuchtet auch die außer-
gewöhnliche Geschichte von Andrée 
Blouin. Sie spielte eine faszinierende 
Rolle beim Aufstieg des Panafrikanis-
mus und in Lumumbas politischer Be-
wegung.

PM: Ich habe Andrée Blouin erst durch 
Ihren Film richtig kennengelernt.

JG: Ich hatte das Gefühl, dass es nicht 
meine Aufgabe war, die Geschichte von 
Patrice Lumumba zu erzählen. Im Film 
überlasse ich das Andrée Blouin, Lu-
mumbas rechter Hand, und anderen. Aus 
der Geschichtsschreibung wurde Blouin 
trotz ihrer außergewöhnlichen Rolle ge-
strichen. Ihr politischer Aktivismus be-
gann im Kampf für die Unabhängigkeit 
Guinea-Bissaus. Sie lernte Führungs-
persönlichkeiten kennen wie Kwame 
Nkrumah, den ersten Premierminister 
Ghanas, und entwickelte sich zu einer lei-
denschaftlichen Verfechterin des Panaf-
rikanismus. 1960 zog sie in den Kongo 
und gründete dort bald eine Organisation 
zur Verteidigung der Rechte der Frauen 
mit 45.000 Mitgliedern.

Es ließen sich kaum Informationen über 
sie finden, also suchten wir ihre Familie 
auf. Durch sie erhielten wir unschätzba-
res Material: ihre Memoiren, Fotos und 
sogar einen unentwickelten Film, den wir 
hier in Brüssel entwickelten. Es war un-
glaublich – Bilder von ihr als Zweijähri-
ge mit ihrer Mutter in Léopoldville (seit 
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1966 Kinshasa, heute Hauptstadt der De-
mokratischen Republik Kongo; Anm. der 
Red.). Wir haben dieses Material als Kon-
trast zu den harten historischen Realitä-
ten in den Film eingeflochten. Diese in-
timen Familienmomente, eingebettet in 
eine größere politische Erzählung, spie-
geln wie ein Herzschlag den Rhythmus 
der Geschichte wider.

PM: Das Wort „Soundtrack“ ist auch 
im Titel Ihres Films enthalten. In der Mu-
sik, die Sie verwenden, ist die politische 
Spannung zwischen Entkolonialisierung 
und Neokolonialismus zu spüren.

JG: Ja, Musik spielt eine zentrale Rol-
le im Film, nicht nur als künstlerischer 
Ausdruck, sondern auch als historisch-
politisches Hilfsmittel. Einerseits wurden 
„Jazz-Botschafter“ vom US-Außenminis-
terium zu Propagandazwecken ins Aus-
land geschickt, um Länder im globalen 
Süden für sich zu gewinnen. Es war so-
zusagen eine Art „Cool War“ statt „Cold 
War“. 

Nehmen wir als Beispiel Louis Arm-
strong. Im November 1960 wurde er als 
Botschafter des Black Jazz in den Kon-
go geschickt. Doch sein Konzert war 
Teil einer CIA-Operation zur Beseiti-
gung Lumumbas – natürlich ohne sein 
Wissen. Irgendwann saß Armstrong mit 
Moïse Tshombe an einem Tisch; was er 
nicht wusste: Anwesend waren auch der 
US-Botschafter Timberlake und Larry 
Devlin, der CIA-Chef im Kongo. Dev-

lin wurde Armstrong als Agrarexperte 
vorgestellt. Er war aber zu diesem Zeit-
punkt schon tief in das Mordkomplott ge-
gen Lumumba verstrickt und hatte be-
reits begonnen, Mobutu als Schachfigur 
zu positionieren.

Auf ähnliche Weise wurden Duke El-
lington und Dizzy Gillespie als „Vertreter 
der amerikanischen Werte“ in verschie-
dene Länder geschickt.

PM: Andererseits stellen Sie Musik 
auch als ein Mittel des Widerstands dar 
– um die Energie der afroamerikani-
schen Musik in der Unabhängigkeitsbe-
wegung und gegen die Rassentrennung 
in den USA zu dokumentieren.

JG: Das war eine Offenbarung für 
mich. Bei der Recherche in den Archi-
ven entdeckte ich, dass die Sängerin Ab-
bey Lincoln und der Schlagzeuger Max 
Roach ein Album mit Avantgarde-Jazz 
veröffentlicht hatten, das legendäre „We 
Insist! Freedom Now“. Das Album er-
zählt die Geschichte der Sklaverei und die 
Schrecken des Kolonialismus, aber auch 
die Widerstandsfähigkeit und den Stolz 
derer, die gegen rassistische und koloni-
ale Unterdrückung kämpften – sowohl 
in der US-amerikanischen Bürgerrechts-
bewegung als auch im Kampf gegen die 
Apartheid in Südafrika. Der Titel „Tears 
for Johannesburg“ zum Beispiel war in-
spiriert von dem Massaker in Sharpevil-
le in Südafrika im Jahr 1960. Das Album 

vermittelt auf eindringliche Weise akti-
vistische Themen.

Das beeindruckendste war das Film-
material einer Live-Aufnahme dieses 
Albums aus dem Jahr 1964, das ich in 
den Archiven des Belgischen Rundfunks 
und Fernsehens (BRT) fand. Die Ironie 
ist frappierend: Während belgische Trup-
pen und Söldner im Kongo Gräueltaten 
verübten, sendete das belgische Fernse-
hen diese vernichtende Kritik am Kolo-
nialismus.

Diese Gräueltaten wurden vom belgi-
schen Außenminister Paul-Henri Spaak 
gebilligt und im UN-Sicherheitsrat her-
untergespielt.

PM: Im Film begegnen wir auch Nina 
Simone, Miriam Makeba, John Coltrane 
und Archie Shepp. Es gab wirklich eine 
breite Welle von aktivistischen Künst-
lern.

JG: Jazzmusik war mehr als nur Kul-
tur; sie war eine Waffe im Kampf für 
Gleichberechtigung. Sie spielte eine ent-
scheidende Rolle in der Bürgerrechtsbe-
wegung und ist auch heute noch von gro-
ßer Bedeutung. Nicht nur Musiker, auch 
Schriftsteller, Dichter und Schauspieler 
innerhalb der breiteren amerikanischen 
Kultur sprachen sich gegen die Rassen-
trennung in den USA und gegen den Ko-
lonialismus in Afrika aus.

Einer der wichtigsten Brennpunkte war 
damals Lewis Michaux’ legendäre Buch-
handlung an der 7th Avenue Ecke 125th 
Street in der Nähe des Theresa Hotels, 
wo Lumumba während seines Besuchs in 
Harlem eine Rede hielt. Die Buchhand-
lung wurde zu einem regelmäßigen Treff-
punkt für Bürgerrechtler.

Am 15. Februar 1961 wandten sich Ab-
bey Lincoln, Max Roach, Maya Angelou 
und eine Gruppe anderer Künstler an den 
UN-Sicherheitsrat, um ihre Ablehnung 
der im Kongo stattfindenden Gräuelta-
ten zum Ausdruck zu bringen.

PM: Spielte Musik auch im Kongo 
selbst eine Rolle?

JG: Ja. Rumba, ein Musikstil, der bei 
schwarzen Kubanern sehr beliebt war, war 
auch im Kongo äußerst populär. Viele der 
schwarzen Kubaner waren Kongolesen der 
dritten oder vierten Generation. Durch den 
regen Reiseverkehr zwischen Havanna und 
Léopoldville brachten einige jener Musi-

Patrice Lumumba in Brüssel. (National Archiv Niederlande, Harry Pot / Anefo, CC0)
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ker, die auf diesen Schiffen arbeiteten, den 
Rumba in den Kongo.

Eine bemerkenswerte kongolesische 
Rumba-Band war Rock-a-Mambo. Sie 
tourte Ende der 1950er Jahre mit Lu-
mumba durch die Cités und zog von Café 
zu Café. Zu dieser Zeit war Lumumba 
noch Bierverkäufer, hatte seine politische 
Kampagne aber bereits begonnen – und 
Rock-a-Mambo begleitete ihn fortwäh-
rend. Durch sein Eintreten für die Entko-
lonialisierung erlangte Lumumba enorme 
Popularität, und der Rumba spielte in die-
ser Zeit eine entscheidende Rolle bei der 
Vereinigung der Menschen.

PM: In Ihrem Film zeigen Sie, dass die 
Ausbeutung des Kongo nicht nur eine Ge-
schichte der Vergangenheit ist, sondern 
bis heute andauert.

JG: Nur die Gesichter haben sich ge-
ändert. Aus der Union Minières von frü-
her sind Umicore, Tesla und Apple ge-
worden. In den 1960er Jahren ging es 
um Uran, heute geht es um Lithium und 
Coltan. Deshalb beschreibt der Film kei-
ne nostalgische Vergangenheit. Die Ge-
schichte von Lumumbas Ermordung lässt 

sich nicht erzählen, ohne sie mit der Ge-
genwart zu verbinden. Deshalb habe ich 
Werbespots in den Film aufgenommen, 
zum Beispiel für das iPhone.

Bei der Premiere in Leuven dachten 
die Leute nach diesen Werbespots, der 
Film sei vorbei und schalteten das Licht 
ein (lacht). Aber dieser Effekt war ge-
wollt – um das Publikum aufzurütteln 
und es mit der aktuellen Realität zu kon-
frontieren.

Die Lage im Ostkongo ist heute viel-
leicht noch schlimmer. Die Ausbeutung 
von Mineralen wie Gold und Coltan ist 
direkt mit der Gewalt gegen Frauen ver-
bunden. Vergewaltigungen werden als 
Kriegswaffe eingesetzt, um Bevölke-
rungsgruppen zu vertreiben. In den ver-
gangenen Jahren haben über 80.000 
Opfer sexueller Gewalt im Panzi-Kran-
kenhaus von Dr. Denis Mukwege Hilfe 
gesucht – das war etwa jede zehnte Frau 
der Region.

PM: Ein eindrucksvoller Moment im 
Film sind die Bilder, in denen Ambroise 
Boimbo für einige Minuten König Bau-
douins Schwert in die Hand nimmt. Eine 

Möglichkeit, auch die Rolle Belgiens an-
zusprechen?

JG: Das sind Bilder mit großer Sym-
bolkraft. Am 29. Juni schritt König 
Baudouin durch die Straßen von Léo-
poldville, und in einem kurzen, aber ein-
drucksvollen Moment entreißt ihm ein 
Mann sein Schwert. Dieser Moment dau-
erte nicht lange, aber für viele Kongole-
sen wurde dieses Bild zu einem starken 
Symbol der Unabhängigkeit.

Baudouins stolzierte wie der Papst 
durch Léopoldville und trat als der gro-
ße Beschützer auf – nur hatte ihn nie-
mand um Schutz gebeten. Ich verstärke 
die Spannung dieses Moments, indem 
ich die Szene mit einem rauen Basskla-
rinettensolo von Eric Dolphy unterlege. 
Das Solo steht in krassem Gegensatz zu 
Baudouins Rede über Leopold II. Dol-
phys Klarinette prallt auf die kolonia-
le Blaskapelle, die Baudouin begleitet. 
Sie illustriert sowohl die Kritik am bel-
gischen Paternalismus (Aufzwingen von 
ungewolltem Schutz, Anm. der Red.) als 
auch die fieberhafte Vorfreude auf die 
Unabhängigkeit.
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Geschichte & Gesellschaft

PM: Die belgische Königsfamilie und 
Regierung spielen ebenfalls eine wich-
tige Rolle.

JG: Am 30. Juni 1960 wurde die un-
abhängige Republik Kongo offiziell ge-
gründet und das Ende der Kolonialzeit 
mit einer Zeremonie in Léopoldville ge-
feiert. Aus dem Bericht der parlamentari-
schen Kommission von 2024 geht jedoch 
hervor, dass König Baudouin eine echte 
wirtschaftliche und politische Unabhän-
gigkeit entschieden ablehnte.

Nur zehn Tage nach der Unabhängig-
keit wurde die belgische Armee in Ka-
tanga eingesetzt. Belgien griff jahrelang 
mit Baudouins Wissen ein, um die Inter-
essen belgischer Unternehmen zu schüt-
zen. Selbst heute weigert sich ein Teil des 
Establishments, die Rolle der königlichen 
Familie und die belgischer Politiker bei 
diesen Ereignissen anzuerkennen. Aber 
es bleibt ein unbestreitbarer Teil unserer 
belgischen Geschichte.

PM: Eine Geschichte, die heute noch 
immer nicht oft genug erzählt wird?

JG: Ich denke, das spiegelt eine Lü-
cke in unserer Geschichtsbildung wider. 

Als ich jung war, stammten die einzi-
gen Bilder, die wir vom Kongo hatten, 
von den Verpackungen der Chocolat Jac-
ques. So verzerrt und exotisiert war das 
Bild, das uns vermittelt wurde. Das po-
litische Establishment hielt an seiner ko-
lonialen Denkweise fest. So bezeichnete 
beispielsweise Gaston Eyskens, der da-
malige belgische Premierminister, die 
belgische Präsenz im Kongo als „Zivi-
lisationswerk“ zum Wohle eines weni-
ger entwickelten Volkes – und leugnete 
jede kolonialistische oder imperialisti-
sche Absicht.

Über die Gräueltaten wurde nie ge-
sprochen – es herrschte das „Reich des 
Schweigens“. Selbst heute wird uns noch 
eine verzerrte Darstellung präsentiert. 
Zwar wird inzwischen mehr Aufmerk-
samkeit auf die Taten Leopolds II. ge-
richtet, doch dieser Fokus soll allzu oft 
verschleiern, was anschließend geschah 
und was bis heute geschieht.

Das ist die Geschichte, die es gilt, wei-
terzuerzählen. Und wir dürfen nicht auf-
hören zu wiederholen, dass Afrika nicht 
tatenlos zusehen wird. Die Suche nach 

afrikanischer Zusammenarbeit geht wei-
ter. Eines der bedeutungsvollsten Kom-
plimente, das ich erhalten habe, kam 
von einem afrikanischen Bekannten, der 
schrieb: „Was diesen Film so besonders 
macht, ist die Tatsache, dass sich unser 
Kontinent derzeit an einem Scheideweg 
befindet und wir die Möglichkeit haben, 
diesen (panafrikanischen) Traum zu 
verwirklichen. Ich hoffe wirklich, dass 
Soundtrack in jedem Land des Konti-
nents gezeigt wird.“ Dass der Film so 
stark nachhallt und zudem die fortwäh-
renden Kämpfe widerspiegelt, ist eines 
der größten Komplimente, die ich erhal-
ten habe.

Quellen:
[1] Anm. der Red.; im Beisein belgischer Offiziere 
und Beamter von einem Erschießungskommando 
des Katanga-Staates,  Quellen: 1) Bernhard Chiari, 
Dieter H. Kollmer (Hrsg.): Demokratische Republik 
Kongo. 2. Auflage, Ferdinand Schöningh, Pader-
born / München / Wien / Zürich 2006, S. 56.
2) Jacob E. Mabe (Hrsg.): Das Afrika-Lexikon. Ein 
Kontinent in 1000 Stichwörtern. Peter Hammer 
Verlag, Verlag J. B. Metzler, Stuttgart 2001, S. 
308 (Stichwort: Kongo (Demokratische Republik, 
Ex-Zaïre)
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Sie sind unser Vertrieb!

Mit Ihrer Hilfe erreichen wir mehr Menschen.

Abo-Preis:

10 Hefte pro
Ausgabe

10 €

Seit 2015 existiert das Free21-Magazin in ge
druckter Form und seither gibt es den Gedanken,  
Free21 in den Zeitschriftenhandel zu bringen, 
um die Reichweite zu erhöhen. Doch immer 
wieder kommen wir zu dem Schluss: Das geht 
einfach nicht! Warum?

Der gesamte Pressehandel läuft über sog. 
Grossisten – an denen führt kein Weg vorbei. Sie 
sind die Distributoren zwischen den Verlagen 
und Zeitschriftenhändlern. Im Prinzip reichen 
sie das Produkt „Zeitschrift/Zeitung” weiter – 
aber sie diktieren die Mindestproduktion der 
Verlage und die Abnahmemengen der Händler 

und  sie entsorgen alte Ausgaben, wenn eine  
neue erscheint. Dafür kassieren sie ihren Anteil! 
Genau dadurch wird die einzelne(!) Zeitschrift 
sehr teuer. Denn im Endeffekt bezahlt der Leser 
die Überproduktion und Entsorgung von bis zu 
80% der Auflage. So landet Papier, Information, 
Arbeit im Müll und viel Geld beim Grossisten 
– und das mit jeder einzelnen Ausgabe.

Wir bleiben also dabei: Unsere Abonnenten 
sind unser Vertrieb! Als Abonnent erhalten 
Sie zehn Magazine für 10,- Euro. Geben Sie 
sie weiter an Freunde, Bekannte oder andere 
Interessierte! 
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Eine utopische Welt

Ist eine andere Welt möglich? Viele 
andere Welten sind möglich! Thiemo 
Kirmse glaubt an die menschlichen 
Möglichkeiten. Seine Utopie soll nur 
eine von vielen sein. Detailliert und 
ausgemalt für eine geteilte Vision, 
soll sie vor allem Ideen liefern und 
zur Diskussion anregen.

Buch + ePUB-Version               8,90 €
ePUB zum Download               6,99 €

Dieses Buch beendete die erfolg-
reiche akademische Karriere des 
Wirtschaftshistorikers Antony Sutton 
(1925–2002). Nicht weil es voller Feh-
ler war. Im Gegenteil. Sutton war 
gewarnt worden, dass er eine Veröf-
fentlichung „nicht überleben würde.“

Anonym wurden ihm die Mitglieder-
listen des einflussreichen Geheim-
bundes „Skull and Bones“ an der 
Yale Universität zugespielt. Damit 
sprang ihm das Bild einer Organisati-
on ins Auge, die über mehrere Gene-
rationen hinweg die wichtigsten Ent-
scheidungen der USA gesteuert oder 
zumindest mitgesteuert hat und da-
bei das Prinzip „Teile und Herrsche“ 
perfektionierte.

Free21 veröffentlicht seine umfas-
sende Recherche inkl. Kopien histo-
rischer Dokumente des Ordens in ei-
ner neu überarbeiteten Übersetzung 
von Axel B.C. Krauss.

Buch + ePUB-Version  	        19,90 €
ePUB zum Download  	        14,99 €

free21abo.de
JETZT BESTELLEN

Die Tunander Protokolle

Dieses Heft enthält einige der wich-
tigsten Arbeiten zum Kalten Krieg 
des Friedensforschers und Histori-
kers Ola Tunander. Es könnte auch 
für Sie zu einer Landkarte werden, 
die Ihnen hilft, die heutige Welt bes-
ser zu verstehen.

Druckausgabe                        7,50 €

Amerikas geheimes 
Establishment


